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Zusammenfassung
Siddy Wronsky gehört – im Besonderen als langjäh-
rige Leiterin des Archivs für Wohlfahrtspflege, der
Vorgängerinstitution des Deutschen Zentralinstituts
für soziale Fragen (DZI) – zu den sozialen Persönlich-
keiten des 20. Jahrhunderts, die durch ihr Wirken
wesentliche Anstöße und Ideen für die Sozialarbeit
entwickelten und diese in theoretische Grundlagen
und ihre praktische Anwendung umsetzten. Anlass
für eine Würdigung durch diesen Beitrag ist die
125. Wiederkehr ihres Geburtstages.
Abstract
Siddy Wronsky belongs to those social work perso-
nalities who have created through their work – she
in particular in her function as long-term head of
the welfare archive, the predecessor of the German
Institute for Social Issues (DZI) – substantial impacts
on and ideas for social work and have translated
these into theoretical principles and their practical
application. The occasion for this appreciation is the
125th anniversary of her birthday.
Schlüsselwörter
soziale Persönlichkeit – Soziale Arbeit – historische
Entwicklung – Theorie-Praxis – Archiv für Wohl-
fahrtspflege

Persönlicher Lebensweg
Siddy Wronsky wurde am 20. Juli 1883 als Sidonie
(Kurzform: Siddy) Neufeld in Berlin geboren. Sie 
war das zweitälteste Kind von Max Moses Neufeld
(1850-1931) und dessen Ehefrau Thekla, geborene
Kleinmann, neben drei Schwestern und drei Brü-
dern.1903 legte Siddy Wronsky eine wissenschaft-
liche Lehrerinnenprüfung ab. Diese Ausbildung er-
weiterte sie durch ein zweijähriges Aufbaustudium
der Heil- und Sonderpädagogik unter anderem bei
Walter Fürstenheim (1879-1967), der in Frankfurt
am Main lehrte und wirkte. Verheiratet war sie mit
dem Kaufmann Eugen Wronsky, der wie sie selbst
im Archiv für Wohlfahrtspflege beschäftigt war, und
der im Jahr 1932 verstarb.Siddy Wronsky musste
Deutschland im Jahr 1934 verlassen, sie starb am
7. Dezember 1948 im Alter von 65 Jahren in Jerusa-
lem (Reinicke 1998d, S. 642-645).

Berufliche Tätigkeit 
Vermutlich im Rahmen der sich entwickelnden und
durch Öffentlichkeitsarbeit unterstützten Aktivitäten

der„Mädchen- und Frauenarbeit für soziale Hilfs-
arbeit“ bekam sie Kontakt zur „Auskunftsstelle der
Deutschen Gesellschaft für ethische Kultur“, am 20.
Juni 1906 umbenannt in „Zentrale für private Für-
sorge e.V.“, und deren Leiter Albert Levy. Ungefähr
1914 war Siddy Wronsky Mitglied des Vorstandes
der Zentrale, nach dem Tode Albert Levys im Jahr
1922 folgte sie ihm als Leiterin der Zentrale 
für private Fürsorge und des Archivs für Wohlfahrts-
pflege. Aufgabe der Zentrale war die Beratung von
Bürgern und Bürgerinnen, die anderen helfen woll-
ten. Darüber hinaus wurden alle umfangreichen
Unterlagen (Drucksachen, Berichte, Mitteilungen),
die Aussagen über soziale Institutionen in Berlin
enthielten, gesammelt und Interessierten zur Verfü-
gung gestellt.

Nach dem Ausbruch des Ersten Weltkrieges stellte
sich die Zentrale den anstehenden Herausforderun-
gen und richtete eine „Kriegsabteilung“ein, der ein
beratender „Kriegsrat“zur Seite stand, dem auch
Siddy Wronsky angehörte (Die Kriegsabteilung
1914, S.2). Sie sah neben der Hilfe im Einzelfall die
Bedeutung der Zentrale in einem anderen Bereich:
„In ihrem Begriff als Zentralstelle hat sie die Groß-
Berliner Wohlfahrtspflege während des Krieges zu
leiten und auf die neuen Verhältnisse einzustellen
versucht, was ihr wohl in der Hauptsache gelungen
zu sein scheint. Ein Indiz für diese wichtige Rolle
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dürfte die enge Zusammenarbeit mit dem Nationa-
len Frauendienst sein, in dessen Vorstand Siddy
Wronsky von Beginn an mitarbeitete“ (Degethoff
de Campos 1993, S. 59-61). Für die ehrenamtlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurde 1915 eine
Weiterbildung angeboten, um durch Vermittlung
theoretischer Kenntnisse deren Hilfstätigkeit zu
unterstützen.Siddy Wronsky hielt das Referat „Die
Fürsorge in ihren verschiedenen Gebieten“, in dem
sie unter anderem auf den „einschneidenden Ein-
fluss für die Wohlfahrtspflege Groß-Berlins ...durch
die Wirkungen, welche die in dieser Zeit zu einer
ungewöhnlich hohen Entwicklung gelangte Frauen-
bewegung hervorgerufen hatte“, hinwies. Ausge-
bildete Sozialarbeiterinnen waren wichtige Kräfte
„der Berliner Kriegsfürsorge“(Wronsky 1916, S. 85).
Im Jahr 1922 konstituierte sich auf Vorschlag von
Siddy Wronsky die „Berliner Wohlfahrtsvereini-
gung“, ein Zusammenschluss von öffentlicher und
freier Wohlfahrtspflege, um grundsätzliche Fragen
der Wohlfahrtspflege gemeinsam zu lösen. Für die
erste Zeit übernahm sie den Vorsitz.

Im Alter von 23 Jahren übernahm Wronsky die ehren-
amtliche Leitung des Archivs für Wohlfahrtseinrich-
tungen, dem späteren Archiv für Wohlfahrtspflege.
1910 zeichnete sie gemeinsam mit ihrem Ehemann
für die Herausgabe des Auskunftsbuches der sozia-
len Einrichtungen Berlins in der vierten Auflage ver-
antwortlich, weitere Auflagen sollten folgen. Das
Auskunftsbuch enthielt wichtige Informationen für
alle, die sich mit sozialen Fragen und Problemen be-
schäftigten.1925 gab sie gemeinsam mit Ernst
Behrend und Oskar Karstedt die Reihe „Die Wohl-
fahrtspflege in Einzeldarstellungen“heraus und von
1925 bis 1933 war sie Mitherausgeberin und verant-
wortliche Redakteurin der Fachzeitschrift „Deutsche
Zeitschrift für Wohlfahrtspflege“. Die von Siddy
Wronsky begonnene Arbeit findet heute ihre Fort-
setzung in der Zeitschrift „Soziale Arbeit“des Deut-
schen Zentralinstitut für soziale Fragen (DZI).

Wronsky sah das Archiv für Wohlfahrtspflege ins-
besondere als Weiterbildungseinrichtung. Aus den
Erfahrungen ihrer praktischen Tätigkeiten, unter
anderem mit Schülerinnen der Sozialen Frauenschu-
len und mit im Archiv um Rat Suchende, erkannte
sie die Notwendigkeit für Weiterbildungsangebote.
Gemeinsam mit Dr. Ernst Joël (1893-1929), Stadt-
Oberschularzt in Berlin-Kreuzberg, Leiter der Schul-
gesundheitsfürsorge und der Trinkerfürsorge, führte
sie zum Beispiel 1928 im Archiv für Wohlfahrtspfle-
ge „Übungen zur Erkenntnis psychologischer und
sozialer Zusammenhänge“anhand einzelner Fürsor-
gefälle durch.
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Dass die schönste Nebensache der Welt auch zur
Hauptsache avancieren kann, bestätigen sicher nicht
nur eingefleischte Fußballfans. Historisch verbürgt
ist die Tatsache, dass der Gewinn des Weltmeister-
schaftstitels 1954 den Deutschen nach der desaströ-
sen Erfahrung von Nazi-Diktatur und Zweitem Welt-
krieg viel Selbstwertgefühl zurückgegeben hat. Der
WM-Titel 1990 wurde beiderseits der Elbe bejubelt
und vermittelte wenige Monate vor der Wiederver-
einigung ein vorweggenommenes Gefühl der neu
gewonnenen Einheit. Durch die fröhliche, gast-
freundliche WM 2006 schließlich hat sich Deutsch-
land im Ausland Sympathien erworben. Selbst die
junge Generation der Briten verbindet unser Land
seitdem nicht mehr vorwiegend mit„Blitzkrieg“und
Handtuchstreit auf Mallorca, sondern mit Sommer,
Sonne und Ausgelassenheit beim Public Viewing auf
den Fanmeilen in Berlin und anderswo.

Ob die Europameisterschaft 2008 einmal einen ähn-
lichen Platz im kollektiven Gedächtnis einnehmen
wird, ist noch offen. Denkwürdig war auf jeden Fall
in den Metropolen die Aufgeschlossenheit der ver-
schiedenen nationalen Fangruppen füreinander.
Schon als die deutsche und die türkische Mann-
schaft noch beide im Rennen waren, flatterten an
vielen Autos in Stadtteilen mit hohem Migranten-
anteil die Flaggen beider Länder. Als das deutsche
Team gegen die Türkei in letzter Minute das Sieges-
tor erzielte, blieben nicht nur Krawalle aus, sondern
skandierten Fans beider Couleur mit Blick auf das
Halbfinale gemeinsam„Deutsch–land!“. Im Internet
kursierte die deutsche Hymne mit orientalisch ani-
mierter Melodie. Das Gemeinschaftsgefühl offen-
barte sich spontan, unwillkürlich – und verführte
den Berliner Migrationsbeauftragten zu dem hoff-
nungsfrohen Fazit:„Vielleicht sind wir bei der Inte-
gration ja weiter, als manche Schlagzeilen nahe-
legen.“

… jedoch nicht überall: Die Freiburger Islamwissen-
schaftlerin Fatma Sagir stellte im„Tagesspiegel“fest,
in ihrer Stadt sei die Rollenverteilung klar: Wir hier,
dort die anderen.Auf dem Land ticken die Uhren –
und die Menschen – wohl doch noch anders.

Burkhard Wilke
wilke@dzi.de

DZI-Kolumne
Flaggenparade
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Lehrtätigkeit
Ein wichtiger Bereich ihres beruflichen Handelns
war ihr Wirken für eine qualifizierte Ausbildung der
Sozialarbeiterinnen. Durch ihre beschriebenen Tätig-
keiten wusste sie, welche Probleme künftige Sozial-
arbeiterinnen in ihrer Praxis zu bewältigen hatten
und welche Qualifikationen sie dafür benötigten.

Soziale Frauenschule Berlin-Schöneberg
Alice Salomon schuf mit dem Aufbau der Jahres-
kurse 1899 und der Gründung der ersten Sozialen
Frauenschule 1908 in Berlin die Voraussetzungen 
für eine Weiterentwicklung des Berufes der Sozial-
arbeiterin.1918 kam es in Zusammenarbeit zwischen
dem Preußischen Innen- und Kultusministerium und
der Konferenz der Sozialen Frauenschulen zur Verab-
schiedung der ersten staatlichen Prüfungsordnung.
Darin waren Übergangsregelungen für Kräfte vorge-
sehen, die bereits in der Praxis der Wohlfahrtspflege
tätig waren. Für diese wurden Nachschulungslehr-
gänge eingerichtet.„Siddy Wronsky übernahm die
Organisation, arbeitete das Programm aus und be-
riet Hörer und Dozenten. Alice Salomon war über-
zeugt, dass die erfolgreiche Durchführung der Lehr-
gänge nur den Fähigkeiten und der Hingabe Siddy
Wronskys zuzuschreiben war“(Heitz 1988, S.23-24).
Sie blieb dieser Ausbildungsbildungsstätte als ne-
benamtliche Dozentin erhalten, denn sie übernahm
nach dem Tode Albert Levys das Fach Wohlfahrts-
pflege.„Sie las über historische und systematische
Fragen der Wohlfahrtspflege, Kriegshinterbliebe-
nen- und Beschädigtenfürsorge und Berufskunde.
Daneben betreute sie die praktische Ausbildung 
der Schülerinnen“(Konrad 1987, S.461). Für Siddy
Wronsky war die Verknüpfung von Theorie und Pra-
xis ein wichtiges Anliegen der Sozialarbeiterausbil-
dung. Der wissenschaftlichen Aufklärung überge-
ordnet war die „Bildung der Persönlichkeit“, denn
wie Siddy Wronsky schrieb: „Die Wohlfahrtsschule
soll nicht als wissenschaftliches Forschungsinstitut
angesehen werden, sondern als Fachschule, die Men-
schen für die praktische Sozialarbeit fähig machen
soll. Ihre Ausbildung muss ein bestimmtes Maß von
Wissensstoff bieten und befähigen, diesen praktisch
anzuwenden“(Wronsky 1930a, S. 61).

Sonderlehrgang für Arbeiterinnen 1920
Arbeiterkindern und Kindern aus Familien mit gerin-
gem Einkommen war der Zugang zur Ausbildung an
einer Sozialen Frauenschule vor 1918 kaum möglich.
Die Gründe dafür lagen in den fehlenden schuli-
schen Voraussetzungen und in den unzureichenden
finanziellen Mitteln. Nach der Revolution 1918 wur-
de die Forderung aus Arbeiterkreisen erhoben,„an
den Aufgaben der beruflichen Wohlfahrtspflege teil-

nehmen zu können“. An die Sozialen Frauenschu-
len wurde die Kritik gerichtet, dass sie „den Weg 
in den sozialen Beruf ausschließlich für Mädchen
mit höherer Schulbildung öffneten. Wiederholt
wurde in der Arbeiterpresse darüber Klage geführt,
dass alle höheren Posten auf sozialem Gebiet schon
während des Krieges und auch jetzt mit Frauen aus
bürgerlichen Kreisen besetzt wurden, die akademi-
sche Bildung oder Ausbildung auf einer sozialen
Frauenschule erhalten hatten, und dass daher von
der Fürsorge für die kulturell weniger entwickelten
Schichten die Arbeiterinnen ausgeschlossen blie-
ben“(Salomon 1920).

Nach Verhandlungen zwischen den Sozialen Frauen-
schulen, Vertretern von Gewerkschaften und ver-
schiedenen Ministerien über die Möglichkeiten, eine
Ausbildung von Frauen aus Arbeiter- und Gewerk-
schaftskreisen zu schaffen, um dem Bedarf an Fach-
kräften für soziale Aufgaben aus diesen Bevölke-
rungsgruppen gerecht zu werden, wurden in Berlin,
Hamburg und München sechsmonatige Sonderlehr-
gänge an Sozialen Frauenschulen eingerichtet. In
Berlin übernahm die Soziale Frauenschule in Schö-
neberg diese Aufgabe. Die Leitung des Lehrgangs
oblag Alice Salomon, Siddy Wronsky gehörte zum
Lehrkörper. Es wurden 34 Frauen in den Lehrgang in
Berlin aufgenommen, davon kamen „zwanzig aus
Arbeiterfamilien, zehn aus Handwerkerfamilien, vier
aus Familien von Unterbeamten“ (Bericht ohne Jahr,
S. 2-3).

Jugendpflegeschule der Sozialen
Arbeitsgemeinschaft Berlin Ost
Träger dieser Ausbildungsstätte waren die Soziale
Arbeitsgemeinschaft Berlin Ost (SAG), die Deutsche
Zentrale für Jugendfürsorge und die Zentralstelle für
Volkswohlfahrt. Die erste Veranstaltung fand vom
Februar bis April 1919 und die zweite vom 13.Okto-
ber 1919 bis 28. März 1920 in den Räumen der SAG,
Berlin O 17, Fruchtstrasse 62, der heutigen Straße
der Pariser Kommune, statt.Siddy Wronsky war hier
Dozentin zu der Thematik „Grundlagen für die Arbeit
an der Jugend“. Sie lehrte über„Die wichtigsten in
der freien Wohlfahrtspflege tätigen Verbände“. Das
Ziel der Jugendpflegeschule war, dem Mangel an
„vorgebildeten Hilfskräften“zu begegnen. „Wir, die
wir in der Arbeit für die Großstadtjugend stehen, die
wir Arbeiterjugendpfleger brauchen, die wir Fürsor-
gehelfer in die Familien schicken müssen und Mitar-
beiter in den Jugendämtern suchen, stellen fest,
dass auf allen diesen Gebieten genügend vorgebil-
dete Helfer, besonders auf der männlichen Seite,
nicht vorhanden sind. Eine Ausbildung von Jugend-
pflegern im weitesten Sinne des Wortes ist also not-
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wendig“, schrieb Friedrich Siegmund-Schultze (Rei-
nicke 1985, S. 516-518).

Seminar für Jugendwohlfahrt
Die erste Einrichtung, die in Deutschland Männer für
die Tätigkeit in der Sozialarbeit ausbildete, war das
im Jahr 1923 von Carl Mennicke gegründete Seminar
für Jugendwohlfahrt, die spätere Wohlfahrtsschule
des Sozialpädagogischen Seminars an der Deutschen
Hochschule für Politik,1931 umbenannt in „Berliner
Seminar für Sozialarbeiter“. Die Spitzenverbände der
freien Wohlfahrtspflege, der Deutsche Städtetag und
verschiedene Ministerien des Deutschen Reiches
brachten dieser Ausbildungsstätte großes Interesse
entgegen. Im Kuratorium und dem Schulausschuss
waren führende Vertreterinnen und Vertreter dieser
Institutionen beteiligt, Siddy Wronsky wurde von
1924 bis 1933 als Einzelpersönlichkeit Mitglied in
diesen Gremien (Reinicke 1987b).

Deutsche Akademie für pädagogische 
und soziale Frauenarbeit
Von 1925 bis 1933 war Siddy Wronsky Vorstands-
mitglied der Deutschen Akademie für pädagogische
und soziale Frauenarbeit, die Wohlfahrtspflegerinnen
für Leitungs- und Forschungsaufgaben qualifizierte.
Der erste Jahreskursus für Wohlfahrtspflegerinnen,
Jugendleiterinnen, Volksschul- und Berufsschulleh-
rerinnen begann im Oktober 1926. Zugelassen wur-
den diejenigen,„die sich für ein Studienjahr freima-
chen können, und die nach abgeschlossener Berufs-
ausbildung mindestens drei Jahre ihren Beruf aus-
geübt haben. Ferner werden auch Akademikerinnen
mit abgeschlossenem Studium zugelassen, die den
Übergang in eine soziale oder sozialpädagogische
Berufsarbeit suchen. Der Unterricht wird in der Form
von Arbeitsgemeinschaften erteilt. Das Programm
enthält die Namen hervorragender Dozenten“(Rei-
nicke 1987a). Siddy Wronsky leitete die Arbeitsge-
meinschaft „Zur Methodik der Wohlfahrtspflege I“.
Weitere Lehrtätigkeiten sollten folgen.

Weitere Tätigkeitsfelder
Bereits in den Aufbaujahren ab 1914 kümmerte sich
Siddy Wronsky um die Belange der Sozialen Kran-
kenhausfürsorge. Die Entwicklung dieses Aufgaben-
bereiches begann in Berlin mit der Unterstützung
des „Komitees Soziale Krankenhausfürsorge“, das
Alice Salomon leitete. Das Komitee leistete Öffent-
lichkeitsarbeit, regelte den Einsatz von ehrenamtli-
chen Kräften, koordinierte den Schriftwechsel mit
den Behörden, den Erfahrungsaustausch der Mitar-
beitenden untereinander und versuchte, Neue zu
gewinnen. Am 27. März 1920 wurde die Kranken-
hausfürsorge in die Verantwortung der städtischen

Verwaltung übernommen. Henriette May und Siddy
Wronsky waren die beiden ersten Frauen, die im
Krankenhaus Berlin-Kreuzberg die Soziale Kranken-
hausfürsorge aufgebaut hatten und durchführten.
Der Verwaltungsdirektor notierte im März 1914:
„Von den Mädchen- und Frauengruppen für soziale
Hilfsarbeit wird wöchentlich einmal eine Dame hier
vorsprechen, bei welcher etwaige Patientinnen, de-
ren häusliche und sonstigen Verhältnisse misslich
sind, sich Rat holen können.” Seiner vorgesetzten
Behörde schrieb er am 15. April 1914, „dass als so-
ziale Fürsorgerin für die hiesige Anstalt Frau Henri-
ette May ...und als Vertreterin Frau S.(iddy) Wronsky
... bestimmt sind“(Reinicke 2005). In dem von Siddy
Wronsky verantworteten Rechenschaftsbericht der
Berliner Ortsgruppe des Jüdischen Frauenbundes für
den Zeitraum 1914 bis 1916 hieß es: „Der Fürsorge-
arbeit am Krankenhaus der Jüdischen Gemeinde
wurden von der Ortsgruppe neue Mitarbeiterinnen
zugeführt und in enge Verbindung zu der allgemei-
nen sozialen Krankenhausfürsorge, in der vier Mit-
arbeiterinnen der Ortsgruppe bereits tätig waren,
gebracht. Die Fürsorge erstreckt sich auf regelmäßi-
ge Besuche auf den Stationen des Krankenhauses
und auf Hilfeleistungen für die Patienten in Bezug
auf Erholungsaufenthalt, Geldfürsorge, Fürsorge 
in den Wohnungen für die Kinder und ähnlichem“
(Zweiter Rechenschaftsbericht 1916, S.13).

1926 gehörte Siddy Wronsky zu den Gründungsmit-
gliedern der Deutschen Vereinigung für den Fürsor-
gedienst im Krankenhaus, einer Interessenvertretung,
die die psychosoziale Beratung, Betreuung und am-
bulante Nachsorge von Krankenhauspatienten und
-patientinnen aufbauen und unterstützen wollte.
Diese Vereinigung arbeitet heute unter dem Namen
„Deutsche Vereinigung für Sozialarbeit im Gesund-
heitswesen“ (DVSG).

Zudem gehörte Siddy Wronsky dem Beirat des 1919
gegründeten Hauptausschusses für Arbeiterwohl-
fahrt (AWO) an. Durch ihre leitende Tätigkeit in der
Zentrale für private Fürsorge, im Archiv für Wohl-
fahrtspflege und weiteren Gremien war sie an der
Gestaltung der sozialpolitischen Landschaft aktiv
beteiligt. So wies sie im Jahr 1920 darauf hin, „dass
sich die öffentliche Wohlfahrtspflege in der gegen-
wärtigen Situation nicht der Erwerbstätigen und Er-
werbsfähigen und der eingeschränkten Leistungen
der Sozialversicherung anzunehmen habe, dass so-
gar die soziale Gesetzgebung momentan nicht im
Mittelpunkt der Aufmerksamkeit stehen sollte“. Ent-
scheidend war aus ihrer Sicht, „sich der Erwerbsbe-
schränkten und Erwerbsunfähigen anzunehmen“.
Bis 1926 leitete sie die Fachkommission für literari-
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sche Arbeiten und Archivwesen des Hauptausschus-
ses der AWO und war Mitglied in der Fachkommis-
sion „Jugendwohlfahrt”, die Leitsätze zum Reichs-
jugendwohlfahrtsgesetz erarbeitete. Sie beschäftigte
sich insbesondere mit der Ausbildung von Fachkräf-
ten für die Jugendämter, die nach dem Erlass des
Reichsjugendwohlfahrtsgesetzes überall in Deutsch-
land eingerichtet wurden. Nach Siddy Wronskys
Vorstellungen waren folgende Aspekte zu berück-
sichtigen: Die Ausbildung muss „umfassend und
gründlich“sein,„alle Kreise der Bevölkerung (sind)
hinzuzuziehen. Die Auswahl ist nur nach der Geeig-
netheit für den Beruf zu treffen“. Die bisherigen
Ausbildungsstätten (zum Beispiel Soziale Frauen-
schulen) seien dafür geeignet. Für Personen aus
dem Verwaltungsbereich „ist eine ergänzende so-
ziale Ausbildung“und für die aus Sozialen Frauen-
schulen „eine ergänzende in der Verwaltungslehre
einzurichten“(Juchacz; Heymann 1929, S. 68-69).

Siddy Wronsky war zudem Mitglied des Hauptaus-
schusses und des Fachausschusses „Private Fürsor-
ge“des Deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge und im Rahmen des XI. Kongresses des
Weltbundes für Frauenstimmrecht und staatsbürger-
liche Frauenarbeit, der 1929 in Berlin stattfand, Mit-
glied im Arbeitsausschuss „Soziale Führungen“.

Aktivitäten in der jüdischen Wohlfahrtspflege
Gemeinsam mit Dr. Friedrich Ollendorff leitete Siddy
Wronsky die „Jüdisch-Soziale Arbeitsgemeinschaft“
in Berlin-Charlottenburg. Deren Aufgabe war die
„Heranbildung von Mitarbeitern für jüdische Wohl-
fahrtspflege durch Vorträge und Diskussionsabende
[sowie die] Teilnahme an der Tätigkeit jüdischer
Wohlfahrtseinrichtungen“(Zentrale für private Für-
sorge e.V. 1921/1922, S. 89).

Als im Februar 1925 die ersten Wahlen zum drei
Jahre zuvor gegründeten „Preußischen Landesver-
band jüdischer Gemeinden“stattfanden, konnten
jüdische Frauen in Berlin zum ersten Mal ihr Wahl-
recht ausüben.Siddy Wronsky wurde als Vertreterin
des Wahlkreises Berlin für die zionistisch orientierte
„Jüdische Volkspartei“gewählt. Sie war Mitglied im
Verbandstag und im Wohlfahrtsausschuss des Preu-
ßischen Landesverbandes. Der Verbandstag war ne-
ben dem Vorstand ein Entscheidungsgremium des
Preußischen Landesverbandes (Führer durch die
jüdische Wohlfahrtspflege in Deutschland 1928, S.
23, S. 186). 1929 tagte unter ihrer Leitung die „Be-
völkerungspolitische Konferenz“dieses Landesver-
bandes (Konrad 1987, S.463). Sie war Mitglied im
Hauptausschuss des Wohlfahrtsamtes der Jüdischen
Gemeinde Berlin, Beisitzerin im Vorstand der 1920

gegründeten Jüdischen Kinderhilfe und Mitglied im
Präsidium der 1925 gegründeten Hauptstelle für jü-
dische Wanderfürsorge (Obdachlosenarbeit). Als
Vorstandsmitglied der 1917 entstandenen „Zentral-
wohlfahrtsstelle der deutschen Juden“galt Siddy
Wronsky dort als profilierte Vertreterin einer reform-
orientierten Sozialarbeit. Seit Mitte der 1920er-Jahre
gab es eine Zusammenarbeit mit Friedrich Ollen-
dorff (1889-1951), ab 1917 Vorstandsmitglied und
ab 1927 Geschäftsführer der Zentralwohlfahrtsstelle
der deutschen Juden (ZWSt). Beide waren Anhänger
der zionistischen Bewegung (Reinicke 2007). Zum
Zionismus wandte sie sich nach ihrer Erfahrung mit
dem sozialen Elend unter den ostjüdischen Flücht-
lingen in Berlin. Gegen Ende des Ersten Weltkriegs
fand sie Anschluss an das für jüdische Flüchtlinge
aus dem Osten gegründete Jüdische Volksheim im
Berliner Scheunenviertel und wurde Mitglied von
„Poale Zion“(hebräisch für „Arbeiter Zions“), eine
zum Zionismus tendierende Gruppierung in der
jüdischen Sozialdemokratie. Von 1920 bis 1923 war
Siddy Wronsky Vorsitzende des Bundes zionistischer
Frauen Deutschlands (Wieler 1993).

Kinder und Jugendliche aus Osteuropa waren häufig
von den Folgen der Progrome betroffen, viele verlo-
ren ihre Eltern. Auch für sie galt es, Hilfen zu entwi-
ckeln. Im Jahr 1922 wurde unter Mitwirkung von
Siddy Wronsky der Verein Ahawah (hebräisch für
Liebe) gegründet, der für diese Kinder und Jugendli-
chen Betreuungs- und Unterbringungsmöglichkeiten
schuf. Das von ihm betriebene Heim Ahawah befand
sich in Berlin-Mitte, Auguststraße 14/16. Es bot 120
„jüdischen schutzlosen und verwaisten Kindern vor-
übergehend oder dauernd bis zum 18. Jahr“Betreu-
ung und Unterkunft (Zentrale für private Fürsorge
e.V. 1927, S. 47). Siddy Wronsky arbeitete aktiv im
seit 1904 bestehenden Jüdischen Frauenbund mit.
1914 war sie Vorsitzende der Ortsgruppe „Groß-Ber-
lin“. Mit Henriette May, einer führenden Vertreterin
des Frauenbundes, verband sie eine enge Zusam-
menarbeit.

Lehrbücher und weitere Veröffentlichungen
Siddy Wronsky erarbeitete für die in der Ausbildung
und Praxis der Sozialarbeit Tätigen wichtige Mate-
rialien für das berufliche Handeln. In ihren Arbeiten
spürt man das Bemühen, den jungen Beruf der So-
zialarbeiterin auf eine wissenschaftlich und metho-
disch fundierte Grundlage zu stellen. Das erste
Standardwerk war der 1921 erschienene „Leitfaden
der Wohlfahrtspflege“, gemeinsam mit Alice Salo-
mon herausgegeben. Dora Peyser (Reinicke 1998b)
schrieb in ihrer von Hedwig Landsberg (Reinicke
1998a) angeregten Biographie über Alice Salomon:
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„Die Anregung zum Leitfaden der Wohlfahrtspflege
kam von Siddy Wronsky, der Leiterin der Berliner
Zentrale für private Fürsorge und des Archivs für
Wohlfahrtspflege, die lange Jahre an Alice Salomons
Wohlfahrtsschule unterrichtete“(Peyser 1958, S. 87).
Alice Salomon äußerte:„Es gab keine ‚verkaufsfer-
tige’ Wissenschaft der sozialen Arbeit, die wir im
Unterricht hätten anwenden können, der Lehrkör-
per musste sie selbst entwickeln. Es gab keine Lehr-
bücher – wir mussten sie schreiben.Was wir leiste-
ten, war wirkliche Teamarbeit; eine sehr enge Zusam-
menarbeit, die der Schule den besonderen Charakter
verlieh, den die Ausbildung zur sozialen Arbeit erfor-
derte“(Salomon 1983, S.102-103).

Weitere Grundlagenwerke waren das „Quellenbuch
zur Geschichte der Wohlfahrtspflege“, Berlin 1925
von Siddy Wronsky und die gemeinsam mit Alice
Salomon unter Mitwirkung von Eberhard Giese
1926 herausgegebene „Soziale Therapie“, Berlin
1926. Die Anzahl ihrer Publikationen ist beachtlich.
Allein nach der von Franz-Michael Konrad vor 20
Jahren zusammengestellten Bibliographie umfasst
die Literaturliste rund 142 Arbeiten und rund 75
Rezensionen (Konrad 1987, S. 467-470).

Leitfaden der Wohlfahrtspflege
„Mit diesem Buch wird der Versuch gemacht, einen
Überblick über die Grundlagen, die Entwicklung, den
Aufgabenkreis der Wohlfahrtspflege zu geben ...
Das Buch enthält ...außer dem reinen Wissensstoff
auch Bildungs- und Gesinnungsstoff, wie das zum
Wesen jeder sozialen Ausbildung und Schulung ge-
hört. In diesen Auffassungen begegnete ich mich
vollkommen mit meiner Mitarbeiterin Siddy Wrons-
ky, der ich die Anregung zu diesem Buch verdanke,
deren Beteiligung und Rat mich förderte und unter-
stützte weit über das hinaus, was als ihr Anteil an
diesem Buch erscheint.“(Salomon 1921, IV).

„Für den Unterricht in der Wohlfahrtspflege“, schrieb
Alice Salomon im Vorwort der dritten Auflage, „stellt
dieser Leitfaden, den ich zuerst auf Anregung von
Frau Wronsky und mit ihrer Beteiligung 1920 her-
ausgab, einen ersten Versuch dar ... Seit Erscheinen
der ersten beiden Auflagen dieses Buches ist auch
das Preußische Ministerium für Volkswohlfahrt der
Frage einer Bearbeitung von Lehr- und Unterrichts-
plänen für die Wohlfahrtsschulen näher getreten
(1926). Es hat Kommissionen zur Ausarbeitung von
Entwürfen für einzelne Fächer eingesetzt. An der Be-
arbeitung für den Lehr- und Unterrichtsplan in der
Wohlfahrtspflege hat außer der Herausgeberin die-
ses Leitfadens Frau S. Wronsky mitgewirkt“ (Salo-
mon 1928, III).

Quellenbuch zur Geschichte der Wohlfahrtspflege
Mit dem Quellenbuch schuf Siddy Wronsky ein Werk,
das heute bedauerlicherweise in Vergessenheit ge-
raten ist. Es setzt sich mit den Wurzeln der Geschich-
te der Sozialarbeit auseinander und bietet die Mög-
lichkeit, eine Identitätsbildung für heutiges sozial-
arbeiterisches Tun zu entwickeln. „Ein Beruf kann
seine Identität und sein Selbstverständnis nur fin-
den, wenn er sich auch mit historischen Gegeben-
heiten und Erfahrungen auseinandersetzt und da-
raus lernt“(Reinicke 1990, S.1-2).

Das Quellenbuch enthält „Gesetze(n), Inschriften,
Predigten, Satzungen, Verfassungen und Program-
me(n) aus der Geschichte der Wohlfahrtspflege ...Es
will durch die Darbietung dieses Stoffes das Verständ-
nis für die Bedeutung der Wohlfahrtspflege für das
Kultur- und Wirtschaftsleben erleichtern und för-
dern“ (Wronsky 1925,V). Das Buch „wird endlich
die Versuche, die Wohlfahrtspflege wissenschaftlich
einzuordnen, durch Erkenntnis der sie bewegenden
Gesetze fruchtbarer gestalten. Es wurde auch bei den
Äußerungen vieler Völker und Zeiten der Wunsch
wieder rege, das Verständnis der Nationen unterein-
ander zu vertiefen durch das Wissen, dass bei allen
Kulturvölkern die gleichen Motive der gegenseitigen
Hilfe und der Wunsch nach Vervollkommnung Werke
der Wohlfahrtspflege geschaffen haben, die sich nur
durch ihre Ausdrucksweise nach Zeit, Sprache und
Wirtschaftslage voneinander unterscheiden“ (ebd.).

Die Wohlfahrtspflege im Deutschen Reiche
Aus Siddy Wronskys Archiv- und Beratungsarbeit ent-
stand das Projekt, die Angebote und Institutionen
der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege, in
Deutschland darzustellen, um deren Wirken einer
größeren Fachöffentlichkeit zugänglich zu machen.
Gemeinsam mit ihrer Mitarbeiterin und ehemaligen
Schülerin an der Sozialen Frauenschule Schöneberg,
Margarete Miller (1894-1976), gab sie 1925 das
Auskunftsbuch „Die Wohlfahrtspflege im Deutschen
Reiche” heraus (Archiv für Wohlfahrtspflege 1925).

Soziale Therapie
Diese Veröffentlichung brachten Siddy Wronsky und
Alice Salomon 1926 heraus. Es ist eine Zusammen-
stellung von Fallbeispielen aus unterschiedlichen
Praxisfeldern der Sozialarbeit, der Familien-, Trinker-
und der Gesundheitsfürsorge sowie Jugendwohl-
fahrt, die im Archiv für Wohlfahrtspflege über viele
Jahre zusammengetragen und so einem breiten
Fachpublikum vorgestellt wurden. In ihrer Einleitung
machten die Verfasserinnen deutlich,„…die Berichte
der Fürsorger gelangten kaum zur Kenntnis des
nächsten Mitarbeiterkreises. Selbst die ausübenden
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Kräfte sahen meist nur einen Querschnitt, nur Augen-
blicksbilder und Entwicklungen, kurze Abschnitte.
Aber erst wenn man die Schicksale der Menschen,
mit denen es die Fürsorge zu tun hat, über lange
Jahre verfolgt, kann man zu einem Urteil darüber
gelangen, ob die Diagnose des Fürsorgers richtig
war, ob die Methoden der Behandlung den beab-
sichtigten Erfolg erzielten, ob überhaupt menschli-
chen Nöten mit den Mitteln, Gesetzen und Einrich-
tungen beizukommen ist, über die wir bisher ver-
fügten“(Wronsky 1926, III-V).

Diese Unterlagen sollten natürlich auch den Ausbil-
dungsstätten zur Verfügung gestellt werden. Die Ver-
fasserinnen wollten damit Material in die Hände ge-
ben, „das zum Nachdenken anregt, das die Schwie-
rigkeiten der Aufgaben zeigt, das die verschieden-
artigste Beurteilung hervorrufen kann und zur Erör-
terung lehrreichen Stoff gibt“ (ebd.). Eine interes-
sante Aussage beendet die Einleitung: „Bisher hat
es an Material dafür gefehlt. Da es schließlich auch
keine Lehrkräfte gibt, die für ihre Aufgaben an sozia-
len Schulen im besonderen vorbereitet sind, und da
jeder Lehrer sich neu seinen Stoff suchen und erar-
beiten muss, wird das soziale Bildungswesen und
damit der Berufsstand der Wohlfahrtspfleger emp-
findlich beeinträchtigt. Die Herausgeber hoffen des-
halb, mit dieser Schrift den sozialen Unterricht frucht-
barer zu machen“(ebd.).

Methoden der Fürsorge, Sozialtherapie 
und Psychotherapie 
Beide Veröffentlichungen zeigen Entwicklungen auf,
die die professionelle Sozialarbeit in den zwanziger
und dreißiger Jahren des vorigen Jahrhunderts neh-
men wollte. Siddy Wronsky und ihre Partner waren
von den Hilfemöglichkeiten dieser neuen Profession
für die von ihr Beratenen und Betreuten überzeugt.
Es wurden neue Wege der Einzelfallhilfe aufgezeigt,
die die Ansätze des aus der amerikanischen Sozial-
arbeit kommenden „Casework“ berücksichtigten,
ebenso die Erkenntnisse aus der Medizin und Psy-
chologie. Im Nachrichtendienst des Evangelischen
Hauptwohlfahrtsamtes Berlin wurde über die „Me-
thoden der Fürsorge“ausgeführt: „Ein in hohem
Maße bedeutsames Büchlein, in dem die viel beach-
teten Ausführungen zusammengefasst sind. ... Wir
sind ihr von Herzen dankbar und wünschen nur, dass
die inhaltreichen und bedeutungsvollen Ausführun-
gen von recht vielen in der Fürsorge stehenden Per-
sönlichkeiten gelesen und durchdacht werden möch-
ten“ (Nachrichtendienst 1930).

In ihrer Arbeit „Sozialtherapie und Psychotherapie“
bemerkten Siddy Wronsky und Arthur Kronfeld im

Vorwort: „Die Wohlfahrtspflege ist in einer Wand-
lung begriffen“ (Wronsky; Kronfeld 1932). Standen
bisher organisatorische und materielle Fragen im
Mittelpunkt, müssten sich jetzt neue Hilfeansätze
„an dem Ziel der Freiheit und Selbständigkeit des
Menschen im Rahmen der Gesellschaft orientieren“
(ebd.). Sie wollten mit ihrer Publikation Wege „für
eine sinnvolle Behandlung der Hilfsbedürftigen“(ebd.)
aufzeigen und „die Zusammenhänge zwischen dem
sozialen und seelischen Geschehen im Schicksal des
Menschen innerhalb der Gesellschaft“(ebd.) klarle-
gen werden. Zum Schluss hieß es: „Diese Veröffent-
lichung kann nur ein erster Schritt auf dem Wege
der methodischen Gestaltung der Fürsorgearbeit
sein; Ärzte und Sozialarbeiter werden aus ihren Er-
fahrungen auf Grund der Anwendung dieser sozial-
psychologischen Behandlungsmethode Überprüfung
und Ausgestaltung ermöglichen“(ebd.). Betrachtet
man rückblickend die Publikationen Siddy Wronskys,
so wird wieder einmal deutlich, welchen Verlust die
Sozialarbeit mit dem Machtantritt der Nationalso-
zialisten und seinen Folgen erlitten hat.

Aktivitäten nach der Emigration
Ihre Tätigkeit in Berlin endete im Jahr 1933 mit der
Machtübernahme der Nationalsozialisten und dem
damit einhergehenden sofortigen Arbeitsverlust vie-
ler anderer jüdische Bürger und Bürgerinnen. Am 
7.September 1933 emigrierte Siddy Wronsky nach
Palästina. In Haifa wurde sie von Henrietta Szold,
Zionistin und Leiterin der Organisation zur Rettung
jüdischer Kinder und Jugendlicher vor der national-
sozialistischen Verfolgung in Palästina, aufgesucht.
Über die Begegnung schrieb sie an ihre Schwester:
„Letzten Freitag bin ich nach Haifa gefahren, um
FrauWronsky zu treffen; sie ist die geeignetste Per-
son, um uns bei der Ausbildung von Sozialarbeitern
im Lande zu helfen. Siddy Wronsky stand zusam-
men mit Dr.Alice Salomon an der Spitze der sozia-
len Arbeit in Deutschland“ (Heitz 1988, S. 22).

Sie blieb auch in Palästina äußerst aktiv. Ihre ersten
Erfahrungen wurden noch in den Blättern des Jüdi-
schen Frauenbundes veröffentlicht. Sie suchte so
schnell als möglich den Kontakt zur sozialen Praxis
in Haifa. Wronsky berichtete von einem „Willkom-
mensgruß der jungen Fürsorgerin der Gemeinde, die
hier in einem Jahr ein neues Wohlfahrtsamt aufbaute
und das, was sie in einem Studienjahr im Jugend-
heim in Berlin lernte, in der Aufbauarbeit ihrer Hei-
mat neuartig zu gestalten wusste. In der Zusammen-
arbeit mit ihr soll in den nächsten Wochen ein Ein-
dringen in die sozialen Verhältnissen des Landes
möglich werden“ (Wronsky 1933, S.10). Dann verla-
gerte sie ihr Wirken nach Jerusalem, wo sie bis in die
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letzten Lebensjahre im Sozialdepartement des Vaad
Leumi (Nationalrat) tätig war. Ihre bedeutende Leis-
tung lag in der Schaffung von Nachschulungskursen
für eingewanderte Fürsorgerinnen und Fürsorger
und im Aufbau der gesamten sozialen seminaristi-
schen Schulungsstruktur. 1934 begann sie mit dem
Aufbau eines Jerusalemer Sozialarbeiterseminars,
des ersten im Mittleren Osten. Die Jerusalemer Fach-
bibliothek, deren Grundlagen ihre eigene, aus Berlin
mitgebrachte Büchersammlung bildete, trägt ihren
Namen (Brief Irma Neumark 1984).

Sie gründete einen Berufsverband der Fürsorgerin-
nen in Palästina, eine „Society for Mental Hygiene“,
gab eine hebräischsprachige Wohlfahrtspflegezeit-
schrift heraus und plante und baute ein wissen-
schaftliches soziales Institut nach dem Berliner Vor-
bild des Archivs für Wohlfahrtspflege auf. 1936 lei-
tete sie als Mitglied des „International Commitees
of Schools for Social Work“die palästinensische De-
legation auf dem dritten internationalen Kongress
für Sozialarbeit in London.

Nach längerem Leiden starb Siddy Wronsky am 7. De-
zember 1947, vier Monate vor der Gründung des
Staates Israel. „Sie wurde ...während politischer

Unruhen in Palästina unter dem Schutz von Solda-
ten der britischen Mandatsherrschaft in Jerusalem
auf dem Friedhof am Ölberg begraben. Verwandten
und Freunden war es nicht erlaubt, den Sarg zu be-
gleiten. Sie kannten ihre Grabstätte nicht. Erst zwan-
zig Jahre später konnte die Suche danach aufgenom-
men werden; der Grabstein wurde am 20. Oktober
1968 gesetzt. Er trägt die Inschrift „Gründerin der
Sozialarbeit in Erez Israel“ (Heitz 1988, S. 22-23).

Persönlichkeit
Nach Aussagen von Jona M. Rosenfeld in einem
Brief „kriegt man den Eindruck, dass sie nicht nur
hoch intelligent, sondern auch außergewöhnlich
energisch ihren Beruf gefördert hatte“ (Brief Jona
M. Rosenfeld 1964). Miriam Meron, von 1939 bis
1947 eine der engsten Mitarbeiterinnen von Siddy
Wronsky, wissenschaftliche Assistentin der Schule
für Sozialarbeit Jerusalem, schrieb dem Verfasser:
„Sie war eine geborene Sidonie Neufeld – nannte
sich Siddy – kurz (unglücklich!) verheiratet mit Eu-
gen Wronsky, der früh starb. 1933 wanderte sie als
Verfolgte nach Palästina ein...1935 wurde sie durch
Henrietta Szold in den jüdischen Nationalrat (die
oberste Instanz der jüdischen Bevölkerung) berufen,
um dort im Rahmen der Sozialpädagogischen Ab-
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teilung die Schule für Sozialarbeit zu organisieren,
die sie dann bis 1947 leitete. Sie hat nie ein Kinder-
heim geleitet, wohl aber die Supervision über soziale
Inspektoren, der bestehenden Kinderheime, gehabt.
Zu erwähnen wäre auch, dass sie als erste die Pläne
für die nationale Sozialversicherung in Anlehnung
an den Beverigdeplan ausarbeitete. Im Rahmen
dieses Briefes würde es zu weit führen, Ihnen eine
Analyse dieser sehr schwierigen und fast tragischen
Persönlichkeit zu geben. Trotz außerordentlicher In-
telligenz und Wissen lebte sie mit sich und der Um-
gebung in ständigen Konflikten, fast ohne Freunde.
Die letzten fünf Jahre teilte sie ihre Wohnung mit
ihrer viel jüngeren Schwester Hertha Neufeld (1887-
1975), die nach ihrem Tod nach London ging. Hertha
Neufeld war Sozialarbeiterin und Geschäftsführerin
der Jüdischen Kinderhilfe e.V., Berlin-Mitte, August-
str. 17. 1947 starb Siddy Wronsky allein, vereinsamt,
nachdem sie einige Monate in einem privaten Sana-
torium hospitalisiert war“ (Brief Miriam Meron 1984).
Ein trauriges Ende einer bedeutenden Frau, die über
mehrere Jahrzehnte ihre ganze Energie in die Ge-
staltung der Geschicke der deutschen Wohlfahrts-
pflege und der Sozialen Arbeit gab.
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Zusammenfassung
Für die sozialpolitischen Akteure zeigt sich der riskan-
te Korporatismus in einer zunehmenden Konfronta-
tion innerhalb und außerhalb des sozialen Sektors.
Ein beispielhafter Angriff erfolgte vor einigen Jahren
aus dem Institut der Deutschen Wirtschaft und war
gegen die Wohlfahrtsverbände gerichtet. Auch wenn
dieser Vorstoß konkret ins Leere lief, so sind doch
seine schlichte Existenz und die nachfolgenden Re-
aktionen Indikatoren des langfristigen Krisensymp-
toms. Es stellen sich für die Theorie und Praxis der
Wohlfahrtsverbände die Fragen, wie solche Risiken
zu bewerten sind und wie sie sich strategisch be-
wältigen lassen.
Abstract
For socio-political actors the danger of corporatism
shows in increasing confrontations within and out-
side the social sector. An exemplary attack, directed
against the welfare organisations, was made on the
part of the Cologne Institute for Economic Research
some years ago. Although the attempt failed, its
sheer existence and the following reactions are in-
dications of a long-term crisis symptom. Within the
theory and practice of welfare organisations the
questions arise as to how such risks are to be eva-
luated, and how they can be managed strategically.
Schlüsselwörter
Wohlfahrtsverband – Sozialwirtschaft – Effizienz –
Krise – Kritik – Reform – Korporatismus

1. Einleitung
Der gesellschaftliche Modernisierungsprozess defi-
niert fortwährend zentrale Institutionen neu oder
löst sie gar auf und erschafft andere. Waren es ur-
sprünglich feudalistische Institutionen, die im Sinne
des Kommunistischen Manifests „verdampften”und
„entweiht” wurden, so diagnostizieren zeitgenössi-
sche Beobachter und Beobachterinnen seit einiger
Zeit in Anlehnung an Ulrich Becks Begriffsschöpfung
von der „Risikogesellschaft”eine reflexive Moderne,
die sich mit sich selbst beschäftigt. Das Normale, auf
dem die gesellschaftlichen Institutionen der entwi-
ckelten Sozial- und Wirtschaftsordnung aufbauten,
wird sowohl normativ als auch empirisch hinter-
fragt. Das Normale wird vom Riskanten verdrängt.
Der Begriff des Risikos ist daher nicht zufällig dauer-

haft zu einem der Kernbegriffe der Diskurse in einer
Vielzahl von Politikfeldern avanciert. Riskant sind
die dabei anstehenden Entscheidungen wie auch
der Versuch einer Risikovermeidung, riskant sind
gesellschaftliche wie auch individuelle Situationen,
riskant ist schließlich noch besser als völlig unsicher.
Der Begriff der„riskanten Moderne“(Nolte 2007, S.
22) repräsentiert die These, dass sich diese Risiken
in einer Zeit zunehmender globaler Verflechtung
nicht ausschalten, aber immerhin bearbeiten lassen.

Im folgenden Beitrag wird der Begriff der riskanten
Moderne auf den Korporatismus (zum Überblick vgl.
Sebaldt; Straßner 2004, S. 41 ff.) und hier insbeson-
dere auf die sozialpolitischen Akteure angewendet
und hinterfragt. Der Korporatismus in der Sozialpo-
litik ist ein Kind des Modernisierungsprozesses, wird
als solcher schon länger einer kritischen Reflexion
unterworfen und ist darüber hinaus für alle Akteure
ein durchaus riskantes Arbeitsfeld: Verengte Vertei-
lungsspielräume verstärken die innerverbandlichen
Konflikte und senken die Hemmschwelle für Angriffe
auf fremde Territorien. Auch wenn ein solcher An-
griff, der vor einigen Jahren aus dem Institut der
Deutschen Wirtschaft e.V. (IW) heraus erfolgte und
gegen die Wohlfahrtsverbände in Deutschland ge-
richtet war, konkret ins Leere lief, so ist doch seine
schlichte Existenz eine plastische Manifestation des
langfristigen Krisensymptoms. Fraglich ist daher, wie
sich solche Risiken des Korporatismus durch die so-
zialpolitischen Verbände bearbeiten und bewältigen
lassen.

2. Riskanter Korporatismus in der Sozialpolitik
2.1 Riskante Moderne und riskanter Sozial-
korporatismus
Mit Blick auf den Korporatismus konkretisiert sich
die riskante Moderne im Auftauchen neuer Interes-
sen und Konfliktlinien. Dies führt erstens zu neuen
innerverbandlichen Konflikten zwischen etablierten
Verbänden und zweitens zur Organisation gänzlich
neuer Interessen, die bislang unterrepräsentiert sind
(Nolte 2007, S. 286). Beides zusammen bedeutet,
dass sich die korporativen Akteure einer Stresssitua-
tion ausgesetzt sehen, die gleichermaßen strategi-
sches wie taktisches Geschick erfordert.

Das grundsätzliche Konzept des Korporatismus, das
auf verlässlicher Arbeitsteilung zwischen Staat und
Verbänden beruht und bei Interessenkonflikten die
Aushandlungslösungen in den Vordergrund stellt, ist
in der riskanten Moderne im Sinne des Auftretens
neuer Interessen und Akteure prekär geworden. In
der Sozialpolitik zeigt sich diese Situation zum einen
in der Aufkündigung etablierter und vermeintlich
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gesicherter Strukturen, zum anderen aber auch in
einer Politisierung der sozialen Dienste, deren Hand-
lungsspielraum eingeschränkt wird und die sich zu-
nehmender Erfolgskontrolle gegenübersehen (Schö-
nig 2007, Schönig 2004, Maaser 2003, S.17).

Jene Engführung der sozialen Dienste zeigt sich ins-
besondere in den Detailregelungen der Leistungs-
verträge, dem zunehmenden Rechtfertigungsdruck,
der grundsätzlichen Befristung der Auftragsvergabe
sowie deren taktischen Streuung an verschiedene
Träger, die hierdurch – teile und herrsche – unter ei-
nem dauerhaften Wettbewerbsdruck stehen. So ero-
diert die Aktivierungspolitik maßgebend das deut-
sche Modell des kommunalen und bundesweiten
Korporatismus, das ja von einer langfristigen und
vertrauensvollen Zusammenarbeit von Politik, Ver-
waltung und Verbänden ausging und im Kern auf
verlässlichen Zuständigkeiten und der Ausschaltung
von Wettbewerb fußte (dazu Merten 1998, S. 157,
Schäfer 2000, S. 220 sowie die Beiträge in Dahme u.
a. 2003). Jene alte Verlässlichkeit ist heute im Zuge
des Kontraktmanagements wesentlich geschwächt,
da die alten Claims nun permanent gefährdet sind
und ständig neu abgesteckt werden müssen.

Ausnahmen bestätigen diese Regel. So liegt ein zag-
hafter Ansatz der Wiederbelebung korporatistischer
Strukturen auf kommunaler Ebene in den sozialraum-
orientierten Konzepten, in denen einem großen Trä-
ger und Wohlfahrtsverband für einen längeren Zeit-
raum die Federführung in einem Stadtteil übertragen
wird. Hiermit sind verlässliche Budgets, ein gewisser
Grad an Handlungsautonomie und vor allem eine
wettbewerbsfreie Zone verbunden. Größere Städte
haben hier den Vorteil, ihre Sozialräume einer Viel-
zahl von Trägern zuzuweisen und somit der lokalen
Trägerlandschaft eine Grundausstattung gewährleis-
ten zu können. Kommt es dann periodisch zu einer
Neuausschreibung der Auftragsvergabe, so werden
indes die Karten neu gemischt. Zwar ist dann der bis-
her zuständige Träger mit seiner bestehenden Infra-
struktur in einer guten Position, erneut den Zuschlag
zu erhalten, nur ist die typisch korporatistische Ver-
lässlichkeit der eigenen Planung doch deutlich ein-
geschränkt.

Skeptiker sehen schon länger insbesondere den kom-
munalen Korporatismus mit einer anwaltschaftlichen
Funktion der Wohlfahrtsverbände als „Auslaufmo-
dell“ (Schäfer 2000, S. 220), da das Widerstandspo-
tenzial der Verbände und einzelner Einrichtungen
wesentlich geschwächt ist. Ist auf nationalstaatlicher
Ebene noch eine offensive Lobbyarbeit zugunsten
der Klientinnen und Klienten (zum Beispiel in Form

von Armutsberichten und Stellungnahmen) möglich,
so ist die anwaltschaftliche Funktion auf kommuna-
ler Ebene kaum noch durchzuhalten. Denn die Ver-
bände und einzelnen Einrichtungen sehen sich im
Zwiespalt zwischen den Interessen ihrer Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter sowie jenen ihrer Klientel. Es
herrscht ein Klima der Vorsicht und des Taktierens.
Dort, wo das Soziale bis in die professionell-fachli-
chen Aspekte hinein politisiert ist, kommt es viel zu
selten zu einer offenen Aussprache. Kommunale
Armutskonferenzen werden eher lustlos fortgeführt,
Praktiker und Praktikerinnen in kommunalen Aus-
schüssen überdenken ihre kritischen Einwände mi-
nutiös und auch öffentlichkeitswirksame Aktionen
werden genau abgewogen und verträglich dosiert.

In der Summe zeigt sich damit ein Bild, in dem der
Korporatismus in der Sozialpolitik in der Tat riskant
geworden ist – jedoch nicht unsicher. Es herrscht
nicht das Gefühl vollständiger Unsicherheit, sondern
eher das der kalkulierbaren Risiken, und jenes Ge-
fühl der Kalkulierbarkeit ist es, das letztlich dem
Taktieren überhaupt erst Raum gibt. In einer Zeit
völlig unsicherer Perspektiven wären die Reaktio-
nen der Sozial- und Wohlfahrtsverbände chaotisch
und eben dies ist realiter nicht zu beobachten.

2.2 Legitimationsprobleme und
Verteilungskonflikte
Verbände im Allgemeinen und speziell korporatisti-
sche Arrangements sehen sich in der riskanten Mo-
derne zunehmenden Legitimationsproblemen und
Verteilungskonflikten ausgesetzt. Eine Schwächung
ihrer Legitimation hat aus theoretischer Sicht ihre
Fundierung in der Theorie des Rent Seeking und der
allgemeinen Korporatismuskritik (Schönig 1996).
Beide benennen zwar die Kosten verbandlicher Ar-
beit, schätzen ihren Nutzen für die politische Ent-
scheidungsfindung jedoch als gering oder sogar –
mit Blick auf die Bevorzugung von Partikularinteres-
sen – als letztlich negativ ein. Jenes Legitimations-
problem wird durch die schwindende Mitgliederba-
sis der meisten Großverbände verstärkt, während
neu gegründete und generell kleinere Verbände mit
sehr spezialisierter Interessenvertretung gelegent-
lich deutliche Zuwächse verzeichnen können.

In Zeiten leerer öffentlicher Kassen müssen der wach-
sende Legitimationsdruck und die Ausdifferenzie-
rung der Verbändelandschaft zwangsläufig die ver-
bandlichen Verteilungskonflikte verstärken. Zudem
kommt es häufiger zu Grenzüberschreitungen eines
Verbandes auf inhaltliche Territorien anderer. Indi-
katoren für das gewachsene Legitimationsproblem
und die verschärften Verteilungskonflikte können
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hier nur kursorisch genannt werden. Beispiele sind
der Konflikt um das Entsendegesetz innerhalb der
Arbeitgeberverbände, die Auflösung der Spitzenver-
bände der gesetzlichen Krankenkassen in ihrem Kör-
perschaftsstatus, die Zwangsfusion der Dachverbän-
de der gesetzlichen Renten- und Unfallversicherun-
gen sowie das aggressive Auftreten spezialisierter
Gewerkschaften mit dem Ziel eigener Tarifverträge
für Ärzte und Lokführer. Seit einigen Jahren steht
nicht nur die bislang sakrosankte Selbstverwaltung
in der deutschen Sozialen Sicherung (GVG-Arbeits-
gruppe 2007), sondern die gesamte korporatistisch
gefestigte Verbändelandschaft infrage. In der Folge
kommt es auch zu neuen Konfliktlinien. Sie entste-
hen durch vermehrte Aktivität und ungewohnte
Konfrontation in den neu diskutierten Zukunftsthe-
men wie Familienförderung, Armut, Bildung und
Umweltschutz.

Speziell im Bereich der Sozial- und Wohlfahrtsver-
bände werden Legitimationsfragen und Verteilungs-
konflikte durch das hohe und in der Summe kaum
sinkende Volumen von Sozialtransfers angeheizt.
Dieses Volumen weckt Begehrlichkeiten und macht
Grenzübertritte lohnend. Eben hierdurch wird der
Korporatismus in der Sozialpolitik riskant.

3. Das Fallbeispiel: Die Studie des 
Instituts der Deutschen Wirtschaft
„Auf den Schultern der Schwachen“– mit dieser Pro-
vokation betitelte das IW die populärwissenschaft-
liche Vorabveröffentlichung zu seiner Studie über
die Wohlfahrtsverbände in Deutschland im Jahr 2004
(Chevalier 2004). Die Studie selbst wurde kurze Zeit
später unter dem Titel „Die Wohlfahrtsverbände in
Deutschland. Eine ordnungspolitische Analyse und
Reformagenda“ herausgegeben (Enste 2004). Das
Institut sah die Wohlfahrtsverbände in der Kritik, sich
indirekt auf Kosten der sozial Schwachen zu berei-
chern, weil sie mit ineffizienten und unprofessionel-
len Managementstrukturen arbeiten würden (Enste
2004, S.142). Die Studie analysierte aus ordolibera-
ler Sicht die Struktur der Freien Wohlfahrtspflege als
Non-Profit-Organisation und reflektierte die verän-
derten gesellschaftlichen und kulturellen Bedingun-
gen ihrer Arbeit. Es mag als Bestätigung der Vermu-
tung verschärfter Legitimations- und Verteilungskon-
flikte gewertet werden, dass sich ein der Marktwirt-
schaft verpflichtetes Institut, das von Wirtschafts-
verbänden und Unternehmen getragen wird (IW
2007), in dieser Form mit der Freien Wohlfahrtspfle-
ge auseinandersetzte.

Diese provokative und bewusst eng geführte Grenz-
überschreitung hätte schon deshalb von den Wohl-

fahrtsverbänden aufgegriffen werden können, um
eigene Argumente in die Debatte um die Moderni-
sierung der Sozialwirtschaft einzubringen. Denn ei-
ne derartige Betrachtung der Sozialwirtschaft reicht
offensichtlich nicht aus, wenn man die relevanten
theoretischen und empirischen Aspekte der Wohl-
fahrtsverbände erschöpfend darstellen will. Doch auf
die Veröffentlichung der Studie im Jahr 2004 folg-
ten keine offiziellen Stellungnahmen der Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege; auch Vertreter
und Vertreterinnen der Sozialen Arbeit außerhalb der
Verbände, die sich mit dem Thema der Ökonomisie-
rung des Sozialen beschäftigen, blieben stumm. Und
das, obwohl das Thema Modernisierung der Sozial-
wirtschaft aufgrund der anhaltenden Krise des So-
zialstaates damals im Jahr 2004 hochaktuell war
und heute noch immer ist und die Auswirkungen
von politischen Entscheidungen in diesem Bereich
die Soziale Arbeit direkt betreffen.

Dabei hätten schon allein die Hauptkritikpunkte hin-
reichend Anlass zum Widerspruch geboten. Im Ein-
zelnen wurde unter anderem behauptet (vgl. hier
und im Folgenden jeweils Enste 2004), dass
▲ die Wohlfahrtsverbände die aktuellen Problemla-
gen zu wenig berücksichtigen und dadurch notwen-
dige Reformen verhindern würden (ebd., S. 33);
▲ sich die Wohlfahrtsverbände einem professionel-
len Management, einer Innovationskultur, der Nut-
zung von Produktivitätsreserven sowie dem Quali-
täts- und Personalmanagement verschlössen (ebd.,
S. 33, 42, 47, 52);
▲ im Sozialsektor aufgrund des korporatistischen
Arrangements eine kartellartige Struktur mit zu we-
nig Wettbewerb herrsche, die zudem nach außen
nicht transparent gemacht werde (ebd., S. 42, 47,
48, 53);
▲ sich viele Beschäftigte auf der Besoldung nach
dem Bundesangestelltentarif ausruhten, ohne wirk-
liche Leistungsanreize zu erhalten (ebd., S. 43);
▲ das Gemeinnützigkeitsrecht eine ungerechtfer-
tigte Wettbewerbsverzerrung und ein Innovations-
hemmnis darstelle (ebd., S. 43);
▲ die Wohlfahrtsverbände in erheblichem Maße von
Gratisressourcen (Zivildienstleistende, Ableistung
eines freiwilligen sozialen Jahres) und Ein-Euro-Job-
bern profitierten (ebd., S. 44, 45);
▲ eine Kultur der Bevormundung statt des Einge-
hens auf Kundeninteressen herrsche (ebd., S. 46).

Die Kritikpunkte sollen hier nicht im Einzelnen dis-
kutiert werden (dazu ausführlich Motzke 2006, zu-
sammengefasst auf den S. 90-95). Die Argumenta-
tion bestand im Kern in einer Fundamentalkritik am
Typus der Wohlfahrtsverbände als Sozialleistungs-
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verbände. Sie zielte auf deren Doppelfunktion als
Verbände und Unternehmern ab, wobei sie sich als
letztere nach Ansicht der Autoren in einem kartell-
artig abgeschotteten Markt der sozialen Dienste
bewegen. Die Studie des IW lehnte sich mit dieser
Kritik an die Monopolkommission an, die in ihrem
Hauptgutachten 1996/97 die wettbewerbliche Neu-
orientierung der Freien Wohlfahrtspflege gefordert
und dafür Handlungsempfehlungen ausgesprochen
hatte (Monopolkommission 1998). Zuvor war das
so bezeichnete Wohlfahrtskartell bereits mit nega-
tiven Schlagzeilen über die angeblich ineffiziente
Bereitstellung sozialer Dienste in die Medien gera-
ten (Menninger 1998, S.1).

Über die eigentlichen Gründe für die ausbleibende
Replik der Wohlfahrtsverbände kann nur spekuliert
werden:
▲ Zunächst ist man im Sozialwesen kulturell einen
derart rauen Umgangston nicht gewohnt. Eine eben-
so verletzende Retourkutsche etwa des Titels „Mit
dem Rückenwind der Wirtschaftsbosse” für eine fik-
tive Fundamentalkritik an den Wirtschaftverbänden
und dem wissenschaftlichen Anspruch des IW wäre
für die Wohlfahrtsverbände aufgrund ihrer ethischen
Grundprinzipien wohl undenkbar.
▲ Des Weiteren rief bei den Wohlfahrtsverbänden,
die in der Praxis aufgrund der Einsparung staatlicher
Finanzbeiträge alltäglich um das Überleben von Ein-
richtungen, den Erhalt von Arbeitsplätzen und Qua-
litätsstandards sowie gegen das Abrutschen von
Lohnstrukturen kämpfen müssen, der Kartellvorwurf
eine Mischung aus Mitleid und Hoffnungslosigkeit
hervor. Die weltfremde Borniertheit der Argumenta-
tion war wohl der Grund, weshalb bereits vorberei-
tete Stellungnahmen bewusst zurückgehalten wur-
den (Strack 2004).
▲ Zudem wurden bereits 2004 und davor in den
Wohlfahrtsverbänden umfangreiche Umstrukturie-
rungen durchgeführt oder waren absehbar, so dass
einige der Empfehlungen des IW bereits umgesetzt
wurden (Wohlfahrt 2005, S.11, Hildemann 2004,
S. 7).
▲ Schließlich hatten die Wohlfahrtsverbände bereits
ausführliche Stellungnahmen zu dem Bericht der
Monopolkommission abgegeben und sahen es an-
gesichts der schlechten Neuauflage durch das IW
als überflüssig an, diese noch einmal kundzutun.

Wenn das IW die Kritik der Monopolkommission im
Jahr 2004 wieder aufgriff, so kann vermutet werden,
dass man in den Wirtschaftsverbänden insbesondere
mit der politischen Reaktion auf das Gutachten der
Kommission unzufrieden war und/oder eine takti-
sche Schwächung der Wohlfahrtsverbände in der

damals laufenden Diskussion um die Hartz-IV-Re-
formen erzielen wollte. Deutlich war in jedem Fall,
dass sich die Kritik vornehmlich gegen die staatlich
gesetzten Rahmenbedingungen der Wohlfahrtsver-
bände richtete (Meyer 1999, S.18). Die Wohlfahrts-
verbände traf die Kritik – bei Gültigkeit neoklassi-
scher Verhaltensannahmen durchaus konsequent –
erst in zweiter Hinsicht. Da somit die Kritik beider
Studien im Kern noch tiefer zielte als nur auf das
aktuelle Geschäftsgebaren der Wohlfahrtsverbände,
hätte das Ergebnis der Diskussion weitreichende Wir-
kungen auf die gesamte Sozialpolitik haben können.
Insofern war das Schweigen der Verbände – das
von einer moderaten internen Rezeption im Diako-
nischen Werk und im Caritasverband begleitet wur-
de – eine durchaus riskante Taktik. Der damalige
Erfolg dieser Taktik sollte über offene strategische
Fragen nicht hinwegtäuschen.

4. Fazit und Ausblick: Strategische 
Optionen der Wohlfahrtsverbände
Auch wenn der Angriff des IW insgesamt als miss-
lungen bezeichnet werden muss, so ist doch unver-
kennbar, dass für die Wohlfahrtsverbände das Klima
rauer geworden ist. Immer deutlicher drängt das zu-
vor unhinterfragte Spannungsfeld von „Anwaltschaft
und Dienstleistung“ (Lehner; Manderscheid 2001)
ins öffentliche Bewusstsein, da sich neben der wirt-
schaftlichen Wettbewerbsfähigkeit die Frage nach
der „Repolitisierung Sozialer Arbeit“ (Lallinger; Rie-
ger 2007) stellt. Es gehört zum Selbstverständnis
der Wohlfahrtsverbände, beides unter einem Dach
zu vereinen und die entsprechenden Konflikte gleich-
sam zu internalisieren.

Zunächst einmal werden die politischen Akteure den
Wohlfahrtsverbänden für diese Internalisierungs-
leistung dankbar sein und sie für ihr politisches All-
tagshandeln wertschätzen. Gleichwohl scheint die-
se Wertschätzung hinter anderen Aspekten in den
Hintergrund zu treten und nicht allein ausreichend
zu sein, um die korporatistischen Arrangements lang-
fristig stabilisieren zu können. Ganz im Gegenteil ist
die korporatistische Verlässlichkeit und Arbeitstei-
lung seit einigen Jahren einem deutlich intensivier-
ten Wettbewerb sowohl auf der Verbands- als auch
auf der Unternehmensebene gewichen. Auf beiden
Ebenen wird der Wettbewerb tendenziell zu einer
Spezialisierung von Sozialunternehmen beziehungs-
weise Sozialverbänden führen. Eben jene beiden
Spezialisierungsdimensionen stellen die Wohlfahrts-
verbände im riskanten Korporatismus vor neue He-
rausforderungen. Es verwundert nicht, dass diese
Situation schon länger diskutiert wird und sich in
der Literatur verschiedene Szenarien für die Zukunft
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der Wohlfahrtsverbände finden (Ottnad u.a. 2000,
S. 181f., Dahme u.a. 2004, S. 423, Richter 2002, S.
146, Boeßenecker 2005, S. 300 f.). Im Kern lassen
sich aus jenen Szenarien die strategischen Optionen
der Wohlfahrtsverbände als Grundsatzentscheidun-
gen mit Blick auf zwei Spezialisierungsdimensionen
konstruieren:
▲ Zum einen ist zu entscheiden, ob der Wohlfahrts-
verband in seiner bestehenden Form als Sozialleis-
tungsverband weitergeführt oder ob die verband-
liche Aktivität und die soziale Dienstleistung für die
Klientel getrennt werden sollten.
▲ Zum anderen stellt sich die Frage, ob die Struktu-
rierung in Richtung einer Vollversorgung oder in
Richtung einer Spezialisierung des Leistungsspek-
trums vollzogen werden sollte.

Vor dem Hintergrund dieser Spezialisierungsdimen-
sionen kann die Grundthese von einem „riskanten
Korporatismus” konkreter gefasst und in ihren Kon-
sequenzen illustriert werden. Angesichts der zuneh-
menden Legitimationsprobleme und Verteilungskon-
flikte ist es für die einzelnen Wohlfahrtsverbände
heute umso wichtiger geworden, innerhalb des Ar-
rangements eine klar definierte Rolle zu spielen.Ver-
mutlich wird nur durch Spezialisierung die eigene
Position gesichert werden können. Da diese Spezia-
lisierung je nach Verband – man denke nur an die
konfessionellen versus die nicht konfessionellen
Wohlfahrtsverbände – in recht unterschiedlicher
Richtung verlaufen wird (Boeßenecker 2005, S. 301),
steht die Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien
Wohlfahrtspflege vor neuen Herausforderungen.

Insbesondere mit Blick auf jene Wohlfahrtsverbände,
die eine Trennung von Verband und Sozialunterneh-
men anstreben, wird sich die Frage stellen, welche
verbandliche Struktur das Sozialunternehmen eigent-
lich benötigt und welche Rolle dabei dem Dachver-
band zukommen müsste. Gerade im sensiblen Feld
der Sozialpolitik ist der riskante Korporatismus, der
seinem Wesen nach zu verstärkter verbandlicher
Konkurrenz, offener Konfrontation, Strukturlosigkeit
und Spezialisierung der Verbändelandschaft neigt
(Sebaldt; Straßner 2004, S. 302 ff.), für die politi-
schen Akteure nicht optimal. Beide Seiten suchen
vielmehr auch nach Bindungen, vertrauensvoller
Zusammenarbeit und forenübergreifender Diskus-
sion. Im riskanten Korporatismus muss daher insbe-
sondere das Verhältnis von Fachverband und Spit-
zenverband neu ausgerichtet werden.

Insgesamt besteht angesichts der strategischen Her-
ausforderungen kein Anlass für Panik und Aktionis-
mus. Da sich die Wohlfahrtsverbände im Spannungs-

feld zwischen normativen Ansprüchen und Markt-
zwängen bewegen, ist die erforderliche Organisa-
tionsentwicklung komplizierter und anspruchsvoller
als zum Beispiel bei gewinnorientierten Dienstleis-
tungsanbietern und braucht von daher mehr Zeit
und Ressourcen (Andresen; Geest 2004, S. 7). Die
Umsetzung von intern wie extern wirksamen Refor-
men gelingt, wenn die Ziele in den vorgegebenen
komplexen verbandlichen und betrieblichen Zusam-
menhängen überzeugend kommuniziert werden.
Dies erfordert den Einsatz erheblicher personeller
und zeitlicher Ressourcen und setzt ein über meh-
rere Jahre reichendes Handlungskonzept voraus, in
dem möglichst konkrete Einzelschritte und Teilziele
beschrieben werden. Die Wohlfahrtsverbände sind
seit längerer Zeit dabei, sich dieser Aufgabe anzu-
nehmen.
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Zusammenfassung
Die Behindertenhilfe steht heute vor großen Heraus-
forderungen: Während die letzten Mauern der alten
Verwahranstalten fallen oder unter Denkmalschutz
gestellt werden, bauen die Kostenträger und Sozial-
verwaltungen nun auf inklusive Lebensformen und
bürgerschaftliche Unterstützung. Doch hier ist zu
fragen, welche Überlegungen sich hinter den klang-
vollen Begriffen von Community Care und Commu-
nity Living verbergen und welche Aufgaben die So-
ziale Arbeit in Forschung, Lehre und Praxis zu erwar-
ten hat.
Abstract
The German health care system for disabled people
today faces great challenges. While the last walls of
the old care home buildings are being torn down (or
designated as historical monuments), benefactors
and social administrations now count on inclusive
ways of living and civic support. Yet, here the ques-
tion arises as to what considerations may hide be-
hind glamorous concepts like community care and
community living and what tasks (in research, teach-
ing and practical application) are expected to be
performed by social work in this area.
Schlüsselwörter
Behindertenhilfe – Konzeption – Teilhabe –
Inklusion – Lebenswelt

Einleitung
Der Umbau der sozialen Sicherungssysteme in der
Arbeitsmarkt- oder der Gesundheitspolitik vollzieht
sich geräuschvoll und öffentlich – eine für alle sicht-
bare Baustelle mit mehreren Architekten und vielen
Arbeitern (die allerdings alle den gleichen Plan vor
Augen zu haben scheinen). Die Öffentlichkeit ver-
folgt diesen Umbau mit Spannung, Enttäuschung
oder Empörung, jedenfalls geräuschvoll und hoch-
emotional (Böllert 2005). Dagegen geschehen die
Umbaumaßnahmen auf der Baustelle der Behinder-
tenhilfe eher lautlos und jenseits der öffentlichen
Wahrnehmung. Obwohl vor der verhüllten Fassade
der alten Gebäude jedes Jahr ein neues Plakat an-
gebracht wird – auf dem dann „Community Care“
oder „Inklusion“oder„Persönliches Budget“steht –,
geht die Öffentlichkeit recht achtlos daran vorbei.
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Und wie es in dem entkernten Objekt aussieht, ist
auch noch nicht sichtbar beziehungsweise spürbar
– und wir spüren Entwicklungen oft erst allzu spät.

Auf fachlicher Seite, vor allem bei Kosten- und Leis-
tungsträgern, wird der Diskurs über die neuen Be-
griffe und Entwicklungen der Behindertenhilfe hin-
gegen mit großem Engagement geführt, auch von-
seiten der Politik. Dort scheint man sogar ganz zu-
frieden über den Gang der Dinge zu sein. So heißt
es im letzten Bericht der Bundesregierung über die
Lage behinderter Menschen und die Entwicklung 
ihrer Teilhabe:„In der Politik für behinderte Menschen
hat in den letzten Jahren ein Paradigmenwechsel
stattgefunden. In der größten Reform seit den 70er-
Jahren haben Bundesregierung und Gesetzgeber ...
die rechtlichen Grundlagen dafür geschaffen, dass
behinderte Menschen ihr Leben so weit wie mög-
lich in freier Selbstbestimmung gestalten können“
(Bericht der Bundesregierung 2004).

Und in der Tat wurde in der Gesetzgebung der letz-
ten Jahre bezüglich der Rechtsstellung und Teilhabe
behinderter Menschen einiges auf den Weg gebracht:
1994 begann es mit der Ergänzung des Grundge-
setzartikels 3, Absatz 3:„Niemand darf wegen seiner
Behinderung benachteiligt werden.“ 2001 wurden
die verstreut existierenden Gesetze und Bestimmun-
gen für Menschen mit Behinderungen unter dem
Titel „Rehabilitation und Teilhabe” im Sozialgesetz-
buch (SGB) IX zusammengefasst. 2002 machte das
Bundesgleichstellungsgesetz (BGG) mit der Barriere-
freiheit und dem Benachteiligungsverbot für Men-
schen mit Behinderungen ernst. 2005 löste das
Sozialgesetzbuch XII das Bundessozialhilfegesetz
(BSHG) ab und betonte noch einmal deutlich den
Grundsatz „ambulant vor stationär“. 2006 wurde
das Allgemeine Gleichbehandlungsgesetz (AGG)
mit den Aspekten der Vermeidung von Benachteili-
gungen am Arbeitsplatz und im öffentlichen Leben
verabschiedet. Und seit Anfang 2008 ist der Rechts-
anspruch auf ein „trägerübergreifendes persönliches
Budget“ (§ 57 SGB XII) eingeführt.

Historischer Kontext
Der Grund für diese, nennen wir es einmal enga-
gierte, Gesetzgebung liegt vor allem darin, dass in
den letzten Jahren deutlich wurde, wie sehr die Bun-
desrepublik im internationalen Vergleich bezüglich
der Rechtsstellung behinderter Menschen im Hin-
tertreffen lag. Sowohl die Vereinten Nationen als
auch das Europäische Parlament machten darauf
aufmerksam. Als die angemahnten Defizite erkannt
und die notwendigen Gesetze verabschiedet waren,
machte die Politik daraus gleich folgende Erklärung:

„Die Reform hat nicht nur in Deutschland den Grund-
stein für eine Verbesserung der Situation behinderter
Menschen gelegt, sie ist auch auf internationaler
Ebene beispielgebend. Dies gilt auch für die Gleich-
stellung behinderter Frauen durch Berücksichtigung
ihrer Lebens- und Erwerbssituationen. Deutschland
hat damit eine Vorreiterrolle auf dem Gebiet der eu-
ropäischen und internationalen Politik für behinderte
Menschen übernommen“ (Bericht der Bundesregie-
rung 2004).

Das ist recht vollmundig formuliert angesichts der
Tatsache, dass die Behindertenhilfe in Deutschland,
nicht zuletzt aufgrund der historischen Belastungen,
bislang nicht gerade als Spitzenreiter im internatio-
nalen Vergleich dastand. Ein kurzer Blick zurück: Die
Jahre nach 1945 waren von der Unterbringung be-
hinderter Menschen in Großeinrichtungen mit dem
Ziel der Verwahrung und Pflege geprägt. Eine wirk-
liche Aufarbeitung der Ermordungen und Sterilisa-
tionsmaßnahmen sowie der menschenverachtenden
Forschungspraxis an Behinderten während des Na-
tionalsozialismus fand zunächst nicht statt. Aller-
dings fragten sich immer mehr Eltern in dieser Zeit,
ob ihre behinderten Kinder in den bestehenden Groß-
einrichtungen angemessen versorgt und gefördert
würden. Ab Mitte der 1960er-Jahre wurden allmäh-
lich die Prinzipien der Normalisierung und Integra-
tion, die in Skandinavien und Nordamerika den Ent-
wicklungsprozess bestimmten, auch in Deutschland
wahrgenommen. Hier führte das zu einer förderori-
entierten Ausweitung der Behindertenhilfe: Frühför-
derung, heilpädagogische und integrative Kinder-
gärten, Sonder- beziehungsweise Förderschulen und
Internate mit einer spezifischen Ausrichtung auf die
jeweilige Behinderung der Kinder und schließlich
Integrationsprojekte für erwachsene Menschen mit
Behinderungen bestimmten das konzeptionelle Den-
ken und Handeln. Ab Mitte der 1990er-Jahre hießen
die Leitgedanken dann „Von der Bevormundung zur
Selbstbestimmung“ und „Vom Betreuer zum Beglei-
ter“, verbunden mit der Dezentralisierung der Groß-
einrichtungen, dem Ausbau des betreuten Wohnens,
der Entwicklung Familien unterstützender Dienste
und der Einführung einer individuellen Hilfeplanung.

Aktuelle Tendenzen
Heute nun geht es, ebenso wie im Gesundheitswe-
sen oder auf dem Arbeitsmarkt, um eine weitrei-
chende, zukunftsfähige Gestaltung der Behinder-
tenhilfe, also um die Frage, welche Konzepte einer
angemessenen Unterstützung die Gesellschaft für
ihre behinderten Bürgerinnen und Bürger bereithält
beziehungsweise zu entwickeln und zu finanzieren
gewillt ist. Gegenwärtig werden die Strukturen und
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Institutionen der Versorgung und Pflege behinderter
Menschen von der Politik und der Sozialverwaltung
und in ihrem Gefolge auch von den Einrichtungsträ-
gern sehr genau unter die Lupe genommen und auf
ihre Zukunftsfähigkeit und Finanzierbarkeit hin über-
prüft. Dieser Prozess hat in letzter Zeit deutlich an
Tempo und Intensität zugenommen.

Aus Sicht der Kostenträger stellt sich die Situation
so dar: Die größte Gruppe der Leistungsempfänger
und -empfängerinnen der Eingliederungshilfe sind
Menschen mit Behinderungen im Alter von 40 bis
55 Jahren. Sie wächst ins Alter hinein und wird bald
einen erhöhten Pflegebedarf haben. Damit steigen
– wenn nicht in absehbarer Zeit eine gewisse Um-
steuerung stattfindet – die Kosten der Eingliede-
rungshilfe erheblich. Doch dazu haben weder die
örtlichen noch die überörtlichen Sozialhilfeträger
die notwendigen finanziellen Ressourcen – und die
Pflegekassen auch nicht (Heuser 2007).

Die neue Blickrichtung wird immer klarer: Schon jetzt
unterstützen Gesetzgeber und Kostenträger eine –
wie es gern formuliert wird – sozialräumlich-lebens-
weltlich orientierte Begleitung von Menschen mit
Behinderungen in ambulanten Strukturen. An dieser
Stelle nun tauchen die Begriffe Community Care und
Community Living auf: Community meint ja zunächst
einmal nichts anderes als Gemeinschaft, Körper-
schaft, Gemeinde, Gemeinwesen und Care bedeutet
Sorge, Fürsorge, Aufmerksamkeit, ursprünglich auch
Besorgnis, Aufsicht, Obhut, Pflege. Community Care
soll also heißen: Die Gemeinschaft beziehungsweise
das Gemeinwesen trägt die Sorge und übernimmt
die Aufmerksamkeit für ihre Bürgerinnen und Bür-
ger, auch und gerade für jene, die behindert sind
oder behindert werden. Ein Gemeinwesen wird aber
erst dann zu einer Gemeinschaft, wenn diese nicht
nur über ein adäquates Angebot an Beratung und
Unterstützung verfügt, sondern wenn auch die in
ihr lebenden Bürgerinnen und Bürger Sorge für
Menschen mit Behinderungen tragen – wie auch
für alle anderen Menschen, die der Aufmerksamkeit,
der Fürsorge oder der Pflege bedürfen. Gebraucht
wird dazu „das bürgerschaftliche Engagement von
vielen, um dieses zukunftsweisende Verständnis von
Gemeinde und Gemeinschaft in die Praxis umzuset-
zen“(Wunder 2006). Wenn das gelänge, so die Idee,
dann könnte Community Care zu einer Vertiefung
des Miteinanders in der Gesellschaft führen und das
Leben aller bereichern.

Community Living
Dieser Aspekt wird auch von den Protagonisten des
Community Living besonders betont: Die Europäi-

sche Koalition für Community Living in Brüssel weist
darauf hin, dass Menschen mit Behinderung Zugang
zu umfassenden Qualitätsdienstleistungen innerhalb
ihrer Gemeinde benötigen, damit sie ihre Rechte und
volle Teilhabe an der Gesellschaft wahrnehmen kön-
nen. Das bedeutet, unabhängig in der Gemeinde zu
leben, in kleinen Wohneinheiten oder allein, mit pass-
genauer Unterstützung, die sich nach den Bedürf-
nissen der Einzelnen richtet. Es bedeutet, Zugang zu
haben zu Bildung und Beschäftigung sowie zum so-
zialen Leben in der Gemeinde. Das heißt, Wahlmög-
lichkeiten zu haben und in Würde zu leben.

Wichtiger Ausgangspunkt von Community Living ist
die Überzeugung, dass Menschen mit Behinderung
selbst bestimmen wollen und können, wie sie ihr
Leben gestalten. Dazu ist Unterstützung erforderlich,
abhängig von der jeweiligen Situation und von der
einzelnen Person und ihren Kompetenzen. Grund-
sätzlich stehen im Konzept von Community Living
alle Dienstleistungen und Einrichtungen im Gemein-
wesen auch für Menschen mit Behinderung zur Ver-
fügung. Wenn diese Unterstützungsangebote für sie
nicht ausreichen, müssen spezifische Dienstleistun-
gen bereitgestellt werden. Wichtig dabei ist wieder
der unmittelbare Nachbarschafts-, Gemeinde- bezie-
hungsweise Stadtteilbezug.

Inklusives Miteinander?
Während also Community Care die neuen Formen
der Assistenz und Unterstützung stärker in den Vor-
dergrund stellt, hebt Community Living den „gemein-
wesenorientierten Charakter des Prozesses“ (Stein
2007) hervor. In diesem Zusammenhang taucht auch
der Begriff der Inklusion immer wieder auf. Inklusion
bedeutet wörtlich Einschluss, Einbeziehung. Im Sin-
ne des Inklusionsgedankens sollen Menschen mit
Behinderungen nicht am Rande der Gesellschaft le-
ben, sondern selbstverständlich in den allgemeinen
Rahmen von Wohnen und Arbeiten, von Kultur und
Freizeit einbezogen sein. Inklusion fordert also dazu
auf, Menschen mit Behinderungen das notwendige
Maß an Unterstützung anzubieten, ihnen einen Zu-
gang zu gesellschaftlichen Regelkontakten zu ermög-
lichen, eine Teilhabe an gesellschaftlichen Bezügen
zu gewährleisten und ihnen ein Leben in ihrer ver-
trauten Umgebung zu sichern.

Der Begriff der Inklusion ist also eng mit den Kon-
zepten Community Care und Community Living
verknüpft und tritt die Nachfolge der Prinzipien der
Normalisierung und Integration an, ja weist über 
sie hinaus. Nun soll es nicht mehr um die bloße Ein-
gliederung geistig behinderter Menschen in die Ge-
sellschaft, sondern um die Umgestaltung der Com-
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munity im Sinne einer inklusiven Gesellschaft gehen.
Oder knapper formuliert:„Integration bedeutet Aus-
grenzung aufheben, Inklusion dagegen, Ausgren-
zung von vornherein gar nicht erst zuzulassen“(Früh-
auf; Niehoff 2007). Doch mit einer solchen Aussage
wird ein Bild von Gemeinschaft beschworen, das
dem Grad der Komplexität und Differenziertheit
moderner Gesellschaften kaum entspricht. Muss man
heute nicht – vor dem Hintergrund tiefgreifender
sozialer Umbrüche – feststellen, dass Prozesse des
Ausschlusses, der Exklusion aus wichtigen gesell-
schaftlichen Bezügen, keineswegs auf Menschen
mit Behinderungen beschränkt sind, ja noch nicht
einmal auf wenige marginalisierte Personengrup-
pen? Ist es zulässig, den Begriff der Inklusion un-
hinterfragt aus seiner wissenschaftstheoretischen
Verankerung herauszulösen und unkritisch im Sinne
einer Formulierung von Einheitsperspektiven oder
sogar Solidaritätserwartungen zu verwenden? 

Teilhabe und Ausschluss 
in modernen Gesellschaften
Es ist schon eigentümlich, welch eindimensionale
Betrachtungsweise von Community und Inklusion
sich innerhalb der Behindertenhilfe entwickelt hat.
Man stilisiert „Inklusion“ zu einer normativen Leit-
idee und konjugiert das Konzept, welches man mit
Inklusion verbindet, lediglich im Kontext von Ver-
gangenheit und Gegenwart. Bislang wurden Men-
schen mit Behinderungen ausgegrenzt, nun soll ihre
volle Teilhabe am gesellschaftlichen Leben selbst-
verständlich sein – oder, um es in Abwandlung von
Freuds Diktum vom „Es“ und vom „Ich“ zu formu-
lieren: „Wo Exklusion war, soll Inklusion werden.“
Eine solche Vereinfachung des Inklusionsbegriffs 
ist jedoch in wissenschaftstheoretischer Hinsicht 
erschreckend und sozialwissenschaftlich gesehen
kurzsichtig – selbst im Sinne einer engagierten Par-
teinahme für Menschen, deren Leben bislang als
randständig, in Bezug auf die Mitte der Gesellschaft,
angesehen wurde.

Nicht erst seit gestern müssen wir einsehen, dass
die moderne, funktional differenzierte Gesellschaft
nirgendwo einen für alle akzeptierten Ort hat, an dem
ihre Kohärenz und Verbindlichkeit zum Ausdruck
kommt.„Sie artikuliert ihre Einheit weder über eine
Rangordnung der Schichten, noch über eine Herr-
schaftsordnung, noch über eine Lebensform ...,
in der das Wesen des Menschen Gestalt gewinnt“
(Luhmann 2005, siehe auch Wansing 2005). Prozes-
se der Teilhabe und des Ausschlusses, der Inklusion
wie der Exklusion, werden in differenzierten Gesell-
schaften vielmehr durch die einzelnen Funktionssys-
teme und ihre Kommunikationszusammenhänge ge-

steuert. Die moderne Gesellschaft schließt eigent-
lich niemanden komplett, in der Gesamtheit seiner
Lebensführung, in sich ein, im Gegenteil, sie produ-
ziert laufend Ein- und Ausschlüsse in den einzelnen
Funktionssystemen. Diese Seite der Medaille bleibt
jedoch in der aktuellen Diskussion um neue Kon-
zepte in der Behindertenhilfe völlig unerwähnt.

Geeignete Lebensräume?
Ein weiterer Aspekt, der in den Konzepten von Com-
munity Care, Community Living und Inklusion eine
wichtige Rolle spielt, ist die „neue“Lebensweltorien-
tierung. Neben der kommunalen Steuerung und der
individuellen Hilfeplanung bis hin zum Persönlichen
Budget ist die Sozialraum- und Lebensweltorientie-
rung nun auch in der Behindertenhilfe angekommen.
Wenig beachtet wird dabei jedoch der Diskussions-
zusammenhang, in welchem die genannten Konzep-
te längst stehen: Als in den 1980er-Jahren das Kon-
zept „Lebensweltorientierte Soziale Arbeit“ Bedeu-
tung erlangte, so geschah dies kontrapunktisch zur
bis dahin sehr symptomorientierten Betrachtungs-
weise. Nicht individuelle Defizite und Förderaspekte
sollten im Fokus stehen, sondern „der Mensch in sei-
nen gegebenen Lebensverhältnissen, also in seiner
Bezogenheit auf andere und seinem Eingebettet-
Sein in die materiellen, sozialen und symbolischen
Strukturen der Lebenswelt, in denen er sich immer
schon vorfindet“, wie es Hans Thiersch auch in aktu-
ellen Publikationen formuliert (Thiersch 2005).

Daraus leiten die Vertreter des Community Living
die Vorstellung ab, dass Maßnahmen zur Assistenz
in der Behindertenhilfe erst ihre Bedeutung durch
die Integrierung in die lebensweltlichen Zusammen-
hänge des betroffenen Menschen erhalten: „Dies
bedeutet, dass bei allen Formen einer Unterstüt-
zung, Förderung, Therapie o.ä. stets das soziale Be-
zugsfeld als autonomiehemmender oder -fördern-
der Faktor mitreflektiert und berücksichtigt werden
muss....Somit gehört es zu einem wichtigen (insbe-
sondere auch präventiven) Anliegen der Behinder-
tenhilfe, soziale Kontexte von Menschen mit geisti-
ger Behinderung in den Blick zu nehmen und offen-
siv für geeignete Lebensräume und Lebensqualität
einzutreten“ (Theunissen 2007).

Lebenslagen, Lebenswelten,
Lebenswirklichkeiten 
An solchen wohlmeinenden Aussagen wird deut-
lich: Manche Position der neuen Behindertenhilfe
greift recht unpräzise klassische Vorstellungen auf,
die im aktuellen Diskurs der Sozialen Arbeit längst
eine Vertiefung oder kritische Überprüfung erfahren
haben. So weist eine systemtheoretisch orientierte
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ihrer oft entmündigenden Dynamik – aufzudecken
und zu verändern. Aber: Geistig behinderte Menschen
wurden nicht nur abhängig gemacht, sie sind auch
verletzbar und auf kompetente Unterstützung ange-
wiesen. Das sehen Menschen mit Behinderungen, die
sich organisiert und in die Debatte um Community
Care und Community Living eingemischt haben,
ganz ähnlich.

So mahnt Gerlef Gleiss (2003) von der Gruppe
„Selbstbestimmt Leben“: „Eine ganz große Gefahr
im Konzept der Communty Care liegt unter den ge-
genwärtigen sozialen und wirtschaftlichen Bedin-
gungen darin, dass von dem ganzen wunderbaren
Vorhaben nur übrig bleibt, dass sich der Staat aus
seiner sozialpolitischen Verantwortung zurückzieht
– und dass bisher sozialhilferechtlich gesicherte und
geschützte Hilfen unter Verweis auf die jetzt dafür
verantwortliche ‚Community’ abgeschafft werden.
‚Community Care’ steht ja im Grunde für nichts an-
deres als für das schnöde ‚soziale Umfeld’: freund-
schaftliche Hilfe durch Bekannte, Angehörige oder
Nachbarn. Diese Hilfe soll vorrangig genutzt werden,
bevor professionelle Helfer hinzukommen. Das Be-
drohliche daran ist nur, dass viele behinderte Men-
schen dieses intakte, zur Unterstützung bereitste-
hende soziale Umfeld nicht haben – und trotzdem
bei der Feststellung ihrer Hilfebedarfe darauf ver-
wiesen werden. Und noch schlimmer und ein nicht
hinnehmbarer sozialpolitischer Rückschritt wäre es,
wenn die behinderten Menschen auf diesem Wege
schleichend ihren Rechtsanspruch auf die Hilfen
verlieren, die sie tatsächlich benötigen, und wieder
zu AlmosenempfängerInnen werden ...Hierdurch
würde die Selbstbestimmung nicht erhöht, sondern
der Staat und die Kostenträger würden nur die Ver-
antwortung an den einzelnen behinderten Menschen
und an dessen ‚Community’ abgeben.“

In der Tat wäre es fatal, wenn notwendige Hilfen und
verlässliche Unterstützungsangebote für Menschen
mit Behinderungen unter dem Deckmantel der neu-
en Konzepte immer mehr abgebaut würden – und
dies der Öffentlichkeit auch noch als glänzender Fort-
schritt in Richtung Teilhabe und Selbstbestimmung
verkauft würde. Die Soziale Arbeit ist aufgefordert,
ihre Forschungen, Erkenntnisse und Erfahrungen
deutlich zu machen und den Diskurs nicht der Poli-
tik und den Sozialverwaltungen zu überlassen.
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Schlussfolgerungen
Natürlich ist es notwendig und wichtig, die traditio-
nellen Formen von Fremdbestimmung und Abhängig-
keit – besonders innerhalb der Großeinrichtungen mit
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And yet, ..., I had as lief have the foppery of 
freedom as the morality of imprisonment.
(Aber ehrlich gesagt, die Narretei der Freiheit 
ist mir lieber als im Arrest die fromme Moral.)

William Shakespeare1

Zusammenfassung
Der Artikel widmet sich dem britischen Regierungs-
programm „Sure Start”, einer von New Labour favo-
risierten Strategie der Kinder-, Jugend- und Fami-
lienhilfe. Es erfolgt eine Auseinandersetzung mit
den Paradigmen des Programms, welches auf be-
sondere Art und Weise sowohl sozialpolitische Stra-
tegien der Hilfe zur Selbsthilfe als auch der staat-
lichen Fürsorge miteinander verbindet. Der Artikel
zeigt die zahlreichen intellektuellen und emotiona-
len Ambivalenzen und Uneindeutigkeiten auf, die
bei der Auseinandersetzung mit dem Sure Start
Programme und dessen Kontext entstehen.
Abstract
This article attends to the British government pro-
gramme „Sure Start“, a strategy which is favoured
by New Labour and encompasses the realms of child-
care, youth services and family support. The author
explains the paradigms of this programme which
combines in a special way both socio-political stra-
tegies of aid toward independent living and strate-
gies of national assistance. The article shows the
numerous intellectual and emotional ambivalences
and ambiguities that arise in dealing with the Sure
Start programme and its context.
Schlüsselwörter
Jugendhilfe – Großbritannien – Programm – Sozial-
politik – Selbsthilfe

Einleitung
Im Zuge des Regierungswechsels Ende der 1990er-
Jahre initiierteTony Blair mit der Labour Party das
sogenannte Sure Start Programme, das mittlerweile
im Land und in Fachkreisen erhebliche Popularität
errungen hat. Es kann sowohl als Strategie der Fort-
führung liberal-konservativer Sozialpolitik als auch
als Richtungswechsel verstanden werden. Es ist ein-
gebettet – und auch nur in diesem Kontext wirklich
zu verstehen – einerseits in eine liberale britische
Wohlfahrtskultur wie auch in ein politisches System
mit speziellen Strukturmerkmalen. Das Programm
verbindet auf besondere Art und Weise die sozial-
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politischen Paradigmen der Hilfe zur Selbsthilfe als
auch der staatlichen Fürsorge. In diesem Spannungs-
feld lassen sich für den Einzelnen wie für die briti-
sche Gesellschaft eine Handvoll Vor- sowie Nach-
teile diskutieren, die individuell ganz unterschiedlich
bewertet werden können. Im Folgenden wird das
Programm in seinem historischen, kulturellen und
politischen Kontext vorgestellt und es werden unter-
schiedliche Sicht- und Bewertungsmöglichkeiten an-
gerissen. Angestrebt wird eine intellektuelle Ausein-
andersetzung, die einerseits die komplexen Rahmen-
bedingungen sozialpolitischer Strategien in den
Blickwinkel der Aufmerksamkeit rückt und anderer-
seits die zahlreichen Uneindeutigkeiten, Verunsiche-
rungen und Ambivalenzen benennt, die provoziert
werden, sofern sich Leserinnen und Leser als poli-
tische Akteure mit dem Programm auseinanderset-
zen. Letzteres ist gewollt und wird von der Autorin
sowohl als intellektuelle als auch emotionale Her-
ausforderung verstanden. As well as.

Großbritannien als liberaler 
Wohlfahrtsstaat
In der Selbstbeschreibung des britischen Department
for Work and Pensions (DPW) ist, unter der gegen-
wärtigen Führung der Labour Partei, nachzulesen,
dass das Ministerium das Ziel hat,„die Chancen und
die Unabhängigkeit für alle Menschen zu fördern,
ihnen zu helfen, ihr Potenzial durch Arbeit zu entfal-
ten und jede Form von Armut mit Hilfe von Arbeit
zu beseitigen“(DPW/A 2007)2. Damit reagieren die
Regierenden auf diverse realpolitische Probleme des
Landes. Großbritannien war und ist für europäische
Verhältnisse eine ungleiche Gesellschaft (OECD/A
2007)3. Die Zahl der von Sozialhilfe Abhängigen hat
sich in den Jahren von 1979 bis 1996 auf 5,6 Millio-
nen verdoppelt. 1995 lebte ein Drittel der Kinder in
relativer Armut, wenn man die Armutsgrenze bei 60
Prozent des Durchschnittseinkommens definiert. In
der Hälfte dieser Familien wuchsen die Kinder mit
einem allein erziehenden Elternteil auf.

Großbritannien gilt in der politikwissenschaftlichen
Literatur als liberaler Wohlfahrtsstaat mit sozialdemo-
kratischen Zügen (Schmidt 1998, S. 215 ff.). Damit
gehört, grob beschrieben, das Land zu den Wohl-
fahrtsstaaten der westlich-demokratischen Welt, in
denen der Einzelne mehr oder weniger eigenverant-
wortlich für seine soziale Sicherheit in und außer-
halb von Not- und besonderen Lebenslagen – wie
im Falle von Arbeitslosigkeit, Krankheit,Behinderung,
Mutter- oder Vaterschaft – sowohl sorgen muss als
auch sorgen darf. Der Staat hält sich weitgehend
mit Vorschriften und Reglementierungen in Hinsicht
auf Sicherheitsstrategien zurück, reduziert diese auf

ein Mindestmaß und konzentriert sich mit seinen
Unterstützungsinstrumenten auf diejenigen, denen
die Verantwortung für das eigene Wohlergehen im
strengen Sinne nicht zugemutet werden kann: auf
Menschen mit physischen, psychischen und seeli-
schen Beeinträchtigungen sowie auf Kinder bezie-
hungsweise auf Familien als einem Ort, an dem Kin-
der aufwachsen.4

Sofern der Einzelne Bedarf nach sozialer Sicherheit
anmeldet, der über den staatlich-gesellschaftlich ver-
einbarten Mindeststandard hinausgeht, wird er da-
zu aufgefordert, diesen mit Hilfe von Eigeninitiative
oder mit Unterstützung familiärer und gesellschaft-
licher Netzwerke, die durchaus auch staatlich unter-
stützt werden können, sicherzustellen. Die gesell-
schaftlich vereinbarten Mindeststandards an Sicher-
heit beruhen auf einer tendenziell niedrigen, gesell-
schaftlich gewünschten und gewollten Steuer- und
Abgabenlast. Die Einzelnen genießen weitgehend
das Recht auf Selbstbestimmung beziehungsweise
die Pflicht zur Eigenverantwortung im Hinblick auf
das Maß und den Standard an Sicherheit, welches
sie in Notlagen in Anspruch nehmen wollen. Eigen-
verantwortlich sind in diesem Wohlfahrtsverständnis
nur diejenigen nicht, von denen nichts mehr oder
noch nichts erwartet werden kann.

Die ungleichen Lebensverhältnisse waren und sind
unter anderem auch ein Ergebnis liberalen wirt-
schafts- und sozialpolitischen Handelns in den Jah-
ren von 1970 bis 1997. Während Mitglieder der Con-
servative Party um Margaret Thatcher argumentier-
ten, es gebe angesichts einer globalisierten Finanz-
und Handelswelt zum britisch-liberalen Wirtschafts-
und Wohlfahrtsstaat mit Gewinnenden und Verlie-
renden keine Alternative, versucht New Labour nun
seit ihrem Regierungsantritt im Jahr 1997 die Glo-
balisierung für alle nutzbar zu machen, ohne sich
radikal von der Idee und Praxis eines liberalen Wohl-
fahrtsstaates zu verabschieden. Ausschließlich New
Labour sei in der Lage, so die Argumentationslinie
der Partei, die Globalisierung so zu gestalten, dass
sowohl die Lage der heimischen Industrie verbessert
als auch gleichzeitig eine sozial verträgliche Variante
des modernen globalisierten Industriestaates gesi-
chert werde. Der neoliberalen Ära des„Fressens und
Gefressenwerdens“Margaret Thatchers folge nun
ein gleichermaßen britisch-liberaler Wohlfahrtsstaat,
ein Staat mit menschlichem Antlitz.

Blair argumentierte 2002 in der britischen Zeitschrift
Observer: „Von den siebziger bis zu den neunziger
Jahren versuchten die Regierungen, den Verfall der
Zivilgesellschaft durch Stärkung des Individualismus
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aufzuhalten. Aber während der Individualismus der
Neuen Rechten in den Achtzigern und Neunzigern
teilweise der persönlichen Verantwortung wieder
zur Geltung verhalf, hat er oftmals die einzelnen
Bürger und Gemeinden bei ihrer Selbsthilfe allein
gelassen. Die Pflicht der Gesellschaft zur Förderung
des Einzelnen wurde verneint. Dies hatte verheeren-
de Folgen, die uns bis heute betreffen. In der Mitte
der Neunziger war die Kriminalität angestiegen, der
Zerfall der Familien sowie Drogenmissbrauch voran-
geschritten, und die sozialen Ungleichheiten hatten
sich verschärft. Viele Stadtviertel waren von Vanda-
lismus, Gewalt und dem Verlust der Zivilität gekenn-
zeichnet” (Blair 2002).

Das Sure Start Programme 
als Regierungsinitiative
Angesichts dieser Tatsache verwundert es nicht, dass
im Mission Statement der „Five Years Strategy“des
Department for Work and Pensions von New Labour
als erstes Politikziel angeführt wird: „Wir haben ein
Programm aufgestellt, welches Kindern den besten
Start ins Leben garantieren soll und bis 2020 die
Kinderarmut beseitigen wird“ (DPW/B 2007, S. 12).

Wie aber gestaltet sich die politische Praxis? Diese
hat seit 1997 einen Namen: Sure Start. Es ist ein Re-
gierungsprogramm, das die Lebensbedingungen der
ärmsten Kinder und Familien zu verbessern sucht.
Moss (2004, S.631) sieht das Sure Start Programme
als das „Herz von New Labours sozialer Agenda“.
Das Programm wird in allen vier Verwaltungseinhei-
ten des Landes (England,Wales, Schottland und Nord-
irland) durchgeführt, wird aber teilweise unterschied-
lich administriert und vollzogen. Es richtet sich in
erster Linie an Kinder im Alter bis zu fünf Jahren, an
junge Menschen, an deren Familien und die Bevöl-
kerung der Stadt- und Landgebiete (communities),
in denen Sure-Start-Projekte existieren. Der Fokus
liegt auf den 20 Prozent der ärmsten Stadt- und
Landgebiete Großbritanniens. Das Programm bün-
delt sowohl neue als auch alte Initiativen der früh-
kindlichen Bildung und Erziehung, Kinder- und Ju-
gendhilfe sowie der Gemeinwesenarbeit und der
Gesundheitsfürsorge. Es ist im Wesentlichen in drei
Programmbereiche gegliedert: in sogenannte Early
Excellence Centers, Local Programmes sowie Neigh-
bourhood Nurseries.5

In der von der Regierung verfolgten „Five Year Stra-
tegy“ist nachzulesen, dass bis zum Jahr 2010 die
oben genannten Projektarten in insgesamt 3 500
Children Centres zusammengefasst werden sollen
(DWP/B 2007, S. 36). Gegenwärtig existieren etwa 
1000 Projekte im gesamten Land. Trotz durchaus

unterschiedlicher Ausrichtung der jeweiligen Service-
einrichtungen verfolgen alle drei Projektarten eine
konkrete Strategie. Sie bündeln wesentliche soziale
Dienstleistungen: frühkindliche Erziehung, Kinder-
betreuung, Familienarbeit, Gesundheitserziehung
sowie die Integration in den Bildungs- beziehungs-
weise Arbeitsmarkt. Die künftigen Children Centres
sollen in Zukunft alle Erziehungs-, Unterstützungs-
und Integrationsstrategien unter einem Dach zusam-
menfassen und die Early Excellence Centres sowie
die Local Programmes ersetzen.

Early Excellence Centres
Diese Zentren sind Kinderbetreuungseinrichtungen
(nurseries) für Kinder im Alter bis fünf Jahren. Das
pädagogische Konzept ist anspruchsvoll. Es zielt nicht
nur auf die Sicherstellung einer exzellenten früh-
kindlichen Erziehung und Bildung im öffentlichen
Raum6, sondern schließt Aktivitäten der Eltern-, Fa-
milien- und Gemeinwesenarbeit ein. Diese können
vielerlei Gestalt annehmen und sind – idealerweise
– auf die jeweiligen Bedürfnisse des Gemeinwesens
zugeschnitten, in dem sich das Early Excellence
Centre befindet. Dazu sind zu zählen: Förderkurse
zum Spracherlernen, zum Beispiel in Wohngebieten
mit einem hohen Bevölkerungsanteil ethnischer Min-
derheiten (Speech and Language Support Courses),
Angebote zu Spiel und Freizeit (Stay and Play Ses-
sions, Children’s Toy Librairies, Support and Drop in
Sessions, After School Clubs etc.).

Eine besondere Rolle im Bildungsangebot spielen
Gesundheit7 und Ernährung. Dies sollte nicht ver-
wundern, ist doch bekannt, dass sich die Briten am
liebsten von fish, chips und Orangenmarmelade er-
nähren. Einige Early Excellence Centres setzten sich
außerdem die Integration und Förderung von behin-
derten Kindern beziehungsweise von Migrantenkin-
dern zum Ziel. Die von der Regierung herausgegebe-
ne„Every Child Matters Strategy“(„Auf jedes Kind
kommt es an“) beschreibt die sozialpolitischen Ziele
wie folgt: „,Change for Children’ [,Wandel für Kin-
der’] ist ein Programm, welches die Lebenssituation
aller Kinder und Jugendlichen zu verbessern sucht.
Es spiegelt die Vision der Regierung wider, die Le-
bensbedingungen von Kindern, jungen Menschen
und Familien radikal zu reformieren. Kinder und
Jugendliche haben uns erzählt, dass fünf Schlüssel
wichtig sind für das Wohlbefinden in der Kindheit
und im späteren Leben: Gesundheit, Sicherheit,
Freude und Erfolg, Engagement und ökonomische
Sicherheit. Das Programm versucht, diese Resultate
für alle Kinder zu verbessern und die Lücke zwischen
Benachteiligten und deren Peers zu schließen“
(DCSF/A 2007).
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Local Programmes
Neben den Early Excellence Centres gibt es zudem
die Local Programmes. Diese wurden entwickelt, um
zunächst den Bedarf an Unterstützungsangeboten
im jeweiligen Gemeinwesen – in Kooperation mit
den aktuellen und zukünftigen Nutzenden – gemein-
sam zu erarbeiten. Insofern sind im gesamten Land
eine Vielzahl an Local Programmes mit sehr unter-
schiedlichen Ausprägungen vorzufinden. Dahinter
verbirgt sich nicht nur die Idee, Hilfebedürftige bei
der Etablierung von Hilfeinstrumenten zu Wort kom-
men zu lassen („Choice and Participation“, „Ange-
bot und Beteiligung“), sondern ebenso die ökono-
misch inspirierte Strategie, soziale Dienstleistungen
zielorientiert und damit effektiv am jeweiligen Be-
darf der Bevölkerung orientiert anzubieten.8

Als eine besondere Strategie, die Qualität sozialer
Dienstleistungen zu verbessern und Hilfeleistungen
zielorientiert zu konstruieren, kann die Umsetzung
des Prinzips des „Multi-Agency-Working“ verstan-
den werden, der Verbund verschiedener Dienste
(multi agency panels, multi agency teams, integra-
ted service).9 Ziel ist eine Zusammenführung aller
am Hilfe- und Unterstützungsprozess beteiligten
Institutionen. Die Projekte müssen sich auch mit
den vor Ort ansässigen Bildungseinrichtungen und
den sogenannten Job Centres vernetzen.

Die von der Regierung herausgegebene „Every Child
Matters Strategy“ fasst das Ziel des Programms wie
folgt zusammen: „Verbesserte Gesundheitsfürsorge
für Kinder und Familien, Reduzierung der Krimina-
litätsrate sowie der Kinderarmut; Befähigung der 
Eltern zum Lernen und zur Arbeit und Hilfe für allein-
erziehende Eltern für den Zugang zu Arbeits- und
Trainingsmöglichkeiten“(DCSF/B 2007). Damit hat
sich die britische Regierung einige Ziele gesetzt, ge-
gen die wohl niemand ernsthafte Bedenken äußern
wird: Verbesserung der Lebenssituation in Armut
lebender Kinder, Jugendlicher und deren Familien,
Entwicklung von qualitativ hochwertigen Kinder-
betreuungseinrichtungen für Kinder in jedem Alter,
Qualitätsverbesserung sozialer Dienstleistungen,
Eröffnung von Zugangschancen zum existierenden
Bildungs- und Arbeitsmarkt, effizienter und ziel-
orientierter Einsatz von öffentlichen Geldern.

From Welfare to Work
Das Sure Start Programme ruft durchaus Zustim-
mung hervor, wobei nicht vergessen werden darf:
Die Sure-Start-Strategie kann nur im Kontext einer
Politik verstanden werden, in der politische Akteure
die folgende Position vertreten: „Arbeit ist die beste
Form von Wohlfahrt für Menschen im Arbeitsalter ...

Menschen in Arbeit zu vermitteln, reduziert das Risi-
ko, dass deren Kinder in Armut leben“ (DWP/B 2007,
S. 12). Early Excellence Centers sowie Local Program-
mes und Children Centres im Kontext des Sure Start
Programme sind ein Bestandteil der liberal inspirier-
ten britischen „From-Welfare-to-Work-Strategie“,
die viele – geliebte und ungeliebte – Gesichter hat:
Akzeptanz eines Niedriglohnsektors, Existenz eines
Mindestlohnes, Toleranz sozialer Ungleichheit, So-
zialstandards auf niedrigem Niveau abhängig von
einer nachgewiesenen Bedürftigkeit beziehungswei-
se von dem Willen, möglichst jede verfügbare Arbeit
auf dem regulären Arbeitsmarkt aufzunehmen.

„Arbeiten kann und muss jeder“10 ist – etwas ver-
einfacht ausgedrückt – die Devise: „No Rights with-
out Responsibilities!“Prüft man die gängigen, unter
dem Namen „New Deal“ bekannten Arbeitsmarkt-
programme, fällt auch schnell auf, wer vorrangig mit
„jedem oder jeder“ gemeint ist: alleinerziehende
Eltern, junge Menschen, Menschen über 50 Jahre,
behinderte Menschen und Musiker. Die Teilnahme
an New-Deal-Programmen ist in der Regel obligato-
risch, wer unbegründet nicht teilnimmt, dem droht
die Kürzung oder die Verweigerung von Sozialleis-
tungen. Sure Start verfolgt somit nicht die Förderung
von Kindern und Jugendlichen im Rahmen eines er-
wünschten, als erstrebenswert gedachten Familien-
modells, wie die Familie als Ort, an dem mindestens
ein Elternteil ganztägig anwesend ist. Sure Start er-
möglicht Eltern, die sich in den Arbeitsmarkt inte-
grieren wollen oder die integriert werden sollen, die
Unterbringung ihrer Kinder in qualitativ hochwerti-
gen öffentlichen Erziehungseinrichtungen.

Die sozialpolitische Strategie basiert nicht vorrangig
auf der Idee der Herstellung von sozialer Gerechtig-
keit, sondern auf der Herstellung von Chancengleich-
heit. Solidarität gilt in diesem Wohlfahrtsstaatsver-
ständnis in erster Linie auf der Basis einer wechsel-
seitigen Beziehung zwischen denen, die mithilfe
ihrer Steuerleistung sowohl Solidarität ermöglichen,
und denen, die Solidarität benötigen. Das heißt aber
in radikalen Worten ausgedrückt:„Nicht sicher“, kann
und darf nicht „gestartet“ werden! Integration heißt
in diesem Sinne sowohl „jedem das Recht auf Arbeit“
als auch „jedem die Pflicht zur Arbeit“. Arbeit kann
dabei viele Gesichter haben: Sie kann freiwillig sein
(und unbezahlt), bildungs- und lernorientiert, nied-
rig- oder hochqualifiziert, schlecht oder gut entlohnt,
nicht ausbildungsädaquat oder ausbildungsange-
messen und/oder temporär, ganz- und halbtägig.
Das Recht schließt die Pflicht ein und die Pflicht das
Recht. Das Recht auf Arbeit ist damit aber auch ein
Recht auf Selbsthilfe, ein Recht auf Integration in
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den öffentlichen Raum und gleichzeitig eine Pflicht
zu Selbsthilfe; eine Pflicht zu Integration in das exis-
tierende Gemeinwesen.

Betroffene werden in diesem Sinne nicht nur moti-
viert, sich selbst zu helfen, sondern erhalten gleich-
zeitig die Gelegenheit, die eigene Situation – mehr
oder weniger unabhängig vom Wohlfahrtsstaat –
gesellschaftlich erwünscht und akzeptiert „selbst zu
gestalten“. Das Resultat kann vielerlei Gestalt an-
nehmen und gleichzeitig individuell unterschiedlich
bewertet werden: Anhebung des individuellen Le-
bensstandards, Integration in soziale Netzwerke,
Aneignung beziehungsweise Wiederbelebung von
neuen und alten beruflichen Kompetenzen, Stabili-
sierung von Selbstbewusstsein und Wertschätzung
gegenüber der eigenen Person, Herstellung sozialer
Beziehungen, Mitbestimmung und Partizipation bei
Angelegenheiten des eigenen privaten und öffentli-
chen Lebensraumes.

Der politische Kontext des 
Sure Start Programme
Der britische Wohlfahrtsstaat kann nur in der Aus-
einandersetzung mit seinem historischen, gesell-
schaftlichen und vor allem politischen Kontext ver-
standen werden. Die Politikwissenschaft hat die Zu-
sammenhänge zwischen politischen Systemen und
Wohlfahrtsstaaten eindrücklich dokumentiert. Un-
bestritten ist, trotz anderer Erklärungsansätze, dass
Wohlfahrtssysteme nicht unwesentlich von der Struk-
tur des jeweiligen politischen Systems eines Landes
abhängen. So existieren nachweisbare Zusammen-
hänge zwischen der jeweiligen Organisationsstruk-
tur sozialer Sicherungssysteme, der Reichweite und
dem Niveau staatlicher Unterstützungsleistungen
für Menschen in Notlagen und der jeweiligen politi-
schen Kultur des Landes, seinem Parteiensystem so-
wie dem Zusammenspiel der vorhandenen politi-
schen Institutionen (Schmidt 1998, S.223).

Großbritannien gilt in der Literatur auch als „nicht
staatlich verfasste“Gesellschaft, als eine Gesellschaft
ohne regulative Staatsidee (Döring 1999, S. 164).
Das britische Selbstbewusstsein fußt auf drei histo-
rischen Errungenschaften: Großbritannien erfand
den freiheitlichen Verfassungsstaat (Großbritannien
ist das Mutterland des Parlaments), von ihm ging
die industrielle Revolution aus und es verteidigte
seit dem 17. Jahrhundert anti-absolutistische Freihei-
ten erfolgreich gegen ausländische Eroberungsver-
suche. Alle drei Leistungen sind das Resultat spon-
tanen, ungeplanten Handelns (ebd., S.165). Der
Sinn von Politik besteht nicht darin, öffentliche
Güter herzustellen und umzuverteilen, sondern

darin, unterschiedliche Interessen so auszugleichen,
dass der gesellschaftliche Frieden bewahrt werden
kann (ebd., S.178). Eine Staatsorientierung, in der
der Staat als Garant für öffentliche Wohlfahrt ver-
standen wird, ist in diesem historischen Kontext nicht
oder nur auf eher niedrig ausgeprägtem Niveau
entstanden.

Großbritannien wird zentralistisch regiert, Westmi-
nister kann als Machtzentrum angesehen werden;
föderale Strukturelemente, ausgestattet mit den
Kompetenzen etwa deutscher Bundesländer und
deren Parlamente, gibt es – streng gesehen – nicht.
Innerhalb dieses spezifischen politischen Systems
existiert ein klares Machtzentrum: Premierminister,
Kabinett und Parlamentsmehrheit, deren Entschei-
dungen und Richtlinienpolitik kaum oder nur wenig
von anderen politischen Instanzen, zum Beispiel der
Opposition im Parlament, einem Obersten Verfas-
sungsgericht oder einem Föderationsrat, beeinflusst
werden können (Lehmbruch 2000, S. 30).11

Dieses Regierungssystem hat den Vorteil oder mög-
licherweise auch den Nachteil, dass politische Ent-
scheidungen schnell und zügig getroffen werden
können. Gleichfalls kann die Bevölkerung zu jeder
Zeit sicher sein, welche Partei die politische Entschei-
dung zu verantworten hat. Parteien werden inner-
halb dieses politischen Systems nicht als Organisa-
tionseinheiten verstanden, die möglichst genau und
mehrheitlich die Interessen der Bevölkerung reprä-
sentieren und durchzusetzen suchen, sondern als
Instrumente, die ein eindeutiges Machtzentrum im
Parlament schaffen und starke politische Führer her-
vorbringen (Rohe 1999, S. 240).

Dieser Sinn von Politik und die Funktionsweise des
politischen Systems ist, wenn auch nur eingeschränkt
rechtlich, so doch kulturell und politisch abgesichert
und wird von der Bevölkerung weitgehend akzeptiert.
Es ist in das Verständnis von einem „guten politi-
schen System“, möglicherweise unhinterfragt, ein-
gegangen. Insofern verwundert auch nicht, dass
nach dem Zweiten Weltkrieg in Großbritannien ein
liberaler Wohlfahrtsstaat mit sozialdemokratischen
Zügen entstanden ist und in der Regierungszeit von
Margaret Thatcher – basierend auf dem entspre-
chenden ideologischen Kontext – die Liberalisierung
vorangetrieben wurde.

Politik der„Neuen Mitte“: Vom
Wohlfahrtsstaat zum Wettbewerbsstaat
Seit 1997 knüpft die Labour Regierung, so Evans
und Czerny (2004, S. 210 f.), an das von den Konser-
vativen eingeführte politische Programm an, in dem
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sich die Transformation des britischen Wohlfahrts-
staates zu einem Wettbewerbsstaat widerspiegelt.
Evans und Czerny folgend findet – wie bereits an-
gedeutet – unter Wählern und Wählerinnen sowie
politischen Akteuren ein Paradigmenwechsel statt.
„Während sich früher der gewohnheitsrechtliche An-
spruch auf Güter und Dienste a priori aus der sozialen
Stellung oder Klasse ergab, sind nunmehr Verein-
barungen zwischen Individuen, Unternehmen oder
Gruppen von Akteuren vorherrschend, die solche
Güter oder Dienste entweder auf der Basis eines
‚Preises’... und/oder auf der Grundlage gegenseiti-
ger Rechte oder Pflichten untereinander austau-
schen“ (ebd., S. 209). Gleichzeitig beginnen politi-
sche Akteure ihr politisches Handeln den auch von
den Wählern als Realität akzeptierten Bedingungen
einer globalisierten Welt anzupassen.

Respektiert wird nun von der Mehrheit der Bevölke-
rung nicht nur ein effizienter marktwirtschaftlicher
Politikstil politischer Akteure, sondern ebenso der
Bedeutungsverlust traditioneller Konfliktkonstella-
tionen und -muster (zum Beispiel zwischen Arbeit-
nehmern und Arbeitgebern) bei der Lösung von so-
zial- und wirtschaftspolitischen Problemen. Dabei
verlieren in parteipolitischen Programmen und im
jeweiligen parteipolitischen Handeln historisch ge-
wachsene und in bestimmten Milieus verankerte
Normen und Werte zunehmend an Bedeutung. Poli-
tische Parteien bedienen sich stattdessen einer Viel-
zahl politischer Strategien, die ungeachtet der jewei-
ligen ideengeschichtlichen Verankerung als hilfrei-
che Instrumente bei der Lösung gesellschaftlicher
Probleme akzeptiert werden.

New Labour bedient sich vor allem in der Wirtschafts-
politik eines liberalen, konservativen Politikstils (ebd.),
während sie in der Sozialpolitik konservative, libe-
rale und sozialdemokratische Elemente zusammen-
führt12: Petring (2006) zeigt, dass sich diese wirt-
schaftliche Strategie auszahlt. Die Amtszeit New
Labours ist von relativ stabilen Wachstumsraten
gekennzeichnet (OECD/B 2007).13 Dabei konnte die
Mitte-Links-Regierung auf einem bereits gut bestell-
ten Feld weiterarbeiten. Die Konservativen hatten
1997 ein Wirtschaftswachstum von über drei Pro-
zent, sinkende Arbeitslosenzahlen und ein Haus-
haltsdefizit von nur 2,2 Prozent hinterlassen (Evans;
Czerny 2004, S.122).

Die zahlreichen Deregulierungsstrategien, wie rela-
tiv machtlose Gewerkschaften, dezentrale Lohnfin-
dungsarrangements, eingeschränkte Kündigungs-
schutzbestimmungen für Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer generell und insbesondere für die un-

ter 21 Jahren hatten ebenso zu einem Absinken der
strukturellen Arbeitslosigkeit und der Langzeitar-
beitslosigkeit geführt. Allerdings war und ist die all-
gemeine Beschäftigungsquote relativ niedrig sowie
die Alters- und Jugendarbeitslosigkeit weiterhin hoch.
Zugleich hatte sich der Kreis der nicht in die Arbeits-
losenstatistik fallenden Personen, also der Menschen,
die von anderer staatlicher Unterstützung lebten (wie
behinderte Menschen,Alleinerziehende und Ehepart-
ner von Arbeitslosen), nicht ernsthaft verkleinert
(ebd., S. 130-131). Die konsequente Wirtschaftspo-
litik hatte gleichzeitig zu einer massiven Zunahme
von Einkommensunterschieden geführt, trotz zahl-
reich existierender Beschäftigungschancen.

Des Weiteren musste sich die britische Regierung
Ende der 1990er-Jahre der Herausforderung stellen,
enorme Mittel für die Sanierung der teilweise maro-
den öffentlichen Dienstleistungen, zum Beispiel im
Gesundheitswesen, zur Verfügung zu stellen und
dies im Einklang mit einer Politik der„gemäßigten
Gesamtverschuldung“ und der „Kontrolle der öffent-
lichen Ausgaben“zu tun. Das heißt, die Regierungs-
partei musste eine bisher erfolgreiche Wirtschafts-
politik fortsetzen und weiterhin auf wirtschaftspoli-
tischen Erfolg achten. Ebenso hatte sie bedeutende
traditionelle, aktuelle und zukünftige sozialpolitische
Herausforderungen zu meistern.

No Rights without Responsibilities
New Labour bediente sich dabei verschiedener Stra-
tegien, hielt aber weitgehend an einer liberal aus-
gerichteten Wohlfahrts- und Wettbewerbsstaatsidee
fest. Die Partei setzte weniger auf Umverteilungs-
strategien, Bereitstellung von großzügig ausgestal-
teten Unterstützungsleistungen oder auf gezielte
Einrichtung staatlicher Beschäftigungspositionen
für Benachteiligte und Bedürftige als Mittel zur Be-
kämpfung der Arbeitslosigkeit und Armut. Sie favo-
risierte als Lösungsstrategie einen wachsenden fle-
xiblen Arbeitsmarkt, der möglichst jeden aufnehmen
konnte, der aufgenommen werden wollte und inte-
griert werden sollte. Neben dem Politikfeld „Bildung“
versprach sich New Labour vor allem vom Politikfeld
„Arbeitsmarkt“ eine Verbesserung der Lebenssitua-
tion von Menschen, die aufgrund ihrer persönlichen
Situation oder aufgrund struktureller Ausgrenzungs-
mechanismen schwer in den Arbeitsmarkt – selbst
in einen florierenden – zu integrieren waren.

Neben Maßnahmen wie der Einführung eines Min-
destlohnes oder der steuerlichen Besserstellung von
Geringverdienenden und Familien als Anreiz zur
Arbeitsaufnahme investierte New Labour großen
politischen Ehrgeiz in die sogenannten New Deals.
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Schon die konservative Vorgängerregierung hatte
New Deals als arbeitsmarktpolitische Programme
entwickelt. Sie waren eingebettet in reformierte
Strukturen der Arbeitsverwaltung wie zum Beispiel
in die flächendeckende Einführung von Job Centers
und deren effizientere Vernetzung mit anderen öf-
fentlichen Institutionen wie Sozialämtern und Kran-
kenhäusern. Die Job Centres zielen auf einen ver-
besserten Service, zu dem einerseits die ausführliche
Beratung der Arbeitsuchenden und die Bereitstel-
lung konkreter Weiterbildungs- und Arbeitsmöglich-
keiten sowie andererseits die Instrumente der Ziel-
vereinbarung (wie Aufnahme einer Ausbildung) und
Zielkontrolle zwischen Job Centre und Erwerbslosen
gehören. Fordern und Fördern heißt die Devise.

Das Sure Start Programme ist demnach nicht nur
eine sozialpolitische Strategie, die auf verbesserte
Lebensbedingungen von Kindern und Jugendlichen
in Armutslagen zielt und die Qualität von sozialen
Dienstleistungen verbessern soll. Es ist als ein Pro-
gramm zu verstehen, das von staatlicher Unterstüt-
zung lebende Menschen zu motivieren sucht, sich in
den Ausbildungs- und Arbeitsmarkt zu integrieren
und dafür die notwendigen Rahmenbedingungen,
wie öffentliche Kinderbetreuung, bereitstellt. No
Rights without Responsibilities! Insbesondere der
deutliche Fokus auf alleinerziehende Eltern zeigt,
dass die Regierung nicht die Förderung eines be-
stimmten, positiv besetzten Familienmodells oder
Frauenbildes anstrebt, sondern die Integration mög-
lichst aller zur Arbeit fähigen Menschen in den exis-
tierenden Ausbildungs- und Arbeitsmarkt.

Sowohl als auch
Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass
sich der Handlungskontext von im Erziehungs-, Bil-
dungs- und Sozialwesen beschäftigten Personen als
komplex erweist. Unterschiedliche politische Identi-
täten führen zu differenten Lösungsstrategien gesell-
schaftlicher und individueller Probleme, die wiede-
rum kontrovers und unterschiedlich beurteilt werden
können. Die Beschäftigung mit differenten Lösungs-
modellen setzt die Bereitschaft zur Verunsicherung,
die Bereitschaft zum Zweifeln voraus. Was kann als
Vor- oder als Nachteil einer Problemlösungsstrategie
verstanden werden? Können Vorteile auch Nach-
teile sein, Nachteile auch Vorteile? 

Eine solche Auseinandersetzung erweist sich als
schwieriges Unterfangen, als intellektuelle und emo-
tionale Herausforderung. Möglicherweise verändern
wir unsere Perspektive bei unserem Bemühen um
Verständnis? Möglicherweise finden wir plötzlich
Veränderungen vorteilhaft, die wir einstmals als

nachteilig beurteilt haben? Möglicherweise erken-
nen wir plötzlich komplexe gesellschaftliche Zusam-
menhänge, die es uns erschweren, eindeutige Ant-
worten auf eindeutige Fragen zu geben? Möglicher-
weise verändern wir uns dabei sogar selber, unser
Selbstverständnis, unsere politische Haltung, unsere
persönliche und professionelle Identität? Sollten wir
bei der Suche nach neuen Antworten auf alte neue
Fragen unseren Blick sowohl immer auf die Nach-
teile der Vorteile als auch auf die Vorteile der Nach-
teile richten? AS WELL AS!?

Anmerkungen
1 Zitiert nach Richard Flatter.
2 Deutsche Übersetzung hier wie in den folgenden Zitaten
aus englischen Quellen durch die Autorin.
3 Soziale Ungleichheit wird in der Sozialwissenschaft unter
anderem mit Hilfe des Gini-Koeffizienten gemessen. Je größer
der Gini-Koeffizient beziehungsweise je näher er der 1 ist,
umso größer ist der Einkommensabstand zwischen Menschen
mit einem hohen Einkommen und Menschen mit einem nied-
rigen Einkommen eines Landes. Aus ihm lassen sich Rück-
schlüsse auf die Umverteilungsstrategien eines Staates ziehen.
Im Jahr 2000 betrug der Gini-Koeffizient für Großbritannien
32,6 (multipliziert mit 100). Im Vergleich dazu: Der Gini-Ko-
effizient für Dänemark betrug 22,5 und für Deutschland 27,7.
4 Es kann sicher an der Radikalität dieser Aussage gezweifelt
werden, dessen ist sich die Autorin bewusst. Die Aussage soll
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aber trotzdem so getroffen werden, um den Inhalt des Textes
zu unterstreichen.
5 Auf die Entwicklungsgeschichte von Neighbourhood Nurse-
ries wird im Text nicht eingegangen. Korrekterweise soll aber
festgehalten werden, dass alle beschriebenen Strategien der
Kinder-, Jugend- und Familienhilfe bereits vor der Etablierung
des Sure Start Programme in vielen verschiedenen Kontexten
eine Rolle in der Geschichte des britischen Wohlfahrtssystems
gespielt haben.
6 Das Ziel ist dabei die Sicherstellung von „full day care pro-
vision“ mit einem Minimum von zehn Stunden am Tag, fünf
Tage in der Woche, 48 Wochen im Jahr.
7 Bei der Gesundheitserziehung spielen insbesondere die
länger- und/oder kurzfristige Beratung, Betreuung und Unter-
stützung von Frauen vor und nach der Entbindung eines Kin-
des eine wichtige Rolle.
8 Diese Idee wird radikal in die Praxis umgesetzt: So dürfen
nur Bewohnerinnen und Bewohner des jeweiligen als bedürf-
tig identifizierten Gemeinwesens die Angebote der Sure-
Start-Projekte in Anspruch nehmen.
9 Das teilweise komplexe Konstruktionsprinzip der verschie-
denen Multi-Agency-Strategies kann an dieser Stelle nicht
vollständig beschrieben werden. Festzuhalten ist, dass Sure
Start Teams in der Regel als multiprofessionelle Teams kons-
truiert werden (teachers, health-workers, early years educa-
tors, social workers, family workers) und die im Team beschäf-
tigten Personen durchaus bei unterschiedlichen Trägern des
Gesundheits- und Sozialwesens angestellt sein können, zum
Beispiel bei staatlichen Trägern der Jugendhilfe oder bei frei-
en Trägern des Kinderschutzes. Die unterschiedlichen Rechte,
Pflichten und Verantwortlichkeiten der Teammitglieder sind
dabei mithilfe von Vereinbarungen geregelt. Hinter diesem
Konstruktionsprinzip verbirgt sich nicht nur die Idee, dass mög-
lichst hochqualifizierte Menschen unterschiedlicher Professio-
nen in einem Team kooperieren und gemeinsam Lösungsstra-
tegien erarbeiten, sondern ebenso das Ideal, dass Vertretende
unterschiedlicher Organisationen (state, voluntary and non-
government-organizations) in der Zusammenarbeit kreativer
und zielorientierter bei der Bearbeitung sozialpolitischer Pro-
bleme agieren als Teams, die ein und derselben Organisation
angehören.
10 Dabei muss bedacht werden, dass auf dem gegenwärtigen
britischen Arbeitsmarkt wohl tatsächlich jeder arbeiten kann,
der arbeiten will. Die Arbeitslosenquote lag 2006 bei 4,6 Pro-
zent (OECD/C 2007).
11 Deutschland hingegen gilt als „stark gekoppeltes politi-
sches System“, welches dazu neige, politische Blockaden zu
produzieren, Reformprozesse zu verhindern (Lehmbruch
2000, S. 30).
12 Ablehnung keynesianischer Nachfragesteuerung, Kontrolle
öffentlicher Ausgaben und konsequentes, wirtschaftlich orien-
tiertes Finanzmanagement öffentlicher Gelder, Inflationsbe-
kämpfung, stabile Gesamtverschuldung und Kreditaufnahme
nur zu Investitionszwecken, reduzierte Einmischung in Unter-
nehmensbelange sowie Förderung des Wirtschaftswachstums
durch Maßnahmen wie Marktliberalisierung und Ermögli-
chung von uneingeschränkter wirtschaftlicher Drosselung ge-
werkschaftlicher Mitbestimmung gehören – grob beschrieben
– zu den favorisierten wirtschaftspolitischen Instrumenten.
13 Das britische Bruttosozialprodukt in (gross domestic pro-
duct, annual growth rates) ist im Jahr 1997 um 3,1 Prozent,
im Jahr 2000 um 4,0 Prozent, im Jahr 2004 um 3,1 und im
Jahr 2005 um 1,8 Prozent gewachsen. Im Vergleich dazu ge-

staltete sich das Wachstum des deutschen Bruttosozialpro-
dukts wie folgt: 1997 Wachstum um 1,8 Prozent, 2000 um 
3,2 Prozent, 2004 um 1,2 Prozent und 2005 um 0,9 Prozent;
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�Allgemeines
Jubiläumstreffen des International Committee On
Fundraising Organizations (ICFO) in Berlin. Das ICFO
bietet seit 50 Jahren ein weltweites Forum für nationale
Prüfstellen zur Kontrolle Spenden sammelnder Organisa-
tionen. Das Komitee und seine Mitglieder haben das Ziel,
sicherzustellen, dass das Sammeln von Spenden für wohl-
tätige Zwecke seriös organisiert und durchgeführt wird und
dass die gesammelten Spenden angemessen verwaltet und
kompetent eingesetzt werden. Die Mitglieder des ICFO
bauen „Brücken des Vertrauens“zwischen glaubwürdigen
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) und den Spendern
und Spenderinnen. Hinsichtlich der Standards, nach denen
die entsprechenden Kontrollvorgänge erfolgen, gibt es Un-
terschiede, aber der Grundgedanke aller Mitgliedsorgani-
sationen des ICFO ist der gleiche: Die Spenderinnen und
Spender sollen zuverlässige, unabhängige Informationen
zur Glaubwürdigkeit, Effektivität und Leistung der jeweili-
gen Wohltätigkeitsorganisation erhalten. Das ICFO wurde
im Jahr 1958 gegründet. Die Konferenz „Engaging Donors‘
Trust“am 16.Mai 2008 in Berlin war Bestandteil der Akti-
vitäten zu seinem 50-jährigen Jubiläum. Sie wurde vom
ICFO in Kooperation mit dem Deutschen Zentralinstitut für
soziale Fragen (DZI) und dem Deutschen Industrie- und
Handelskammertag (DIHK) organisiert. Das DZI ist das
deutsche Mitglied des ICFO und der DIHK war bereits am
allerersten internationalen Treffen unabhängiger Prüfstel-
len, mit dem vor einem halben Jahrhundert die Gründung
des ICFO vollzogen wurde, beteiligt. Der Staatssekretär im
Bundesfinanzministerium, Axel Nawrath, begrüßte die über
80 Teilnehmenden der Konferenz. Diana Aviv, Präsidentin
der bedeutsamen amerikanischen Dachorganisationen In-
dependent Sector, sprach in ihrem Hauptvortrag über die
Bedeutung von Selbstregulierung und unabhängiger Kon-
trolle im Vergleich zur staatlichen Kontrolle. Ihr folgte Hel-
mut Anheier mit einem Beitrag über die Entwicklung des
Dritten Sektors im globalen Rahmen. Weitere Themen wa-
ren: der Auftrag des ICFO und neue Herausforderungen
bei der Zertifizierung von Wohltätigkeitsorganisationen,
Evaluierung und Qualitätsmessung bei NGOs sowie die
Schwächen von Selbstregulierung gegenüber unabhängi-
ger Zertifizierung. Während der Jahrestagung nahm das
ICFO die Taiwan NPO Self-Regulation Alliance als zwölftes
Vollmitglied auf.

Hilfsgesellschaften im Sinne der Genfer Konventio-
nen. Das Bundeskabinett hat den Entwurf eines Gesetzes
zur Änderung von Vorschriften über das Deutsche Rote
Kreuz (DRK) beschlossen. Das bisherige Gesetz beschreibt
die Rechtsstellung des DRK und seine besonderen Aufga-
ben im humanitären Bereich. In die Gesetzesvorlage wur-
den nun auch die Johanniter und die Malteser aufgenom-
men, da auch sie freiwillige Hilfsgesellschaften im Sinne
der Genfer Konventionen sind. Sollte der Gesetzentwurf
das weitere Gesetzgebungsverfahren erfolgreich durch-

laufen, würde damit die Anerkennung der Johanniter und
Malteser erstmals gesetzlich festgeschrieben werden.
Quelle: Johanniter 2.2008

�Soziales
Pfändungsfreigrenze für Rentenbeziehende. Der Peti-
tionsausschuss des Deutschen Bundestages hat sich frak-
tionsübergreifend dafür ausgesprochen, die allgemeinen
Pfändungsfreigrenzen für Schuldner und Schuldnerinnen
auch für Rentnerinnen und Rentner einzuführen. Bisher
können Forderungen der Sozialleistungsträger mit Renten
aus der gesetzlichen Rentenversicherung aufgerechnet wer-
den. Die derzeitige Rechtslage diskriminiert damit Renten-
beziehende. Schuldnern wird ein Freibetrag eingeräumt,
damit ihnen eine lebenssichernde Existenz ermöglicht wird.
Dies muss auch für Rentnerinnen und Rentner gelten.
Quelle: Sozialverband Zeitung 6.2008

Deutsche sparen. Die Deutschen haben ihre Sparanstren-
gungen Ende 2007 erheblich verstärkt. Im vierten Quartal
legten die privaten Haushalte im Schnitt 9,7 % ihres verfüg-
baren Einkommens auf die hohe Kante. Das ist die höchste
Sparquote seit 1994. Fachleute führen diese Entwicklung
auf den kräftigen Anstieg der Lebenshaltungskosten zu-
rück. Weil die Menschen wegen der Preisentwicklung ver-
unsichert sind, legen sie ihr Geld lieber auf die Seite. Quelle:
Deutsche Angestellten Zeitung 3.2008

Bestattungskosten. Sozialhilfeempfängerinnen und -emp-
fänger haben beim Tod von Angehörigen Anspruch auf die
Erstattung der Ausgaben für eine „einfache ortsübliche
Bestattung“. Für die Überführung des Leichnams und die
Vorfinanzierung der Grabnutzung in den kommenden Jahr-
zehnten wird keine Sozialhilfe gezahlt, entschied das Hes-
sische Landessozialgericht (AZ L 9 SO 20/08 B ER). Ein
Begräbnis werde nicht komplett von der Sozialhilfe über-
nommen, wenn es andere Familienmitglieder gibt. Der
Beschluss ist unanfechtbar. Quelle: VdK Zeitung 6.2008

Empfehlungen für den Einsatz von Einkommen und
Vermögen in der Sozialhilfe (SGB XII). Hrsg. Deutscher
Verein für öffentliche und private Fürsorge e.V. Selbstver-
lag. Berlin 2008, 73 S., ohne Preisangabe *DZI-D-8294* 
Diese Broschüre beschreibt die aktuellen Bestimmungen,
die festlegen, was bei Leistungen nach dem Sozialgesetz-
buch XII (SGB XII) als einzusetzendes Einkommen zu be-
rücksichtigen ist und was vom Vermögen verschont bleibt.
Als Einkommen zählt alles, was jemand in der Bedarfszeit
wertmäßig dazu erhält, und als Vermögen, was jemand in
der Bedarfszeit bereits hat. Nach einer kurzen Beschrei-
bung der Grundlagen folgen die Einzelheiten der juristi-
schen Regelungen nach SGB XII. Abschließend werden die
Vorschriften bezüglich des zu berücksichtigen Vermögens
ausführlich beleuchtet. Die Empfehlungen sind als Arbeits-
hilfe für die Träger der Sozialhilfe konzipiert. Vertrieb über
den Lambertus Verlag Freiburg, Internet: www.lambertus.de

Rückkehr in die Krankenversicherung. Die Spitzenver-
bände der Freien Wohlfahrtspflege sowie die Verbraucher-
zentrale Bundesverband e.V. und das Bundesgesundheits-
ministerium werben gemeinsam für die Rückkehr in die
Krankenversicherung. Mit Plakaten und Informationsblät-
tern machen sie bundesweit auf die gesetzlichen Regelun-
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gen aufmerksam. Bei der Aktion geht es darum, Nichtver-
sicherten die Rückkehr in die Krankenversicherung zu er-
leichtern. Per Gesetz besteht für sie seit dem 1. April 2007
ein Versicherungsverhältnis: Sie müssen eigentlich Beiträge
bezahlen und haben Versicherungsschutz. Das Aktions-
bündnis appelliert an die Krankenkassen, Menschen in so-
zialen Notlagen die bereits angefallenen Beiträge zu erlas-
sen. Die Wohlfahrtsverbände wollen allen noch Unversi-
cherten bei Problemen mit Beratungen zur Seite stehen.
Mit ihrem dichten Netz lokaler Beratungsstellen verfügen
sie über einen guten Zugang zu Nichtversicherten. Seit In-
krafttreten der Gesundheitsreform im vergangenen Jahr
hat sich die Zahl der Nichtversicherten in Deutschland
deutlich verringert. Über 100 000 ehemals Unversicherte
kehrten in die gesetzliche Krankenversicherung zurück,
einige Tausend in private Kassen. Quelle: Rotkreuz Maga-
zin 2.2008

Elterngeld. 52,5 % der Mütter, denen für ihr 2007 gebore-
nes Kind Elterngeld bewilligt wurde, waren vor der Geburt
erwerbstätig; bei den Vätern waren es 77 %. Während von
den vor der Geburt des Kindes erwerbstätigen Müttern 
85 % ein Elterngeld beziehen, bevorzugen von den vor
der Geburt des Kindes erwerbstätigen Vätern zwei Drittel
eine „Babyzeit“ von zwei Monaten. Insgesamt wurden
von Januar 2007 bis März 2008 knapp 720 000 Anträge
auf Elterngeld bewilligt. Die Zahl der Väter, die für ihr 2007
geborenes Kind Elterngeld bewilligt bekamen, hat sich in-
zwischen auf 87 400 erhöht. Damit ist ihr Anteil auf 12,1 %
angestiegen. In den neuen Bundesländern übertrifft der
Wert von 12,6 % den in den alten Bundesländern (11,9 %).
Quelle: Statistisches Bundesamt 214/08

�Gesundheit
Gute Praxis zur Förderung von Kindergesundheit.
Das Bundeskabinett verabschiedete Ende Mai 2008 seine
„Strategie zur Förderung der Kindergesundheit”. Chancen-
gleichheit für alle Kinder, unabhängig von sozialer Her-
kunft oder dem Kulturkreis, wird als Ziel benannt. Frühe
und aufsuchende Hilfen sollen verstärkt Familien in be-
lasteten Lebenslagen erreichen, so die Bundesregierung.
In dem kürzlich von UNICEF vorgelegten Bericht zur Lage
der Kinder in Deutschland wird die schwierige Situation
von Ein-Eltern-Familien betont. Der Kooperationsverbund
„Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten”stellt
Angebote vor, die sich genau an solche Zielgruppen rich-
ten. Initiiert von der Bundeszentrale für gesundheitliche
Aufklärung haben sich im Kooperationsverbund 50 Orga-
nisationen zusammengeschlossen, um eine„Gute Praxis“
der Gesundheitsförderung bei sozial Benachteiligten zu
unterstützen.Ausgewählt werden die „Good Practice“-
Angebote anhand von zwölf Kriterien in einem mehrstu-
figen, standardisierten Verfahren unter Beteiligung von
Expertinnen und Experten aus Wissenschaft und Praxis.
Diese Initiative wird auch im jüngsten Entwurf des
Armuts- und Reichtumsberichts der Bundesregierung
gewürdigt. Unter den bisher 75 Beispielen gelungener
Praxis findet sich auch ein gutes Dutzend, das die Situa-
tion von Ein-Eltern-Familien besonders berücksichtigt.
Viele der Angebote sind zudem direkt in sozialen Brenn-
punkten angesiedelt und zeichnen sich durch eine leichte
Erreichbarkeit aus. Projekte wie „Adebar“aus Hamburg
oder „Schutzengel”aus Flensburg kombinieren zudem

verschiedene Unterstützungsangebote. So bieten beispiels-
weise Elterncafés Gesprächs- und Beratungsmöglichkei-
ten bei gleichzeitiger Kinderbetreuung. Andere Angebote
wie die „Eltern AG“aus Magdeburg setzen auf eine Kom-
bination aus Wissensvermittlung, Stressmanagement und
sozialem Lernen zur Förderung von Elternkompetenzen.
Die Beispiele guter Praxis sind als Vorbilder für die Weiter-
entwicklung bestehender und neuer Angebote gedacht
und im Internet unter www.gesundheitliche-chancen
gleichheit.de zu finden. Quelle: Pressemitteilung Koope-
rationsverbund Gesundheitsförderung bei sozial Benach-
teiligten vom 27. Mai 2008

Kliniken als Zuflucht für Pflegebedürftige. In Groß-
britannien werden ständig mehr als 2 000 Betten in den
staatlichen Krankenhäusern von Pflegebedürftigen in An-
spruch genommen, die keine Familienangehörigen haben,
die sich um sie kümmern können. Diese Betten stehen so-
mit Akutkranken nicht zur Verfügung. Nach Zahlen des
National Health Service waren das etwa 30 % mehr als
ein Jahr zuvor. Für den britischen Ärztebund liegt dies am
Abbau sozialer und ambulanter Versorgungsangebote.
Deshalb müssten immer mehr Pflegebedürftige statt zum
ambulanten Pflegedienst in die nächste Klinik gehen.
Quelle: Gesundheit und Gesellschaft 5.2008

Versorgung von Menschen mit Demenzerkrankung
in Bayern. Derzeit gibt es in Bayern rund 150 000 alters-
verwirrte Menschen, deutschlandweit sind es rund eine
Millionen Betroffene. Prognosen zufolge wird diese Zahl in
den kommenden 20 Jahren auf über 1,5 Mio. ansteigen.
Im ambulanten Bereich tragen pflegende und betreuende
Angehörige die Hauptlast der häuslichen Versorgung. Um
diese zu unterstützen und zu entlasten, fördert der Frei-
staat seit 1998 im Rahmen des „Bayerischen Netzwerks
Pflege“90 Fachstellen für pflegende Angehörige. Zudem
hat Bayern vor fünf Jahren als eines der ersten Bundes-
länder das Pflegeleistungs-Ergänzungsgesetz umgesetzt.
160 Angehörigengruppen, über 100 Betreuungsgruppen
für verwirrte ältere Menschen und 60 ehrenamtliche Hel-
ferkreise werden seither als niedrigschwellige Betreuungs-
angebote mit rund 2,5 Mio. Euro gefördert. Hinzu kommen
dreizehn Modellprojekte zu neuen Versorgungskonzepten,
insbesondere für Demenzkranke. Da die Behandlung und
Betreuung von Demenzkranken einschlägiges Wissen
ebenso wie geeignete Umgangsweisen erfordern, ist die
Aus-, Fort- und Weiterbildung aller mit der medizinischen
Versorgung und Pflege gerontopsychiatrisch erkrankter
Menschen befassten Berufsgruppen äußerst wichtig.
Bayern habe deshalb in den letzten zehn Jahren rund 
14 Mio.Euro in die Fort- und Weiterbildung in der Alten-
hilfe investiert. Quelle: Pressemitteilung des Bayerischen
Staatsministeriums für Arbeit und Sozialordnung, Familie
und Frauen 276.08

�Jugend und Familie
Zukunftsperspektiven für eine Jugendpolitik in Eu-
ropa. Deutschland kann dazu beitragen, die Stärken der
eigenen Kinder- und Jugendhilfe in die europäische Politik-
gestaltung mit einzubringen und dabei auch die Beteili-
gung junger Menschen an dem Prozess zu fördern. Deutsch-
land hat zudem im Rahmen der europäischen jugendpoli-
tischen Zusammenarbeit auch die Chance, von den Erfah-
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rungen anderer europäischer Mitgliedstaaten zu lernen
und die eigenen Aktivitäten zu spiegeln, um mit neuen
Ideen die Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe
in Deutschland zu befördern. Die Europäische Kommission
plant für das Jahr 2008 einen Beratungs- und Reflektions-
prozess zur Zukunft der Jugendpolitik in Europa. In diesem
Zusammenhang sind alle Mitgliedstaaten gebeten, sich
an der Auseinandersetzung mit der bisherigen Zusammen-
arbeit zu beteiligen sowie Anregungen und Meinungen
für eine Jugendpolitik der Zukunft abzugeben. Vor diesem
Hintergrund hat der Vorstand der Arbeitsgemeinschaft für
Kinder- und Jugendhilfe (AGJ) ein Positionspapier verab-
schiedet, das darstellt, wie eine Jugendpolitik in Europa
gestaltet werden könnte. Das Papier steht unter http://
www.agj.de/pdf/5/Zukunftsperspektiven_Europa.pdf zur
Verfügung. Quelle: Presseinformation der AGJ vom 8. Juni
2008

Alle Kinder befähigen. Das Buch zur Initiative. Hrsg.
Gertrud Rogg. Lambertus Verlag. Freiburg im Breisgau,
103 S., EUR 9,90 *DZI-D-8263*
Spätestens seit der Veröffentlichung der Pisa-Ergebnisse
und des Zweiten Armuts- und Reichtumsberichts der Bun-
desregierung 2005 ist bekannt, dass in Deutschland Kin-
der aus sozial schwachen Familien vergleichsweise schlech-
te Bildungschancen besitzen. Und Jugendliche ohne Schul-
abschluss oder Berufsausbildung tragen ein hohes Armuts-
risiko. So widmet sich die vorliegende Broschüre der Frage,
wie die gesellschaftliche und berufliche Integration be-
nachteiligter Kinder und Jugendlicher unterstützt werden
kann. Theoretische Grundlage ist das vom Amartya Sen
entwickelte Konzept der Befähigkeitsgerechtigkeit, das
sich auf die Verteilung von Lebenschancen und Vewirkli-
chungsmöglichkeiten bezieht. Im Einzelnen dokumentiert
die Broschüre verschiedene Projekte im Zusammenhang
mit der seit dem Jahr 2005 laufenden Befähigungsinitia-
tive des Deutschen Caritasverbandes, wie zum Beispiel
Ausbildungspatenschaften und Initiativen in den Berei-
chen der Schulsozialarbeit, der Gemeinwesenarbeit oder
der Corporate Citizenship. Bestelladresse: Deutscher Cari-
tasverband, Projektleitung Befähigungsinitiative, Karlstra-
ße 40, 79100 Freiburg im Breisgau, Tel.: 07 61/200-668

Investition Jugendhilfe. Jugendhilfe wirkt! Das belegen
Forschungen des Instituts für Kinder- und Jugendhilfe (IKJ).
In 70 % der Fälle stellte das Institut positive Verläufe und
stabile Veränderungen fest. Langfristig gesehen stehen
durchschnittliche Kosten von 120 000 Euro für Jugendhil-
femaßnahmen in den Bereichen Bildung, Arbeit, Gesund-
heit oder Kriminalität ein volkswirtschaftlicher Nutzen von
360 000 Euro gegenüber. Jugendhilfemaßnahmen zahlen
sich also dreifach aus. Fazit des Instituts: Ausgaben für die
Jugendlichen sind keine Kosten, sondern Investitionen,
und daher seien kurzfristige Sparmaßnahmen in diesem
Bereich zu verurteilen. Quelle: Sozialcourage 2.2008

Strategien der Gewaltprävention im Kindes- und
Jugendalter. Eine Zwischenbilanz in sechs Handlungsfel-
dern. Hrsg. Arbeitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitäts-
prävention des DJI. Selbstverlag. München 2007, 359 S.,
kostenlos *DZI-D-8253* 
Vor dem Hintergrund der politischen Debatten um eine
Verschärfung des Jugendstrafrechts entstand im Jahr 2006

diese Veröffentlichung zum Thema Gewaltprävention. Kon-
zipiert und erstellt wurde sie durch die Arbeitsstelle Kinder-
und Jugendkriminalitätsprävention am Deutschen Jugend-
institut (DJI) in München in Kooperation mit dem Deut-
schen Forum für Kriminalprävention und der Polizeilichen
Kriminalprävention der Länder. Im Mittelpunkt stehen We-
ge der Gewaltprävention in den Handlungsfeldern Familie,
Kindertagesbetreuung, Schule, Kinder- und Jugendhilfe,
Polizei und Justiz, wobei auch Themen wie Migration, Gen-
der, Medien und Partizipation aufgegriffen werden. Die
Berichte geben vielfältige Anregungen für Politik, Fach-
praxis und Forschung. Am Schluss steht das Fazit, dass
Gewalt im Kindes- und Jugendalter eine Herausforderung
an alle gesellschaftlichen Gruppen darstellt, der durch die
Zusammenarbeit verschiedener Bereiche begegnet wer-
den müsse. Bestelladresse: Deutsches Jugendinstitut, Ar-
beitsstelle Kinder- und Jugendkriminalitätsprävention,
Postfach 90 03 52, 81503 München 

�Ausbildung und Beruf
Veränderung der Semesterzeiten. Die Hochschulrekto-
renkonferenz will die Semesterzeiten der Universitäten vom
Jahr 2010 an ändern. Aus dem Wintersemester, das bislang
vom 1.Oktober bis zum 31.März dauert, soll ein Herbstse-
mester mit Laufzeit vom 1. September bis zum 28. Februar
werden. Die Vorlesungen und Seminare würden dann schon
am ersten Montag des Septembers starten und bis spätes-
tens Ende Januar dauern. Gleichzeitig würde aus dem
Sommer- ein Frühjahrssemester mit der Vorlesungszeit
von Anfang März bis Ende Juni. Die Rektorinnen und Rek-
toren wollen den deutschen Universitätskalender an inter-
nationale Standards anpassen und grenzüberschreitende
Hochschulwechsel erleichtern.Quelle: Uni Spiegel 3.2008

25-jähriges Jubiläum des Senior Experten Service
(SES). Der SES feierte im Mai 2008 sein 25-jähriges Be-
stehen mit einem Festakt. Im Rahmen des SES engagieren
sich Rentnerinnen und Rentner mit ihrer beruflichen Erfah-
rung ehrenamtlich vorwiegend in kleinen und mittleren
Unternehmen, öffentlichen Institutionen, Kommunen, Aus-
bildungseinrichtungen und internationalen Organisationen.
Der SES wurde 1982 unter Obhut des Deutschen Industrie-
und Handelskammertages mit finanzieller Unterstützung
des Bundesministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit und Entwicklung ins Leben gerufen. Seit dem Jahr
2003 wird die gemeinnützige GmbH von einer Stiftung
getragen. Quelle: Nachrichtendienst Bürgergesellschaft
5.2008

seniorTrainerinnen und seniorKompetenzteams. Er-
fahrungswissen und Engagement älterer Menschen in einer
neuen Verantwortungsrolle. Hrsg. Dietrich Engels und an-
dere. ISAB-Verlag. Köln 2007, 254 S., EUR 12,– 
*DZI-D-8254*
Dieser Bericht dokumentiert die Evaluation des Modellpro-
gramms „Erfahrungswissen für Initiativen“ (EFI), das in den
Jahren 2002 bis 2006 vom Bundesministerium für Familie,
Senioren, Frauen und Jugend gemeinsam mit zehn Bundes-
ländern durchgeführt wurde. Im Verlauf des Programms
wurden rund 1000 ältere Menschen zu seniorTrainerinnen
und -trainern qualifiziert, um ihre Kompetenzen für eine
Tätigkeit im Rahmen des bürgerschaftlichen Engagements
zu stärken. Das Spektrum der gewählten Aktivitäten war

271 Soziale Arbeit 7.2008

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2008-7 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 17.01.2026, 19:25:25. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0490-1606-2008-7


breit gefächert mit Schwerpunkt im sozialen Bereich. Ziel
des Programms war es, zu einem gesellschaftlich akzep-
tierten Rollenbild des Alters beizutragen und die Lebens-
qualität im Alter zu erhöhen. Bestelladresse: ISAB Institut
für sozialwissenschaftliche Analysen und Beratung GmbH,
Overstolzenstraße 15, 50677 Köln, Tel.: 02 21/41 20 94,
Fax: 02 21/41 70 15

Freiburger Fachhochschulteam prämiert. Für seine
Initiative„Anerkennung durch Engagement“erhält der
Freiburger Psychologieprofessor Gerhard Veith einen mit
10 000 Euro dotierten Projektpreis im Transatlantischen
Ideenwettbewerb USable der Hamburger Körber-Stiftung.
Im Projekt kooperieren der Studiengang Soziale Arbeit an
der Katholischen Fachhochschule Freiburg, Schulen und
Jugendhilfeeinrichtungen miteinander. Zwei amerikanische
Pädagogikkonzepte standen dabei Pate: Die Positive Peer
Culture, die Nutzung des positiven Einflusses, den auch
schwierige Jugendliche aufeinander haben können, und
Service Learning, das Lernen durch gemeinnütziges Tun.
Das Projekt soll verhaltensauffälligen Jugendlichen dabei
helfen, Ressourcen freizusetzen, mit denen sie ihre Lebens-
wege erfolgreich gestalten können. Wie zum Beispiel beim
Charity-Projekt „An die Teller, fertig, los!“: Vier Jungen
aus einer sozialpädagogischen Wohngruppe organisierten
gemeinsam mit Studentinnen ein Galadinner; der Erlös ging
an einen Kinderhort in Afrika. Quelle: Pressemitteilung der
Körber-Stiftung vom 2. Juni 2008

Heilpädagogik und das Fremde. Für Menschen. Mit-
Menschen. Mit diesem Thema richtet der Berufs- und Fach-
verband Heilpädagogik e.V. (BHP) seine diesjährige Bundes-
fachtagung in Fulda aus. Alle Kolleginnen, Kollegen, Inte-
ressierte, Studierende und Mitglieder des BHP sind einge-
laden, sich in mehr als 16 Foren und Diskussionspodien an
einem Erfahrungsaustausch zu beteiligen. Eine Onlinean-
meldung ist unter www.heilpaedagogikwirkt.de möglich.
Quelle: Pressemitteilung des BHP vom 22. Mai 2008

Studium Public-Management Betreuung und Vor-
mundschaft. Die Akademie für öffentliche Verwaltung
und Recht, ein Institut der staatlich anerkannten Stein-
beis-Hochschule Berlin, bietet seit zwei Jahren diesen be-
rufsbegleitenden Bachelorstudiengang mit staatlich aner-
kanntem Hochschulabschluss an. Das dreijährige Studium
für rechtliche Betreuerinnen und Betreuer, Vormünder und
Verfahrenspflegerinnen startet zum dritten Mal im Dezem-
ber 2008. Bewerbungen werden bis Ende September 2008
entgegengenommen. Informationen: Akademie für öffent-
liche Verwaltung und Recht, Internet: www.aoev.de

9.-11.9.2008 Köln. ASD-Bundeskongress 2008: „ASD –
wichtiger denn je!“ Anmeldung: Deutscher Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge, Michaelkirchstraße 17/18,
10179 Berlin,Tel.: 030/629 80-605, E-Mail: veranstaltungen
@deutscher-verein.de

12.-14.9.2008 Trier. Seminar: Anerkennung und Respekt
als Lebensenergien. Konzepte und Methoden der systemi-
schen Transaktionsanalyse. Anmeldung: Katholische Aka-
demie Trier, Postfach 23 20, 54213 Trier, Tel.: 06 51/81 05-
232, E-Mail: anmeldung.jat@bgv-trier.de

23.-25.9.2008 Eisenach. EREV-Forum: Wettbewerbliche
Steuerung und Finanzierung der Jugendhilfe. Information:
Evangelischer Erziehungsverband e.V., Flüggestraße 21,
30161 Hannover, Tel.: 05 11/39 08 81-13, E-Mail: info@
erev.de

24.-26.9.2008 Berlin. Kongress und Fachmesse: Integra-
tion verpflichtet – Die Beiträge der Caritas. Information:
Deutscher Caritasverband e.V., Abt. Soziales und Gesund-
heit, Referat Migration und Integration, Karlstraße 40,
79104 Freiburg im Breisgau, Tel.: 07 61/200-747, E-Mail:
Helene.Ehemann@caritas.de

27.-28.9.2008 Bonn. 1.Tagespflege-Tage 2008: Das Lauf-
stall-Wochenende. Information: Verlag interna, August-
straße 1, 53229 Bonn, Internet: www.laufstall.de/tages
pflegetage/anmeldungsunterlagen.htm

1.-2.10.2008 Freiburg im Breisgau. Freiburger Arbeits-
therapietage: Auswirkungen des globalisierten Marktes –
Herausforderung und Antworten für die Arbeitstherapie.
Information: AGJ Fachverband für Prävention und Reha-
bilitation in der Erzdiözese Freiburg e.V., Oberau 21,79102
Freiburg im Breisgau, Tel.: 07 61/218 07-41, E-Mail: fort
bildung@agj-freiburg.de

9.-11.10.2008 Erfurt. 5. Kongress der Deutschen Alzhei-
mer Gesellschaft: Selbsthilfe Demenz. Aktiv für Demenz-
kranke. Anmeldung: CTW, Congress Organisation Thomas
Wiese, Hohenzollerndamm 125, 14199 Berlin, E-Mail:
alzheimer@ctw-congress.de

15.10.2008 Güstrow. Kinderschutzkonferenz: Gemeinsam
tagen – gemeinsam handeln. Information: Schabernack –
Zentrum für Praxis und Theorie der Jugendhilfe e.V., Scha-
bernack 70, 18273 Güstrow, Tel.: 038 43/83 38-0, E-Mail:
info@schabernack-guestrow.de

17.-19.10.2008 Hannover. 6. Mädchenkonferenz für Mäd-
chen und junge Frauen mit Behinderung. Information:
Bundesverband für Körper- und Mehrfachbehinderte e.V.,
Brehmstraße 5-7, 40239 Düsseldorf, Tel.: 02 11/640 04-16,
E-Mail: mimmi@bvkm.de
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1.00 Sozialphilosophie /
Sozialgeschichte 
Hamburger, Franz: Im Namen der Auf-
klärung? Über den öffentlichen Umgang
mit dem Islam in Deutschland.- In: Neue
Praxis ; Jg. 38, 2008, Nr. 1, S. 96-99.
*DZI-2387*
McGrath Morris, Patricia: Reinterpre-
ting Abraham Flexner’s speech, „Is So-
cial work a profession?“ Its meaning
and influence on the field's early pro-
fessional development. - In: Social Ser-
vice Review ; Jg. 82, 2008, Nr. 1, S. 29-
60.*DZI-0178*

2.01 Staat /Gesellschaft
Arlt, Ute: Rechtliche Rahmenbedingun-
gen bei eGovernment. - In: Deutsche
Verwaltungspraxis ; Jg. 59, 2008, Nr. 3,
S. 97-99.*DZI-2914*
Droege, Michael: Eine halbherzige Re-
form: Die Neugestaltung des Spenden-
und Gemeinnützigkeitsrechts durch das
Gesetz zur weiteren Stärkung des bür-
gerschaftlichen Engagements. - In: Bei-
träge zum Recht der sozialen Dienste
und Einrichtungen ; 2008, Nr. 66, S.56-
66.*DZI-2978*
Kieserling, André: Felder und Klassen
– Pierre Bourdieu's Theorie der moder-
nen Gesellschaft. - In: Zeitschrift für So-
ziologie ; Jg. 37, 2008, Nr. 1, S. 3-24.
*DZI-2526*
Kohlmeier, Anabell: Berufliche Weiter-
bildung: Ableitung und Umsetzung der
Finanzierungsverantwortung von Staat
und Individuen.- In: Sozialer Fortschritt ;
Jg. 57, 2008, Nr. 2, S. 48-53.*DZI-0518*
Wagner, Stephan F.: Wert ehrenamtli-
cher Arbeit. - In: Sozialwirtschaft ; Jg.18,
2008, Nr. 2, S. 29-30.*DZI-2991z*

2.02 Sozialpolitik
Adamy, Wilhelm: Bilanz aus 2007 –
Perspektiven für 2008: Arbeitsmarktpo-
litik und Haushalt der BA. - In: Soziale
Sicherheit ; Jg.57, 2008, Nr. 2, S. 56-67.
*DZI-0524*
Cremer, Georg: Mindestlohn und staat-
liche Ergänzung verbinden. - In: neue
caritas ; Jg.109, 2008, Nr. 5, S. 12-17.
*DZI-0015z*
Griep, Heinrich: Entbürokratisierung des
sozialrechtlichen Leistungserbringungs-
rechts. - In: Beiträge zum Recht der so-
zialen Dienste und Einrichtungen ; 2008,
Nr. 66, S. 27-55.*DZI-2978*
Just, Katrin: Absicherung von nicht er-
werbsmäßig tätigen Pflegepersonen in

der Sozialversicherung. - In: Soziale Si-
cherheit ; Jg. 57, 2008, Nr. 2, S. 74-78.
*DZI-0524*
Leopold, Dieter: Der Gesundheitsfonds
soll es ab 2009 richten: Ein neuartiges
Finanzinstrument zur Sanierung des Ge-
sundheitswesens. - In: Wege zur Sozial-
versicherung ; Jg. 62, 2008, Nr. 1, S. 13-
15.*DZI-0107*
Leube, Konrad: Kein Unfallschutz für
Privatversicherte im Krankenhaus – ist
dieser Umstand verfassungsgemäß?
Zur Anwendung des § 2 Abs. 1 Nr. 15a
SGB VII. - In: ZFSH/SGB ; Jg. 47, 2008,
Nr. 3, S. 146-149.*DZI-1450z*
Pundt, Johanne: Qualifizierungsbedarf:
Notwendige Herausforderungen für Ge-
sundheitsberufe. - In: Public Health Fo-
rum ; Jg. 16, 2008, Nr. 58, S. 6-8.
*DZI-3000*
Reinecke, Julia: Gibt es eine „Europäi-
sche Familienpolitik“? - In: Nachrichten-
dienst des Deutschen Vereins für öffent-
liche und private Fürsorge ; Jg.88, 2008,
Nr. 3, S.111-117.*DZI-0044*
Schommer, Rainer: Pflegeanbieter als
starker Partner: Differenzierungstrate-
gien für Pflegeanbieter in regionalen
Versorgungsstrukturen. - In: Heim und
Pflege ; Jg. 39, 2008, Nr. 3, S. 94-96.
*DZI-2496z*
Vogt-Wuchter, Beatrix: Gesundheits-
hilfe stellt bald jeden zweiten Arbeits-
platz. - In: neue caritas ; Jg. 109, 2008,
Nr. 5, S. 23-26.*DZI-0015z*
Weber, Martina: Regelleistungen sind
nicht erlaubt: Ein-Euro-Jobs in der Pfle-
ge. - In: Pflegezeitschrift ; Jg. 61, 2008,
Nr. 3, S. 152-154.*DZI-0528z*
Wöhrle, Armin: Erfolgreich ins Manage-
ment: Ergebnisse der Absolventenbefra-
gung eines Masterstudiengangs „So-
zialmangement“. - In: Blätter der Wohl-
fahrtspflege ; Jg.155, 2008, Nr. 2, S. 73-
74.*DZI-0228*

2.03 Leben /Arbeit /Beruf
Bruchhagen, Verena: Ein Konzept zwi-
schen Professionalisierung und Politi-
sierung: Managing Gender & Diversity.
- In: Forum Sozial ; 2008, Nr. 2, S. 8-11.
*DZI-0264z*
Burchardt, Susann: Schulen und Stadt-
teilorientierung: Strukturelle Grenzen
und institutionelle Chancen. - In: Dis-
kurs Kindheits- und Jugendforschung ;
Jg. 03, 2008, Nr.1, S. 83-97.*DZI-3052*
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schulkinder: Ergebnisse einer Begleit-
untersuchung. - In: Diskurs Kindheits-
und Jugendforschung ; Jg. 03, 2008, Nr.
1, S. 25-40.*DZI-3052*
Ziegler, Albert: Feinmotorische Defizite
als Ursache des Underachievements be-
gabter Grundschüler. - In: Diskurs Kind-
heits- und Jugendforschung ; Jg. 03,
2008, Nr. 1, S. 53-66.*DZI-3052*
Zimmer, Renate: Sprachförderung
braucht Bewegung: Was Springen, Tan-
zen und Klettern mit Sprachentwicklung
zu tun haben. - In: Kindergarten heute ;
Jg. 38, 2008, Nr. 3, S. 8-12.*DZI-3048*

7.02 Jugendliche
Carol, Kerstin: Regionale Ressourcen
erschließen: Das Bundesprogramm
„Kompetenzagenturen“am Beispiel
des Landkreises Saalfeld-Rudolstadt. -
In: Blätter der Wohlfahrtspflege ; Jg.
155, 2008, Nr. 2, S. 59-61.*DZI-0228*
Körner, Gabriele: Du hast das Gefühl,
du kannst laufen, laufen, laufen: Pro-
gramm BodyGuard bietet Gesundheits-
förderung für sozial benachteiligte Ju-
gendliche.- In: Forum sozialarbeit + ge-
sundheit ; 2008, Nr. 2, S. 20-22.
*DZI-2193z*
Schröter, Veronika: Im Chaos werden
Rosen blühen: das Messiephänomen. -
In: Forum Sozial ; 2008, Nr. 2, S. 38-41.
*DZI-0264z*
Ungeheuer-Eicke, Anita: „Music heals
the soul“– Musik heilt die Seele: Das
musikpädagogische Konzept des Ju-
gendhilfezentrums Johannesstift. - In:
Dialog Erziehungshilfe ; 2008, Nr. 1,
S. 29-30.*DZI-0211z*

7.03 Frauen
Berger, Manfred: Frauen in sozialer Ver-
antwortung - Antonie (Toni) Nopitsch. -
In: Unsere Jugend ; Jg. 60, 2008, Nr. 3,
S. 125-128.*DZI-0135*
Erzberger, Christian: Bildung hinter Git-
tern – eine Chance auch für benachtei-

ligte Frauen? - In: Zeitschrift für Heilpä-
dagogik ; Jg. 59, 2008, Nr. 3, S. 100-
108.*DZI-0200*
Renner, Ilona: Einstellungen zu Präna-
taldiagnostik: Die Bundeszentrale für
gesundheitliche Aufklärung befragte
Schwangere. - In: Pro Familia Magazin ;
Jg. 36, 2008, Nr.1, S. 20-21.*DZI-2643z*

7.04 Ehe/Familie/
Partnerbeziehung
Knittel, Bernhard: Neues Gesetz zur
Klärung der Vaterschaft verabschiedet.
- In: Das Jugendamt ; Jg. 81, 2008, Nr.
3, S. 117-120.*DZI-0110z*
Straub, Ute: Hilfe aus eigener Kraft:
Family Group Conference. - In: Sozial-
magazin ; Jg. 33, 2008, Nr. 4, S.10-18.
*DZI-2597*
Swanberg, Jennifer E.: Quality jobs in
the new millennium: Incorporating fle-
xible work options as a strategy to as-
sist working families. - In: Social Service
Review ; Jg. 82, 2008, Nr. 1, S. 119-147.
*DZI-0178*

7.05 Migranten
Beck, Sebastian: Migranten-Milieus:
Erste Erkenntnisse über Lebenswelten
und wohnungsmarktspezifische Präfe-
renzen von Personen mit Migrationshin-
tergrund in Deutschland. - In: Forum
Sozial ; 2008, Nr. 2, S. 12-16.
*DZI-0264z*
Fournier, Katharina: Testfall für Inte-
gration: Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund in der Jugendsozialarbeit. - In:
Blätter der Wohlfahrtspflege ; Jg. 155,
2008, Nr. 2, S. 62-64.*DZI-0228*
Kornischka, Jürgen: Psychosoziale Be-
lastungsfaktoren und psychische Erkran-
kungen bei Spätaussiedlern. - In: Psy-
chiatrische Praxis ; Jg. 35, 2008, Nr. 2,
S. 60-66.*DZI-2574*

7.06 Arbeitslose
Hofmann, Tina: Erfolge ohne Nachhal-
tigkeit: Die Jugendarbeitslosigkeit kann
mit arbeitsmarktpolitischen Initiativen
allein nicht bekämpft werden. - In: Blät-
ter der Wohlfahrtspflege ; Jg.155, 2008,
Nr. 2, S. 50-52.*DZI-0228*

7.07 Straffällige/
Strafentlassene
Cornel, Heinz: Alternativen zum Ge-
fängnis zwischen Alibi, Reformpolitik
und realem Abolitionismus. - In: Krimi-
nologisches Journal ; Jg. 40, 2008, Nr.1,
S. 54-66.*DZI-2272*
Dünkel, Frieder: Aktuelle Daten zur Si-
cherungsverwahrung. - In: Forum Straf-
vollzug ; Jg. 57, 2008, Nr. 2, S. 76-79.
*DZI-0311*
Feest, Johannes: Abolitionismus: Einige
Antworten auf oft gestellte Fragen. - In:
Kriminologisches Journal ; Jg. 40, 2008,
Nr. 1, S. 6-20.*DZI-2272*

Köhne, Michael: Eine gesetzliche Grund-
lage für den Vollzug der Untersuchungs-
haft. - In: Forum Strafvollzug ; Jg. 57,
2008, Nr. 2, S. 88-92.*DZI-0311*
Walter, Joachim: Notizen aus der Pro-
vinz: Eine erste Bilanz der Gesetzge-
bung der Länder zum Jugendstrafvoll-
zug. - In: Kriminologisches Journal ; Jg.
40, 2008, Nr. 1, S. 21-31.*DZI-2272*

7.10 Behinderte / 
kranke Menschen
Baier, Dirk: Schule vs. Familie und Me-
dien – zur Bedeutung verschiedener
Sozialisationsinstanzen für das Gewalt-
verhalten von Förderschülern mit Lern-
behinderung. - In: Zeitschrift für Heil-
pädagogik ; Jg. 59, 2008, Nr. 3, S. 88-
99.*DZI-0200*
Gurlit, Simone: „Mehr als nur Händ-
chenhalten“: Spezialisierte Betreuung
von an Demenz erkrankten Menschen
für den OP. - In: Pflegezeitschrift ; Jg. 61,
2008, Nr. 3, S. 130-132.*DZI-0528z*
Hauck, Otto: Jetzt gilt das Allgemeine
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) auch
für privatrechtliche Versicherungsver-
träge. - In: Horus ; 2008, Nr. 1, S. 15-17.
*DZI-0899*
Herpertz, Stephan: Adipositas ist mehr
als eine Essstörung: Die multidimensio-
nale Betrachtung einer Pandemie. - In:
Zeitschrift für Psychosomatische Medi-
zin und Psychotherapie ; Jg. 54, 2008,
1, S. 4-31.*DZI-0905z*
Höfer, Renate: Von dicken Kindern,
Raufbolden und Zappelphilippen: So-
zialarbeit gewinnt an Bedeutung für
die Gesundheit von Kindern und Ju-
gendlichen. - In: Forum sozialarbeit +
gesundheit ; 2008, Nr. 2, S. 6-8.
*DZI-2193z*
Lehmann, Johannes: Ein Stimme für
die Sprachlosen: Dementia Care Mapp-
ing sichert die Qualität bei der Versor-
gung dementer Bewohner in den Hei-
men der Seniorenstiftung Prenzlauer
Berg.- In: Heim und Pflege ; Jg.39, 2008,
Nr. 3, S. 74-76.*DZI-2496z*
Löffler-Stastka, Henriette: Prädiktoren
des Therapieabbruchs in psychoanalyti-
schen Behandlungen von Patienten mit
Persönlichkeitsstörungen.- In: Zeitschrift
für Psychosomatische Medizin und Psy-
chotherapie ; Jg. 54, 2008, 1, S. 63-76.
*DZI-0905z*
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Wenn Eltern aufgeben.Therapie und Beratung bei kon-
flikthaften Trennungen von Eltern und Kindern. Von Gian-
franco Cecchin und Marie-Luise Conen. Carl-Auer Verlag.
Heidelberg 2007, 239 S., EUR 24,95 *DZI-D-8289*
Dieses Buch bietet aus der Perspektive der systemischen
Therapie Hilfestellungen für Eltern, die sich überfordert
fühlen und den Wunsch haben, sich von ihren Kindern zu
trennen. Es wird erläutert, wie das Bild über Familien da-
zu beiträgt, Druck auf die Eltern auszuüben, denn zumeist
sind sie es, die für deviantes Verhalten der Kinder, wie zum
Beispiel Schulabsentismus, verantwortlich gemacht werden.
Die Autoren vertreten die Auffassung, dass ein solches Pro-
blemverhalten als Botschaft an die Eltern oder als Rebel-
lion interpretiert werden kann. Viele Konflikte beruhten
zudem auf eingefahrenen Vorstellungen hinsichtlich des
elterlichen Aufgabenbereiches, der Interessen der Kinder
oder der Funktion des Staates. Das Buch unterstützt The-
rapierende und andere professionelle Helferinnen und
Helfer bei der Arbeit mit den betroffenen Familien und
veranschaulicht anhand ausführlicher Fallbeispiele die
möglichen Wege der Konfliktbewältigung.

Sorge um die Kinder. Beiträge zur Geschichte von Kind-
heit, Kindergarten und Kinderfürsorge. Hrsg. Sabine Hering
und Wolfgang Schröer. Juventa Verlag. München 2008,
232 S., EUR 24,– *DZI-D-8288*
Dieser Sammelband enthält Beiträge zur Lebenslage und
Betreuung von Kindern in verschiedenen geschichtlichen
Kontexten. Auf eine einleitende Darstellung der mittelalter-
lichen Konzeption der Kindheit folgen Erläuterungen zur
öffentlichen Kleinkindererziehung in der ersten Hälfte des
19. Jahrhunderts. Der nächste Teil des Buches befasst sich
mit der Entstehung des Kindergartens und dessen Abgren-
zung von schulischen Einrichtungen. Hier wird auch die
Entwicklung der Fröbel-Bewegung beschrieben, die sich
für eine Zusammenlegung der beiden Institutionen ein-
setzte. Weitere Artikel thematisieren die Sorge für Kinder
und Jugendliche zu Beginn des 20. Jahrhunderts, wobei
unter anderem auf die Ideen der Frauenbewegung, die Kin-
derfürsorge in der bremischen Textilindustrie und die kom-
munistische Kindergruppenarbeit Bezug genommen wird.
Mit Betrachtungen zur Situation von Heranwachsenden
im Nationalsozialismus schließt der Band.

Demenz – mit dem Vergessen leben. Ein Ratgeber für
Betroffene.Von Elisabeth Stechl und anderen. Mabuse-Ver-
lag.Frankfurt am Main 2008,133 S.,EUR 15,90*DZI-D-8272*
Dieser Ratgeber richtet sich an Menschen mit Demenz im
Frühstadium, deren Angehörige und alle, die einen Einblick
in das Wesen dieser Krankheit gewinnen möchten. Zunächst
wird beschrieben, wie sich Demenz äußert, in welchen For-
men sie auftritt und welche ähnlichen Krankheiten es gibt.
Anschließend folgen Tipps für die Alltagsbewältigung. In
kurzen Interviewausschnitten schildern Betroffene, wie sie
mit den auftretenden Problemen umgehen. Die Autorinnen

zeigen Möglichkeiten auf, das Leben mit Demenz leichter
zu gestalten, und machen Mut, sich mit der Krankheit aus-
einanderzusetzen. Sie stellen verschiedene therapeutische
und kirchliche Hilfeangebote vor, ergänzt durch einen
Überblick über die Sozialleistungen einzelner Träger. Am
Ende des Buches finden sich ein umfangreiches Verzeich-
nis von Beratungsstellen sowie Hinweise zur weiterfüh-
renden Literatur.

Weibliche und männliche Entwürfe des Sozialen.
Wohlfahrtsgeschichte im Spiegel der Genderforschung.
Hrsg. Elke Kruse und Evelyn Tegeler. Verlag Barbara Bud-
rich. Opladen 2007, 345 S., EUR 36,– *DZI-D-8283*
Diese Festschrift erschien anlässlich des 60. Geburtstags
von Professorin Sabine Hering, die im Laufe ihres Berufs-
lebens neben vielen anderen Initiativen im Jahr 1983 das
Archiv der deutschen Frauenbewegung in Kassel gründete.
Durch die Arbeit des Archivs ist das Lebenswerk zahlreicher
Wissenschaftlerinnen und Politikerinnen für die Öffentlich-
keit zugänglich gemacht worden. Dieser Sammelband fügt
diverse Beiträge zum Komplex Soziale Arbeit und Gender-
forschung zusammen. Sie machen in ihrer Unterschied-
lichkeit anschaulich, wie vielschichtig das Thema ist. Zu-
nächst werden historische Gesichtspunkte beleuchtet, wie
die Professionsgeschichte und die Entwicklung verschiede-
ner Organisationen und Vereinigungen. Es folgen Biogra-
phien von vier Persönlichkeiten der Sozialen Arbeit: Ilse
Arlt, Victor Gollancz, Rayna Petkova, Lieselotte Pongratz.
Ferner geht es um die Bedeutung von Genderaspekten in
der sozialarbeiterischen Ausbildung, auch mit Bezug auf
Russland und die früheren Ostblockstaaten, und um ge-
sellschaftliche und individuelle Herausforderungen für die
Soziale Arbeit. Diese werden zum Beispiel in der Schaffung
einer transkulturellen Integrationsarbeit gesehen. Das Buch
schließt mit Betrachtungen zum Frauenbild des sowjeti-
schen Pädagogen Anton S. Makarenko und zur Arbeit des
Archivs der deutschen Frauenbewegung.

Migration und Psyche. Aufbrüche und Erschütterungen.
Hrsg. Sigrid Scheifele. Psychoszial-Verlag. Gießen 2008,
151 S., EUR 22,90 *DZI-D-8291*
Dieser Sammelband enthält die interdisziplinären Referate
zweier Tagungen des Frankfurter Psychoanalytischen Insti-
tuts zum Thema „Migration und interkulturelle Psychoana-
lyse“. In der ersten Tagung ging es um die Auseinanderset-
zung mit unbewussten Phantasien, die durch die Begeg-
nung mit dem Fremden ausgelöst werden, und um Konflikte
zwischen bewussten und unbewussten Gedanken. Im Au-
genmerk der zweitenTagung lag die Diskussion der migra-
tionsbedingten Chancen und Erschütterungen. Die einzel-
nen Beiträge beleuchten zum Beispiel die Faszination des
Fremden, Glück und Unglück in der Emigration, die trans-
kulturelle Psychotherapie nach Marie Rose Moro und Gen-
der-Differenzen in Migrantenfamilien. Dabei wird unter-
sucht, welche Voraussetzungen eine interkulturelle Psycho-
therapie begünstigen und wie verschiedene durch Migra-
tion und Exil hervorgerufene seelische Probleme überwun-
den werden können.

Das Vergessen erleben. Lebensgeschichten von Men-
schen mit einer demenziellen Erkrankung. Hrsg. Gudrun
Piechotta. Mabuse-Verlag. Frankfurt am Main 2008,
242 S., EUR 19,80 *DZI-D-8281*
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Im deutschsprachigen Raum gibt es zwar viel Literatur
zum Thema Demenz, jedoch nur wenige Bücher, die von
Patientinnen oder Patienten verfasst wurden. Dieser Band
enthält zehn Berichte von Betroffenen, bei denen sich die
Demenz im Frühstadium oder am Anfang des mittleren Sta-
diums befindet und die deshalb noch in der Lage sind, ihren
biographischen Hintergrund, ihre Lebenslage und Sympto-
me der Erkrankung zu schildern. Die einzelnen Darstellun-
gen beruhen auf Gesprächen und enthalten jeweils eine
Vorbemerkung und einen Nachtrag. Im Anhang werden
Adressen von Beratungsstellen und Gedächtnissprechstun-
den genannt. Die Autorin möchte mit dieser Publikation
bei der Auseinandersetzung mit auftretenden Problemen
helfen und vermittelt einen differenzierten Einblick in die
Lebensrealität der erkrankten Menschen.

Probleme des Alterns. Fortschritte der Psychotherapie.
Von Simon Forstmeier und Andreas Maercker. Hogrefe
Verlag. Göttingen 2008, 110 S., EUR 19,95 *DZI-D-8295*
Der Mangel an psychologischem Wissen über alterstypi-
sche Störungen sowie deren Behandlung mag ein Grund
für die Unterrepräsentation älterer Menschen in psycho-
therapeutischen Praxen sein. Diesem Missstand möchte
das vorliegende Buch Abhilfe schaffen. Die psychischen
Herausforderungen des Alternsprozesses werden in einen
Zusammenhang zu den jeweiligen physischen, kognitiven
und sozialen Veränderungen gesetzt, um dann verschie-
dene Interventionsmöglichkeiten vorzustellen, wie zum
Beispiel Selbstständigkeitsinterventionen, Psychotherapie,
Interventionen beim Übergang ins Seniorenheim und Le-
bensrückblicksinterventionen. Zudem werden Hinweise zu
entsprechenden Modifikationen in der Behandlung von
Phänomenen wie Insomnie, Depression, Angststörungen
und Trauer gegeben. Das Buch enthält praxisnahe Erläute-
rungen und bietet Therapierenden eine Fülle von Anleitun-
gen zum Umgang mit den seelischen Problemen alternder
Menschen.

Orte zum Leben – Orte zum Sterben. Palliative Care in
Organisationen umsetzen. Von Katharina Heimerl. Lam-
bertus-Verlag. Freiburg im Breisgau 2008, 64 S., EUR 9,–
*DZI-D-8300*
Dieses Buch befasst sich mit der Umsetzung der Hospiz-
idee in den einzelnen Institutionen des Gesundheitssystems
wie Krankenhäusern, Altenpflegeheimen und ambulanten
Pflegediensten. Zunächst werden gängige Vorstellungen
vom Sterben in der heutigen Zeit betrachtet. Anschließend
geht es um die Geschichte der kurz nach dem Zweiten
Weltkrieg von Cicely Saunders und Elisabeth Kübler-Ross
ins Leben gerufenen Hospizbewegung, die sich vom eng-
lischsprachigen Raum ausgehend inzwischen zu einer glo-
balen Bewegung ausgeweitet hat. Die Autorin beschreibt
verschiedene Voraussetzungen für das Gelingen von Pal-
liative-Care-Prozessen, wie zum Beispiel Betroffenenorien-
tierung, interdisziplinäre Zusammenarbeit und Projekt-
management, und erklärt, wie die jeweiligen Innovationen
in den Einrichtungen des Gesundheitswesens verwirklicht
werden können.

Gewalt gegen Pflegekräfte. Problematische Situationen
erkennen und lösen. Von Birgit Panke-Kochinke. Mabuse-
Verlag. Frankfurt am Main 2008, 103 S., EUR 14,90 
*DZI-D-8280*

Pflegende werden in ihrem Berufsalltag nicht selten Opfer
von Aggression und Gewalt. Meist sind sie der Situation
gewachsen, denn sie verfügen über ein eingeübtes Reper-
toire an möglichen Reaktionsweisen. In manchen Fällen
jedoch helfen die gelernten Techniken und Strategien nicht
weiter und es kommt zu körperlichen oder seelischen Ver-
letzungen. Aus diesem Anlass beschäftigt sich die Autorin
mit dem Thema der Gewalt im Kontext der Pflege. Anhand
einer auf Einzelinterviews und Gruppendiskussionen beru-
henden empirischen Untersuchung entwickelt sie eine Rei-
he von Handlungsmustern für eine fallspezifische Präven-
tion und Intervention, wobei verschiedene Rollenverteilun-
gen, Konfliktfelder und Lösungswege dargestellt werden.
Die Pflegenden, ihre Leitungen und Teams erhalten so
einen praxisnahen Überblick über die vielfältigen Wege
der Deeskalation.

Wer sich nicht bindet, trauert nicht. Der Tod und das
Leben der Trauernden danach. Von Andreas Häfke. Tectum
Verlag. Marburg 2008, 109 S., EUR 24,90 *DZI-D-8314*
Der Autor setzt sich mit der Frage auseinander, warum
manche Menschen bei einem Todesfall einer nahestehen-
den Person mehr trauern als andere. Er beschreibt zunächst
den gesellschaftlichen Umgang mit den Themen Sterben,
Tod und Trauer und deren Verdrängung aus dem öffentli-
chen Bewusstsein. Anschließend betrachtet er die Funk-
tion und Entstehung von Bindungen, wobei er einen Zu-
sammenhang zwischen frühkindllichen Erfahrungen und
Bindungsverhalten herstellt. Ausgehend vom Prozess der
Bindung werden verschiedene Formen von Trauer als Re-
aktion auf Trennungen dargestellt: die „normale Trauer“,
die pathologische Trauer, die Trauerarbeit und Trauerauf-
gaben, die Bewältigung von Trauer sowie Verhaltens- und
Erlebnisweisen trauernder Menschen. Das Buch schließt
mit einer empirischen Untersuchung zum Zusammenhang
von Bindungsqualität und Trauerverlauf.

Die Hilfen zur Erziehung. Anforderungen, Trends und
Perspektiven. Von Jan Ritzmann und Katrin Wachtler. Tec-
tum Verlag. Marburg 2008, 239 S., EUR 24,90
*DZI-D-8316*
Dieses Buch gibt eine Bestandsaufnahme der aktuellen
Situation der Kinder- und Jugendhilfe in Form der Hilfen
zur Erziehung. Zu Beginn werden die rechtlichen Grund-
lagen, die Aufgaben und die Organisation der Jugendhilfe
dargestellt. Die weitere Untersuchung beschäftigt sich mit
dem Einfluss sozialstruktureller Bedingungen, wie zum
Beispiel Arbeitslosigkeit, Armut und Migration, auf den
Hilfebedarf. Thematisiert werden zudem die gesellschaftli-
chen und politischen Rahmenbedingungen und der Ein-
zug betriebswirtschaftlicher Denk- und Verfahrensweisen
in die kommunale Verwaltung. Auf eine Betrachtung der
Herausforderungen und Wirkungen der Jugendhilfe folgt
abschließend ein Überblick über neue Trends und Perspek-
tiven, wobei der Schwerpunkt auf die Annäherung der Ins-
titutionen Schule und Jugendhilfe gelegt wird.

Handbuch Armut und Soziale Ausgrenzung. Hrsg. Ernst-
Ulrich Huster und andere. VS Verlag für Sozialwissenschaf-
ten. Wiesbaden 2008, 623 S., EUR 49,90 *DZI-D-8325*
Die Beiträge dieses Werkes beschreiben die wichtigsten
Ergebnisse der Armutsforschung, beziehen neue Aspekte
mit ein und verbinden nicht nur sozialstaatliche und so-
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zialpädgogische Fragestellungen, sondern auch die Ideen-
geschichte und das breite Feld der Geisteswissenschaften
miteinander. Zu Beginn werden verschiedene theoretische
Ansätze reflektiert, wie zum Beispiel soziologische, sozial-
politische und sozialethische Konzepte sozialer Ungleich-
heit, wirtschaftsliberale Positionen und das Modell einer
dynamischen Armutsforschung. Darauf folgt eine Darstel-
lung der historischen Entwicklung von Armut im abend-
ländischen Kulturkreis. Ein weiterer Teil des Buches be-
schäftigt sich mit gesellschaftlichen Prozessen, individu-
ellen Lebenslagen und unterschiedlichen Erscheinungs-
formen von Armut und Ausgrenzung, wobei vor allem
Zusammenhänge mit Faktoren wie Bildung, Geschlecht,
Gesundheit, Migration und sozialräumliche Segregation
untersucht werden. Das Buch schließt mit einem Kapitel
über Strategien zur Armutsbewältigung.

Was tun SozialpädagogInnen und was glauben sie,
was sie tun? Professionalisierung im Heimalltag. Zweite
Auflage. Von Annegret Wigger. Verlag Barbara Budrich.
Opladen 2007, 142 S., EUR 14,90 *DZI-D-8326*
Diese Studie umreißt detailliert das Profil der sozialpäda-
gogischen Arbeit im Heimbereich. Ausgangspunkt der em-
pirischen Untersuchung sind Beobachtungen von und In-
terviews mit sechs Sozialpädagoginnen und -pädagogen
in drei verschiedenen Einrichtungen in der Schweiz: einem
Dauerwohnheim für schwerbehinderte Erwachsene, einem
Kindersonderschulheim und einer geschlossenen Jugend-
wohngruppe. Die Beschreibung bezieht sich auf verschie-
dene Lebensbereiche, wie den Berufsalltag, die zentralen
Kooperationsformen, den Umgang mit eigenen und frem-
den Gefühlen, das Rollenverständnis und die Erlebnisqua-
lität. Als zentraler Gegenstand der Tätigkeit wird die Ins-
zenierung stellvertretender Lebensräume genannt in dem
Sinne, dass die ursprünglichen Lebensräume durch mög-
lichst angemessene Alternativen ersetzt werden müssen.
Das Buch bietet eine umfassende und konkrete Definition
der sozialpädagogischen Tätigkeit und wendet sich an
alle, die sich für das dargestellte Berufsbild interessieren.

Soziale Kompetenz bei Menschen mit geistiger Be-
hinderung. Von Dörte Fiedler. Verlag Julius Klinkhardt.
Bad Heilbrunn 2007, 144 S., EUR 26,– *DZI-D-8331*
Diese Dissertation befasst sich mit der Vermittlung sozia-
ler Kompetenz an Menschen mit geistiger Behinderung.
Nach einer Klärung der Begriffe„soziale Kompetenz“und
„geistige Behinderung“werden verschiedene Trainings-
programme zum Aufbau sozialer Fertigkeiten vorgestellt,
die jedoch vornehmlich für nicht behinderte Menschen
konzipiert sind. Anschließend erarbeitet die Autorin ein
eigenständiges Konzept zur Förderung der sozialen Kom-
petenz bei erwachsenen Menschen mit geistiger Behinde-
rung und überprüft anhand einer 18-monatigen Interven-
tionsstudie dessen Anwendbarkeit im Rahmen einer pro-
jektorientierten, theaterpädagogischen Arbeit. Die Ergeb-
nisse erlauben den Schluss, dass Menschen mit geistiger
Behinderung durchaus in der Lage sind, ihre soziale Kom-
petenz weiterzuentwickeln, und dass es sinnvoll ist, sie
mit entsprechenden Maßnahmen dabei zu unterstützen.

INTEGRA – Gute Arbeit und gute Pflege für demenz-
kranke alte Menschen. Ergebnisse und Perspektiven
eines Modellprojekts. Hrsg. Paul Fuchs-Frohnhofen und

andere. Tectum Verlag. Marburg 2008, 240 S., EUR 24,90
*DZI-D-8315*
In diesem Sammelband werden die Ergebnisse des Modell-
projekts Integra vorgestellt und in den Rahmen aktueller
Entwicklungen und Erkenntnisse zum Thema „Gute Arbeit
und gute Pflege für demenzkranke alte Menschen“ein-
gebunden. Integra ist ein Kunstname und bedeutet „Inte-
grierte Weiterbildung, Personal- und Organisationsentwick-
lung in stationären Einrichtungen der Altenpflege unter
besonderer Berücksichtigung der Betreuung gerontopsy-
chiatrisch Erkrankter“. Die einzelnen Artikel geben einen
aktuellen Einblick in die inhaltliche Arbeit von Integra und
in die Qualitätsentwicklung der Versorgung von Menschen
mit Demenz in stationären Einrichtungen. Dabei stellen sie
einen im Rahmen des Projekts neu entwickelten Qualitäts-
managementansatz in Form des „Integra-Demenz-Labels“
vor, der die besonderen Anforderungen an die Pflege de-
menziell veränderter Menschen in den Vordergrund stellt.
Verschiedene Beiträge der beteiligten Einrichtungen zei-
gen Entwicklungspotenziale wie auch Problemlagen aus
der Praxis auf – sowohl bezogen auf die „gute Pflege“als
auch bezüglich der Umsetzung von Maßnahmen zur Stär-
kung der Gesundheit und Zufriedenheit der Mitarbeiten-
den in der Demenzversorgung.

Älter werden, Neues wagen. Zwölf Porträts. Von Ulrike
Herrmann und Martina Wittneben. edition Körber-Stiftung.
Hamburg 2008, 293 S., EUR 14,– *DZI-D-8330*
Dieses Buch präsentiert zwölf Porträts von Menschen im
Alter zwischen knapp 60 und 80 Jahren, die noch einmal
neue Projekte angehen, indem sie zum Beispiel ein Unter-
nehmen gründen, sich für ihre Mitmenschen engagieren,
ein polititsches Mandat übernehmen oder ihr künstleri-
sches Talent entdecken. Unabhängig von den Zwängen
des Arbeitslebens und oft auch von familiärer Verantwor-
tung befreit können sie es wagen, ihre Kreativität zu ent-
falten und Träume zu verwirklichen. Zwar haben sich in
den letzten Jahrzehnten die Lebenswirklichkeit älterer Men-
schen und die Erwartungen an das Alter grundlegend ge-
wandelt, doch fehlen weiterhin neue Rollenkonzepte.
Noch immer prägen abgenutzte Stereotypen das Bild der
Generation. Die Autorinnen setzten sich mit dieser Veröf-
fentlichung das Ziel, die herkömmlichen Klischees zu hin-
terfragen und aufzuzeigen, wie sich ein erfülltes Leben im
Alter gestalten lässt.

Zwang in der Heimerziehung. Chancen und Risiken.
Von Mathias Schwabe. Ernst Reinhardt Verlag. München
2008, 208 S., EUR 24,90 *DZI-D-8317*
Dieses Buch befasst sich mit verschiedenen Formen von
Zwang in der Heimerziehung und der Frage nach deren
Legitimität und Legalität. Insbesondere werden die Ergeb-
nisse eines Praxisforschungsprojekts vorgestellt, das in
den Jahren 2004 bis 2006 von drei diakonischen Einrich-
tungen durchgeführt und vom Autor und seinem Team des
Institutes für Innovation und Beratung an der Evangeli-
schen Fachhochschule Berlin wissenschaftlich begleitet
wurde. Ausgehend vom Bereich der Familienerziehung, in
dem Zwang in bestimmten Situationen gerechtfertigt sei,
werden verschiedene Zwangselemente im Heimkontext
untersucht, wie zum Beispiel die Freiheitsbeschränkung
durch Einschließen, die Fixierung und die Verhaltenskon-
trolle durch Punktesysteme. Ein Kapitel des Buches be-
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schreibt die in vielen Heimen übliche Bestrafungspraxis
der Isolierung in Auszeiträumen. In Interviews zum Thema
der Zwangsausübung in den Heimen kommen betroffene
Kinder und Jugendliche auch selbst zu Wort. Das Buch
schließt mit einem Überblick über die entsprechenden
Rechtsnormen und einer Darstellung der vom Fachver-
band Evangelische Erziehungshilfe in Westfalen ausgear-
beiteten Leitlinien zur Anwendung von Zwang in Einrich-
tungen der Erziehungshilfe.

Einführung in Mediation. Von Joseph Duss-von Werdt.
Carl-Auer Verlag. Heidelberg 2008, 116 S., EUR 12,95
*DZI-D-8328*
In diesem Buch wird die Methode der Mediation und de-
ren Anwendungsmöglichkeiten in der Praxis beschrieben.
Es beginnt mit einer Erklärung der wichtigsten Begriffe,
des geschichtlichen Hintergrunds sowie charakteristischer
Eigenschaften der gewählten systemischen Perspektive.
Anhand eines triadischen Modells werden die Grundstruk-
tur des Mediationssystems und dessen einzelne Rollen
und Elemente veranschaulicht, um anschließend acht
aufeinanderfolgende Phasen des Vermittlungsprozesses
vorzustellen. Der Autor bezeichnet die Mediation als fo-
kussierte Kommunikation, die sich auf die zu bearbeiten-
den Probleme oder Konflikte beschränken müsse. Er be-
leuchtet auch die spezifische Rolle der Vermittelnden und
die Positionierung von Mediation im Kontext von Demo-
kratie und freier Marktwirtschaft. Das Buch schließt mit
Betrachtungen zur Bedeutung von Ethos und Ethik für das
entsprechende Berufsfeld.

Implementierung und Weiterentwicklung der Psycho-
sozialen Notfallversorgung. Konzepte und Erfahrungs-
werte. Hrsg. Martina Trummer und Maren Helm. Verlag für
Polizeiwissenschaft. Frankfurt 2008, 215 S., EUR 16,90
*DZI-D-8329*
Dieser Sammelband versteht sich als Beitrag zur kriti-
schen Reflexion der Psychologischen Notfallversorgung 
in Deutschland. Er enthält mehrere Aufsätze zum Thema
Krisenintervention und psychosoziale Betreuung. Der
Schwerpunkt liegt auf der Beschreibung relevanter Be-
reiche, wie zum Beispiel Katastrophenschutz, Feuerwehr,
Polizei, Seeschifffahrt und Luftfahrt. Nach einer Vorstel-
lung einzelner Ansätze von Betreuungskonzepten der
Psychosozialen Notfallversorgung werden verschiedene
Möglichkeiten der Stressbewältigung aufgezeigt. Abschlie-
ßend folgen Berichte aus der Praxis der Kriseninterven-
tion. Das Buch wendet sich an Fachleute der Psychologie,
Pädagogik und Polizei, der Feuerwehr und des Rettungs-
wesens sowie an alle weiteren Personen, die sich für die
diskutierten Fragen interessieren.
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